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Editorial 
 

Die MŸhe hat sich gelohnt und die BeitrŠge der Autoren werden gewŸrdigt: StUPS hat sich etabliert 
und ist nun auch bei der Deutschen Nationalbibliothek gelistet und mit einer ISSN-Nummer verse-
hen Ð das erleichtert das Zitieren und setzt die positive Wahrnehmung durch Downloads und Besu-
che auf der Website fort! Die BeitrŠge der Studierenden am Sozialwissenschaftlichen Institut der HU 
Berlin sto§en weiterhin auf ein positives Echo. 

In dieser Ausgabe findet sich ein besonders aktueller Bezug: der arabische FrŸhling. Dabei handelt es 
sich um ein sehr heterogenes PhŠnomen. WŠhrend diese Entwicklung seinen Anfang in Tunesien 
fand und von gut ausgebildeten jungen Menschen getragen wurde, deren massenhafter Protest genŸg-
te, um das Regime zum Einsturz zu bringen und den Diktator zur Ausreise zu zwingen, waren die 
Entwicklungen bereits in €gypten wesentlich zŠher und langwieriger. ZunŠchst hielt hier das Regime 
mit den Ÿblichen UnterdrŸckungsinstrumenten und Gewalt dagegen und musste dann aber mit der 
Positionierung der Armee zugunsten des Volkes den RŸckzug antreten. Das Volk, erneut gefŸhrt von 
der Jugend des Landes, war der VerhŠltnisse ŸberdrŸssig. Im Jemen war schlie§lich die Situation 
gŠnzlich anders, hier klammerte sich der jahrzehntelang an den Hebeln der Macht sitzende Diktator 
lange an die Macht und versuchte immer wieder die weniger gut ausgebildete Bevšlkerung und die 
durch Stammeszugehšrigkeiten aber auch politisch-religišse Radikalisierungen mancher Gruppen 
charakterisierte Gesellschaft auszutricksen. Und in Libyen und Syrien leiden die Menschen  unter den 
militŠrisch hochgerŸsteten Diktatoren,  die Kriege gegen das eigene Volk fŸhren, noch immer. 

Ob in jedem Falle eine Demokratisierung am Ende der Entwicklungen steht, bleibt zunŠchst noch 
offen. Dieser Frage widmet sich auch das Schwerpunktthema dieser Ausgabe: Demokrat i s i e rung 

durch  Revo lu t ionen und überr eg iona le  Organisa t ionen? Po l i t i s cher  Wande l  von innen und von 
außen . Die Entwicklungen der Šgyptischen Revolution haben Jonas Wiedner in seinem Beitrag dazu 
angeregt, sich dem Thema mit einem institutionalistischen Ansatz zu nŠhern und die Symbolwirkung der 
†berwindung verŠnderungshemmender Institutionen zu diskutieren Ð also VerŠnderungen von in-
nen. Viele arabische LŠnder beziehen ihre Einnahmen aus den reichen Erdšlvorkommen und finan-
zieren so ihre Politiken und EntwicklungsansŠtze Ð ebenso flie§en Milliarden auf die Bankkonten der 
Diktatoren und ihrer Clans. Lina KŸgler beschŠftigt sich mit dem Bedeutungsverlust der OPEC und der 
Uneinigkeit ihrer Mitglieder Ÿber eine gemeinsame Fšrderpolitik und befasst sich schlie§lich mit der 
Frage, ob die Zukunft der OPEC darin liegen kšnnte, zu einer demokratiefšrdernden Ÿberregionalen 
Organisation rohstoffreicher Entwicklungs- und SchwellenlŠnder zu werden Ð also VerŠnderungen 
von au§en. 

ErgŠnzend zu diesem Schwerpunktthema mit aktuellem Bezug finden sich BeitrŠgen zu den Themen: 
Bildungserfolgreiche Postmigrantinnen – eine empirische Analyse der Aufstiegsorientierung von Daniela Kaya, Wer-

den die Väter das Kind jetzt Schaukeln? Väterliches Wohlbefinden und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
von Anke Boeckenhoff, Ulrike Ehrlich, Stefanie Vorberger, Janina Walkenmeyer & Susanne Wollin 
und Gesetzgebung zum gastronomischen Nichtraucherschutz in Berlin und Brandenburg. Kooperation im deutschen 

Föderalismus trotz unterschiedlicher Problemlagen von Steffan Beigang. 

Schlie§lich findet sich in diesem Heft mit Kompakt auch eine neue Rubrik, bei dem die BeitrŠge viel 
Information bieten, umfangreiche Literatur komprimieren und das Wichtigste herausarbeiten sollen. 
In diesem wird das durch Thomas Maruhn geleistet, der sich dem Thema Christentum, Christdemokratie 

und der moderne Wohlfahrtsstaat gewidmet hat. Eine weitere Neuerung ist unsere Leserumfrage zu euren 
Interessen im Studium, VerbesserungsvorschlŠgen bei StUPS usw., deren Ergebnisse uns bei der Ge-
staltung von StUPS helfen soll und die bitte mit dem Lesen der Ausgabe auch ausgefŸllt werden soll-
te! Als kleinen Anreiz verlosen wir unter allen Teilnehmern einen Dussmann-Gutschein im Wert von 
20! . AusfŸllen kšnnt ihr sie Ÿber diesen Link: http://goo.gl/h1N9Y  

Und nun Ð wie immer: viel Spa§ und Anregungen bei der LektŸre! FŸr DiskussionsbeitrŠge, Kom-
mentare etc. ist auf unserer Website http://www2.hu-berlin.de/stups Gelegenheit. 

 

Ihre und eure StUPS-Redaktion 
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Daniela Kaya 
Bildungserfolgreiche Postmigrantinnen Ð eine empirische Analyse 
der Aufstiegsorientierung 
 

In diesem Aufsatz wird eine sozialwissenschaftlich eher wenig untersuchte Gruppe in den Fokus gerŸckt: bildungser-
folgreiche Postmigrantinnen der 3. Generation. Anders als medial und politisch diskursiv verhandelt wird ein Per-
spektivwechsel weg von vermeintlichen Integrationsverweigerern hin zu Potenzialen und Ressourcen in bildungsfernen 
Migrationsfamilien vorgenommen.  
Der Blick in die Empirie bringt Bemerkenswertes zu Tage: Abiturienten mit Migrationshintergrund nehmen deut-
lich hŠufiger ein Studium auf als Studienberechtigte ohne Migrationsintergrund. Zugleich ist je nach Migrationsstatus 
und Geschlechtszugehšrigkeit ein signifikant unterschiedliches Studienfachwahl-Verhalten von Studierenden mit Mi-
grationshintergrund belegt. Sie wŠhlen vergleichsweise eher schicht- und geschlechtsuntypische FŠcher. Dies trifft auf 
Tšchter aus bildungsfernen TŸrkei-stŠmmigen Migrationsfamilien im Besonderen zu.  
Ausgehend von den empirischen Erkenntnissen wird in der Forschungsarbeit mittels qualitativer Forschungsmethoden 
der explorativ angelegten Forschungsfrage nachgegangen: Wie die soziale Herkunft, die ethnische Zugehšrigkeit und 
die Geschlechtszugehšrigkeit die Studienwahl und Studienfachwahl bedingen? Das Ergebnis der Forschungsarbeit 
sind drei Hypothesen. Die Aufstiegsorientierung ist das zentrale ErklŠrungsmoment fŸr die Studienwahl und Studi-
enfachwahl der befragten Studentinnen. 

 
1 Einleitung 

ãDie Cem …zdemirs der Wissenschaft fehlen Ð 
deutsche Hochschulen brauchen mehr ethnische 
Vielfalt. Das Potenzial von Migranten nutzen sie 
bisher kaumÒ (DIE ZEIT, 13.11.2008).  So be-
schrieb der Politikwissenschaftler Claus Leggewie 
in einem Interview treffend den Gesamtzustand 
an deutschen Hochschulen, die im 50. JubilŠums-
jahr der ersten Gastarbeiter-Abkommen immer 
noch monokulturelle Einrichtungen sind. Rolf 
Dobischat, der PrŠsident des Deutschen Studen-
tenwerkes (DSW), stimmt ein wenn er betont, dass 
entgegen des ãderzeitigen Meinungsmainstreams 
Jugendliche mit Migrationshintergrund aus Šrme-
ren, bildungsfernen VerhŠltnissen [sind] besonders 
ehrgeizig und bildungsorientiertÒ sind (MIGAZIN 
04.11.2010). Zu einem Zeitpunkt zu dem die au-
tochtone Mittelschicht um Statuserhalt bestrebt 
ist, entwickelt sich in Deutschland allmŠhlich eine 
historisch relativ neue Gruppe von Bildungsauf-
steigern mit Migrationshintergrund,1 die nach 
Statusverbesserung im Sinne eines Aufschlie§ens 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! !!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! !
1 Naika Foroutan problematisiert zu dem Begriff Migrations-
hintergrund, dass es ãderzeit an einer etablierten Bezeichnung 
fehle, welche die nationale und kulturelle Mehrfachzugehšrig-
keit und Ðidentifikation von Individuen wertneutral be-
schreibt.Ò (dies. 2010:10). Vgl. auch: Wei§, Anja (2006): Zur 
Problematik der Messung von "Migrationshintergrund". In: 
MŸnchner Statistik (3), S. 1-14. Nach der Definition des 
Statistischen Bundesamtes gelten als Personen mit Migrati-
onshintergrund ãalle nach 1949 auf das heutige Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland Zugewanderten, sowie alle in 
Deutschland geborenen AuslŠnder und alle in Deutschland als 
Deutsche Geborenen mit zumindest einem nach 1949 zuge-
wanderten oder als AuslŠnder in Deutschland geborenen 
Elternteil.Ò  

zur Mittelschicht strebt (Vogel 2009). WŠhrend 
sich die skeptische bis resignierte Furcht vor dem 
Statusverlust in der deutschen Mittelschicht in 
Demoskopien niederschlŠgt (Vogel 2009, Dšrre 
2006), konstatiert Franz Walter auf Datenbasis der 
Sinus Milieustudie, dass ãknapp 70% der Men-
schen mit Migrationshintergrund Ÿberzeugt davon 
sind, dass jeder der sich anstrengt, auch nach oben 
zu gelangen vermagÒ (SPIEGEL, 09.12.2008). Die 
Dynamik der neuen Bildungsaufsteiger dokumentiert 
sich in der GrŸndung von multiethnischen und -
religišsen bundesweiten Netzwerken mit einem 
gesellschaftspolitischen Gestaltungsanspruch.2 
FŸr mein Forschungsinteresse ist entscheidend, 
dass im šffentlichen Einwanderungsdiskurs Inte-
grationsbereitschaft immer auch mit Bildungswil-
len und Bildungs(mi§)erfolg assoziiert wird. Bil-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! !!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! !
2 Beispielsweise Die Neuen Deutschen Medienmacher 
(http://www.neuemedienmacher.de) und Forum der BrŸc-
kenbauer (http://www.forum-der-brueckenbauer.de).  
DeutschPlus-Initiative fŸr eine plurale Gesellschaft 
(www.deutsch-plus.de) 

Daniela Kaya studierte  bis 2010 Sozialwissen-
schaften im MA. 
Der vorliegende Artikel ist eine gekŸrzte Fas-
sung ihrer Masterarbeit, die von Frau Prof. 
Gšk• e Yurdakul und Prof. Hildegard-Maria 
Nickel begutachtet wurde.  
Sie erscheint im Tectum Verlag unter dem 
Titel: Die neuen Bildungsaufsteigerinnen: 
Aufstiegsorientierte Postmigrantinnen in der 
Einwanderungsgesellschaft. Mit einem Vorwort 
von Naika Foroutan 
Kontakt: danielakaya@gmx.de   
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dungserfolgreiche3 Migrantinnen kommen als 
positive Referenzfolie im medialen Diskurs dage-
gen kaum vor, sie sind darin weitgehend unsicht-
bar. Die defizitorientierte Perspektive, in der me-
dialen und politischen …ffentlichkeit, auf die 16 
Millionen Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland ist wesentliche Grundlage des domi-
nanten Einwanderungsdiskurses.4 Ulrike Ofner 
beschreibt treffend, dass sich die Aufmerksamkeit 
ãnach wie vor auf Frauen tŸrkischer Herkunft 
richtet, weil sie als einem patriarchalischen Wertesy-
stem am stŠrksten verhaftet Ð und somit als rŸck-
stŠndig und schwer integrierbar Ð geltenÒ (Ofner 
2003: 15). 
Akademikerinnen und Studentinnen mit tŸrki-
schem Migrationshintergrund zŠhlen in der Bun-
desrepublik Deutschland zu einer minoritŠren 
Gruppe bildungserfolgreicher Frauen mit Migrati-
onshintergrund (Farrokhzad 2007, Hummrich 
2009; Ofner 2003). Insofern verkšrpern ihre Bil-
dungswerdegŠnge einen Ausschnitt aus einem 
Spektrum diversifizierter LebensrealitŠten hier 
lebender Frauen mit Migrationshintergrund. 
Bildung ist in der modernen Bildungs- und Wis-
sensgesellschaft die zentrale Ressource fŸr die Par-
tizipation am škonomischen, gesellschaftlichen, 
politischen und kulturellen Leben. Dem Bil-
dungswesen kommt eine besondere Relevanz fŸr 
die Produktion und Reproduktion sozialer Un-
gleichheit zu, da heute Status- und Lebenschancen 
nicht mehr direkt Ÿber die soziale Herkunft Ð 
gleich dem Prinzip der stŠndischen Gesellschaft Ð 
vererbt werden, sondern Ÿber Bildungstitel (Schšl-
ling 2003: 265; Bourdieu 1982). Es ist vielfach 
empirisch belegt, dass Unterschiede im Berufssta-
tus und bei den Arbeitsmarktchancen und damit 
zusammenhŠngend beim Einkommen, Lebens-
standard, bei der sozialen Sicherheit und dem 
gesellschaftlichen Ansehen, sowie Unterschiede in 
der politischen, gesellschaftlichen und kulturellen 
Beteiligung mit Differenzen im Bildungsniveau 
zusammenhŠngen (Gei§ler 2008:14). 
 
 
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
3 Unter bildungserfolgreich werden fŸr diese Forschungsar-
beit im engeren Sinne diejenigen verstanden, die ein Hoch-
schulstudium absolvieren und zuvor das Abitur bestanden 
haben. 
4 Nicht erst seit Sarrazin ist der Einwanderungsdiskurs in 
Deutschland geprŠgt von der Konstruktion einer Dichotomie 
von Orient und Okzident, in der die Geschlechterfrage als 
Gradmesser fŸr die IntegrationsfŠhigkeit dienen muss.  We-
sentliche Grundlage ist die Behauptung kultureller Differen-
zen fŸr die ErklŠrung der Lebenssituation von Migranten. Die 
Kategorie Geschlecht gewinnt darin zunehmend Bedeutung 
und dient als Katalysator fŸr die Konstruktion und Fest-
schreibung der angenommenen Differenzen zwischen Mehr-
heitsgesellschaft und Einwanderern, sie bildet ãdas KernstŸck 
ethnischer SemantikÒ (Farrokhzad 2007:46). 

2 Studierende mit Migrationshinter-

grund an deutschen Hochschulen 

SchŸlerinnen und SchŸler mit Migrationshinter-
grund, die die Hochschulreife erlangen sind eine 
bereits hochgradig vorselektierte Gruppe. Daten-
basis der folgenden ausschnitthaften Analyse der 
Lage von Studierenden mit Migrationshintergrund 
sind die beiden letzten Sozialerhebungen (18. und 
19.) des Deutschen Studentenwerks (DSW 2007, 
2010). Sie geben u.a. Aufschluss Ÿber die soziale 
Herkunfts- und die FŠcherstruktur. Die Ergebnis-
se der Sozialerhebungen zeigen, dass Abiturienten 
mit Migrationshintergrund deutlich hŠufiger ein 
Studium aufnehmen als Studienberechtigte ohne 
Migrationsintergrund (vgl. auch Heine 2006). Der 
Anteil der Studierenden mit Migrationshinter-
grund betrug im Sommersemester 2009 11% 
(2006: 8%) (DSW 2007: 44, 2010: 503). Davon 
waren 3% (2006: 3%) BildungsinlŠnder, 4% (2006:  
4%) EingebŸrgerte,  1% (2006: 1%) Studierende 
mit doppelter Staatsangehšrigkeit und der Anteil 
der Studierenden mit mindestens einem Elternteil 
auslŠndischer Staatsangehšrigkeit betrug 3% 
(2006: nicht erhoben) (DSW 2007: 44, 2010: 503).  
  
2.1  Die Sozialstruktur von Studierenden mit 

und ohne Migrationshintergrund 

Die Sozialerhebungen belegen, dass sich die Situa-
tion fŸr Studierende aus der niedrigsten sozialen 
Herkunft5  insgesamt an deutschen Hochschulen 
verschŠrft: betrug ihr Anteil im Jahr 1982 noch 23 
%, verringerte er sich 2006 auf 13 % und stieg 
2009 geringfŸgig um 2 Prozentpunkte auf insge-
samt 15 % an (DSW 2010: 129). ZunŠchst zeigt 
die Abbildung, dass die soziale Herkunftsstruktur 
der Studierenden mit Migrationshintergrund im 
Jahr 2009, im Unterschied zu den Studierenden 
ohne Migrationshintergrund, mit durchschnittlich 
34% aus der niedrigsten sozialen Herkunftsgrup-
pe, einen Ÿberproportionalen Anteil aufweist. Im 
Vergleich zu 2006, als der durchschnittliche Anteil 
der Studierenden mit Migrationshintergrund in der 
untersten sozialen Herkunftsgruppe bei 41% lag, 
deutet sich damit eine Verschiebung zugunsten 
der mittleren und gehobenen sozialen Herkunfts-
gruppe an (Abb. 1). 
 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
5 Die Herkunftsgruppen werden in der DSW-Erhebung 
differenziert nach Bildungsherkunft (mit oder ohne Hoch-
schulabschluss) und beruflicher Stellung, mit der die Kriterien 
Entscheidungsautonomie, Prestige und Einkommen einher-
gehen (DSW 2010: 492, 493). Die Gruppe niedrige soziale 
Herkunft umfasst beispielsweise ungelernte oder angelernte 
Arbeiter, Facharbeiter und Angestellte mit ausfŸhrender 
TŠtigkeit (VerkŠuferin). 
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Abbildung 1: Studierende mit und ohne Migrationshintergrund nach sozialer Herkunft 

 
 
(Eigene Darstellung nach DSW 2010: 506, 2007: 437) 
 
 

Abbildung 2: Studierende nach Migrationsstatus und sozialer Herkunft 

       
(Eigene Darstellung nach DSW 2010: 506, 2007: 437) 
 
 
 
Abbildung 3: FŠcherstruktur nach dem Migrationsstatus der Studierenden (2009), Studierende im  Erststudium, in % 

 
(DSW 19. Sozialerhebung: 508) 
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In einem zweiten Blick, differenziert nach Migra-

tionsstatus und sozialer Herkunftsgruppe zeigt 

sich ein sehr heterogenes Bild: auf der einen Seite 
finden sich die Studierenden mit doppelter Staats-

angehörigkeit und diejenigen mit mindestens ei-
nem Elternteil ausländischer Staatsangehörigkeit 

und auf der anderen Seite die eingebürgerten Stu-
dierenden und die Bildungsinländer (vgl. Abb. 2). 

Die erste Gruppe von Studierenden mit Migrati-
onshintergrund weist eine den Studierenden ohne 

Migrationshintergrund ähnliche soziale Herkunfts-

struktur auf (in Klammer zum Vergleich der 
Durchschnitt bei Studierenden mit Migrationshin-

tergrund): Der Anteil der Studierenden mit dop-
pelter Staatsbürgerschaft, derjenigen mit minde-

stens einem ausländischem Elternteil und der Stu-
dierenden ohne Migrationshintergrund liegt in der 

niedrigsten sozialen Herkunftsgruppe zwischen 

13% und 17% (34%), in der mittleren Herkunfts-
gruppe zwischen 22% und 27% (22%), in der 

gehobenen Herkunftsgruppe zwischen 21% und 
24% (20%) und in der höchsten sozialen Her-

kunftsgruppe zwischen 36% und 40% (24%). Die 
soziale Herkunftsstruktur der zweiten Gruppe von 

Studierenden mit Migrationshintergrund stellt sich 
dagegen signifikant anders dar, maßgeblich in der 

niedrigsten und höchsten sozialen Herkunftsgrup-

pe (in Klammer zum Vergleich der Durchschnitt 
bei Studierenden ohne Migrationshintergrund): in 

der niedrigsten sozialen Herkunftsgruppe liegt der 
Anteil der Bildungsinländer und Eingebürgerten 

bei 44% bzw. 46% (13%), in der mittleren Her-
kunftsgruppe bei 21% (27 %), in der gehobenen 

Herkunftsgruppe bei 18% bzw. 19% (24%) und in 

der höchsten sozialen Herkunftsgruppe bei 15% 
bzw. 17% (37%). Damit deutet sich ein Zusam-

menhang vom Migrationsstatus und sozialer Her-
kunftsgruppe an. Während Bildungsinländer und 

Eingebürgerte das Bild der Unterschichtung von 
Einwanderern unterstreichen (die Mehrheit 

kommt aus der Türkei oder der Russischen Föde-
ration), ähnelt die soziale Herkunftsstruktur der 

Studierenden mit einem ausländischen Elternteil 

und die Studierenden mit der doppelten Staatsbür-
gerschaft (die Mehrheit mit amerikanischen, italie-

nischen und niederländischen Wurzeln) der Stu-
dierenden ohne Migrationshintergrund.  

Bemerkenswert ist, dass sich das Bildungskapital 
der Eltern von Bildungsinländern (in Form forma-

ler Bildungszertifikate, Hochschulreife (52%) und 

Hochschulabschluss (42%) nicht in ihrer Struktur 
der sozialen Herkunftsgruppen niederschlägt.  

Gleichzeitig deutet sich eine relative Distanz eines 
Drittels der Elterngeneration der Studierenden mit 

Migrationshintergrund zu höheren Bildungsinstitu-
tionen, formalen Qualifikationen und Bildungszer-

tifikaten an – immerhin haben 44% der Eltern von 

Bildungsinländern keinen Abschluss oder einen 

Hauptschulabschluss und 21% von ihnen haben 

keine Berufsausbildung oder eine abgeschlossene 
Lehrausbildung (DSW 2006: 439.). 

 

2.2  Die Fächerstruktur von Studierenden 

mit und ohne Migrationshintergrund 

In der Fächerstruktur an deutschen Universitäten 
und Fachhochschulen zeigt sich in der Betrach-

tung der Gesamtstudierendenschaft unter dem 
Aspekt der sozialen Herkunft ein bestimmtes 

Fachmuster. Vergleicht man dieses mit Studieren-
den nach Migrationsstatus in der folgenden Abbil-

dung, treten eindeutige Unterschiede in der Fä-

cherstruktur zum Vorschein (vgl. Abb. 3)  
Zunächst ist wieder festzuhalten, dass die Studie-

renden mit doppelter Staatsangehörigkeit und die 
Studierenden mit mindestens einem ausländischen 

Elternteil, anders als die Bildungsinländer und 
Eingebürgerten, eine den Studierenden ohne Mi-

grationshintergrund ähnliche Fächerstruktur auf-
weisen. Die Fächerstruktur von Bildungsinländern 

und eingebürgerten Studierenden unterscheidet 

sich in der Fächergruppe der Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaft mit einem Anteil von 32% 

bzw. 30% zu 21% bei Studierenden ohne Migrati-
onshintergrund signifikant. Im Gesamtdurch-

schnitt macht sich dieser Unterschied zwischen 
Studierenden mit und ohne Migrationshintergrund  

in der Fächergruppe der Rechts- und Wirtschafts-

wissenschaft mit 27% zu 21% bemerkbar.  
Der Vergleich der Studentinnen mit und ohne 

Migrationshintergrund zeigt eine relativ ähnliche 
Fächerstruktur, ausgenommen in der Fächergrup-

pe der Rechts- und Wirtschaftswissenschaft: Frau-
en mit Migrationshintergrund studieren mit einem 

Anteil von 27% in dieser Fächergruppe, Studen-
tinnen ohne Migrationshintergrund zu 19% (DSW 

2010: 509). Ebenso bemerkenswert ist der signifi-

kant geringe Anteil der Bildungsinländern von 8% 
in der Sozialwissenschaftlichen Fächergruppe, in 

der Studierende mit Migrationshintergrund insge-
samt durchschnittlich zu 13% studieren und Stu-

dierende ohne Migrationshintergrund zu 15%. Die 
Fächerstruktur von türkischen Bildungsin- und 

ausländern offenbart: tendenziell wählen Studen-

tinnen mit türkischem Pass weniger geschlechts-
spezifisch wie ihre deutschen Kommilitoninnen 

(DSW 2010: 135, 154, 509, Farrokhzad 2007: 231). 
Dies wird maßgeblich in den Ingenieurswissen-

schaften augenfällig (11,9% zu 6,7%) und in der 
Fächergruppe der Rechts- Wirtschafts- und Sozi-

alwissenschaften (40,9% zu 31,5%) (DSW 2010: 
135,154,509, Farrokhzad 2007: 231). Ebenso signi-

fikant ist der Unterschied in den Sprach- und Kul-

turwissenschaften (21,2% zu 30,9%). Insgesamt 
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suggerieren die Ergebnisse der 19. Sozialerhebung, 
dass in der geschlechtsspezifischen FŠcherstruktur 
insbesondere bei Studentinnen mit Migrationshin-
tergrund einiges in Bewegung geraten ist: zum 
Vergleichsraum 2006 ist der Anteil der Studentin-
nen mit Migrationshintergrund in den Sozialwis-
senschaften um 5% (auf 20%) gestiegen, in der 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaft um 4% (auf 
27%) gesunken und in den Sprach- und Kultur-
wissenschaft um 5% gestiegen (auf 27%) (DSW 
2010: 135, 154, 509, Farrokhzad 2007: 231). Damit 
deutet sich eine vermeintliche Anpassung an die 
eher geschlechtsspezifische Studienfachwahl von 
Studentinnen ohne Migrationshintergrund an. Es 
ist naheliegend diese VerŠnderungen auf die Er-
weiterung der Definition des Migrationshinter-
grundes zurŸckzufŸhren. Die soziale Herkunfts-
analyse dieser neuen vierten Gruppe dokumentiert 
gro§e NŠhe zu der sozialen Herkunftsstruktur der 
Studierenden ohne Migrationshintergrund.  
 
2.3  Zwischenfazit 

Insgesamt sind Studierende mit Migrationshinter-
grund an deutschen Hochschulen unterreprŠsen-
tiert. Sie sind hinsichtlich ihrer HerkunftslŠnder, 
ihres Migrationsstatus, ihrer Sozialstruktur und 
FŠcherwahl sehr heterogen. Ihnen ist gemeinsam, 
dass sie sich hŠufiger als Abiturienten ohne Migra-
tionshintergrund fŸr ein Studium entscheiden- ein 
Indiz fŸr einen starken Willen zum Bildungsauf-
stieg. Es lassen sich in AbhŠngigkeit von Migrati-
onsstatus, sozialer Herkunftsgruppe und Ge-
schlechtszugehšrigkeit differenzierte Aussagen 
treffen: Ein Drittel der Studierenden mit Migrati-
onshintergrund kommt aus der untersten sozialen 
Herkunftsgruppe, differenziert nach Migrations-
status nahezu die HŠlfte. DarŸber hinaus ist die 
Geschlechterverteilung von Studierenden mit und 
ohne Migrationshintergrund relativ Šhnlich. In der 
FŠcherstruktur unterscheiden sich Studierende mit 
und ohne Migrationshintergrund jedoch vonein-
ander: Studierende mit Migrationshintergrund aus 
den unteren sozialen Schichten wŠhlen ver-
gleichsweise schichtuntypische FŠcher. Zudem 
studieren Studentinnen mit Migrationshintergrund, 
insbesondere Studentinnen mit tŸrkischem Pass 
(Bildungsin- und auslŠnderinnen), anders als ihre 
deutschen Kommilitoninnen, tendenziell 
geschlechtsuntypische FŠcher. 
 
 

3 Die Studien-fach-wahl6: theoretische 
und methodische †berlegungen 

Bertold Vogel erklŠrt in seiner aktuellen Analyse 
zur deutschen Wohlstandsgesellschaft, dass bis in 
die zweite HŠlfte des 20. Jahrhunderts eine breite 
soziale Mittelklasse die Arbeitnehmergesellschaft in 
Deutschland prŠgte (Vogel 2009). ãDiese Welt des 
sozialen Aufstiegs, der beruflichen Sicherheit und 
des wirtschaftlichen Wohlstands steht zu Beginn 
des 21. Jahrhunderts unter wachsender SpannungÒ 
(Vogel 2009: 10). Das Bildungswesen war ma§geb-
liche ãberufliche und soziale AufstiegsleiterÒ fŸr 
eine Generation, deren Eltern ihren Lebensunter-
halt als Arbeiter, KleinselbststŠndige oder Bauern 
in Fabrik oder Landwirtschaft bestritten (Vogel 
2009: 9). Markus Schšlling ergŠnzt, dass ãdie be-
sondere Relevanz des Bildungswesens fŸr die Pro-
duktion und Reproduktion sozialer Ungleichheit 
[ist] darin zu sehen ist, dass (É) Status- und Le-
benschancen nicht mehr nur direkt Ÿber die sozia-
le Herkunft Ð dem Prinzip der stŠndischen Gesell-
schaft gleich Ð vererbt werden, sondern Ÿber den 
BildungstitelÒ (Schšlling 2003: 265). Die Ent-
scheidung zur Studienaufnahme und die Wahl 
eines Studienfaches ist mehr als nur eine Ent-
scheidung Ÿber Qualifikation und die Aneignung 
eines bestimmten Wissensinhalts, ãentschieden 
wird mit ihr auch Ÿber Verdienstmšglichkeiten, 
Berufschancen, Selbstverwirklichung und Status, 
oder prŠgnanter: Ÿber einen bestimmten âLebens-
laufÔÒ (Schšlling 2003: 27). Schšlling fŸhrt weiter 
aus: ãMit der Hšhe des Lohnes, mit der Verzin-
sung des akkumulierten Bildungskapitals steigen 
zugleich auch das Prestige und der Glanz, steigen 
Ma§geblichkeiten und Geltung und es steigen die 
soziale Stellung und die Lebenschancen eines 
Menschen Ð Eigenschaften und Positionen von 
Akteuren, die ebenso attraktiv erscheinen wie der 
monetŠre Verdienst.Ò (Schšlling 2003: 42). 
 
3.1  Forschungsfrage 

Vor dem Hintergrund der Relevanz der Entschei-
dung fŸr ein Hochschulstudium und der Wahl 
eines bestimmten Studienfachs fŸr die spŠteren 
Lebenschancen und im Kontext der vorangegan-
gen vergleichenden Analysen zum Studienfach-
wahl-Verhalten von Studierenden mit und ohne 
Migrationshintergrund, stellen sich die Fragen 
danach, wie es dazu kommt, dass sich Abiturien-
ten mit Migrationshintergrund hŠufiger fŸr ein 
Studium entscheiden als ihre Mitabsolventen ohne 
Migrationshintergrund? Wie es dazu kommt, dass 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
6 Die Frage nach der Studienwahl und der Studienfachwahl 
wird im Sinne der Lesefreundlichkeit in dem Begriff Studien-
fach-wahl zusammengefasst. 
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Studierende mit Migrationshintergrund ver-
gleichsweise schichtuntypische FŠcher studieren 
und schlie§lich wie es dazu kommt, dass insbe-
sondere Studentinnen mit tŸrkischem Migrations-
hintergrund geschlechtsuntypische FŠcher studie-
ren? Dieses Erkenntnisinteresse drŸckt sich in der 
Forschungsfrage aus: 
Wie bedingen die soziale Herkunft, die ethnische Zugehš-
rigkeit, sowie die Geschlechtszugehšrigkeit die Studienwahl 
und die Studienfachwahl  von Studentinnen mit tŸrkischem 
Migrationshintergrund? 
 
3.2  Methodisches Vorgehen 

Zur Erschlie§ung dieser explorativen Forschungs-
frage ist der Zugang Ÿber qualitative Methoden 
geeignet. Qualitative Methoden zeichnen sich 
durch ein adŠquates Ma§ an Offenheit und Flexi-
bilitŠt aus, um der Erforschung individueller Le-
benswelten gerecht werden zu kšnnen. DarŸber 
hinaus ist die subjektzentrierte Sichtweise charak-
teristisch fŸr qualitative Forschung.  
 
3.2.1  Erhebungsverfahren 

Die Methode des qualitativen Interviews ist eng 
mit der verstehenden Soziologie verbunden. Zur 
ErgrŸndung der Forschungsfrage wurde daher das 
Instrument des qualitativen Leitfadeninterview 
eingesetzt. Ein Leitfadeninterview eignet sich da-
zu, subjektive Theorien und Formen des Alltags-
wissens der Befragten zu erfassen, einen Einblick 
in ihre inhaltlichen Relevanzstrukturen, sowie in 
ihre Ordnungsmuster und ErfahrungshintergrŸnde 
zu erhalten (Schnell et. al. 1999: 355). Zugleich 
kšnnen in einem Leitfaden gestŸtzten Interview 
Themen durch die Interviewende eingefŸhrt und 
so in den ErzŠhlraum der Interviewten strukturie-
rend eingegriffen werden (Helfferich 2005:159). 
Hierbei gilt die  Maxime: ãSo offen und flexibel Ð 
mit der Generierung monologischer Passagen Ð 
wie mšglich, so strukturiert wie aufgrund des For-
schungsinteresses notwendigÒ (Helfferich 2005: 
161). Nach Lamnek sind offene Interviews aus-
drŸcklich eine geeignete Methode, um explorative 
Forschung zu betreiben (Helfferich 2005: 89). 
Aufgrund der thematischen Fokussierung der 
explorativen Forschungsfrage auf den Einfluss der 
Dimensionen der sozialen Herkunft, der ethni-
schen Zugehšrigkeit, sowie der Geschlechterzuge-
hšrigkeit auf die Studien-fach-wahl, war ein the-
matisch strukturierender Leitfaden geboten. 
 

3.2.2 Analysedimensionen der Forschungs-
frage 

Zur Erstellung des Interviewleitfadens dienten die 
folgenden †berlegungen zu den drei Bedingungs-
faktoren der sozialen Herkunft, der ethnischen 
Zugehšrigkeit und der Geschlechterzugehšrigkeit: 
In der Bildungsdiskussion werden unter sozialer 
Herkunft der formale Bildungsabschluss der El-
tern, ihr beruflicher Status und das Haushaltsein-
kommen als Determinanten fŸr den Bildungser-
folg von Kindern verstanden (Hradil 2005: 164). 
Diese objektiv messbaren Grš§en dienen in der 
klassischen Sozialstrukturforschung zur Differen-
zierung der Gesellschaft in Unter-, Mittel- und 
Oberschicht. Mithilfe von Bourdieus Kapitalan-
satz lŠsst sich die soziale Herkunft der Studentinnen 
mit tŸrkischem Migrationshintergrund als elterliche 
Kultur verstehen. Der Einfluss auf die Entschei-
dung ein Studium aufzunehmen und Jura zu stu-
dieren, wird in der vorliegenden Arbeit als Her-
kunftsfamilien bedingter Sozialisationsprozess 
verstanden. In diesem Sinne lŠsst sich die Ent-
scheidung fŸr ein Studium und fŸr ein bestimmtes 
Studienfach nicht durch quantifizierbare und ob-
jektiv messbare Grš§en bestimmen. Vielmehr 
eršffnet Bourdieu mit der Beschreibung des in-
korporierten kulturellen Kapitals, welches unbe-
wusst innerfamiliŠr vermittelt wird, das Feld fŸr 
die Frage nach dem Wie- wie bedingt die soziale 
Herkunft, vermittelt Ÿber das kulturelle Kapital 
der Herkunftsfamilie, die Entscheidung fŸr ein 
Studium und ein bestimmtes Studienfach? In wel-
chem Ausma§ ist welches kulturelle Kapital in der 
Familie vorhanden und wie bedingt es den Ent-
scheidungsprozess? Gibt es ein spezifisches migra-
tionsbedingtes kulturelles Kapital in den Herkunfts-
familien, das dazu fŸhrt, dass sich die Befragten 
fŸr ein Studium und ein eher untypisches Studien-
fach entschieden haben?  Der ersten Ausgangs-
hypothese7 zufolge, besitzt die soziale Herkunft Ð 
vermittelt Ÿber die Aufstiegsorientierung Ð ErklŠrungskraft 
fŸr die Aufnahme eines Studiums. Aufstiegsorientie-
rung charakterisiert Menschen, die aus kleinen 
VerhŠltnissen kommend, fŸr sich und ihre Kinder 
Besseres wollen. Besser meint einen sozioškonomi-
schen Aufstieg. Damit sind soziales Ansehen und 
škonomische Sicherheit durch einen akademi-
schen Beruf verknŸpft. Ebenso wie ein durch-
schnittlich hšheres Gehalt und ein vergleichsweise 
geringes Arbeitslosigkeitsrisiko. Aufstiegsorientie-
rung ist gekennzeichnet vom Streben nach mate-
riellem Wohlstand, Geld, Statussymbolen und 
sozialer Anerkennung. Gerade vor dem Hinter-
grund der Annahme der sozioškonomisch moti-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! !!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!! !
7 Ergebnis einer vorausgegangenen Projektarbeit im Seminar 
ãErwerbsarbeit-eine heterogene LandkarteÒ. 
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vierten Einwanderung der Eltern der Studentinnen 
wird angenommen, dass die Eltern unter einem 
besonderen Erfolgsdruck stehen škonomisch zu 
reŸssieren, der Ÿberdies an die Kinder weitergege-
ben wird. Dieser Erfolgsdruck findet Ausdruck in 
Ehrgeiz, Zielstrebigkeit und Flei§. Es werden drei 
AusprŠgungen der Aufstiegsorientierung differen-
ziert, die das damit verbundene Ziel beschreiben: 
Studierenden aus der Oberschicht8 dient das Stu-
dium und die Studienfachwahl zum sozioškono-
mischen Statuserhalt, Studierenden der Mittel-
schicht dient das Studium und das Studienfach der 
Abwendung einer Deklassierung und Studierenden 
der Unterschicht soll das Studium, sowie das Stu-
dienfach den sozioškonomischen Aufstieg ge-
wŠhrleisten.9 Die AusprŠgung der Aufstiegsorien-
tierung wird in den Untersuchungsdimensionen 
der Bildungsorientierung und des Lebensentwurfs 
der Eltern analysiert. 
Die ethnische Zugehšrigkeit entspringt dem Be-
griff EthnizitŠt, der aus dem Vokabular der ameri-
kanischen Soziologie stammt. David Riesmann 
verwendete EthnizitŠt erstmals im Jahr 1953. Der 
Ausgangspunkt von EthnizitŠt-Konzepten liegt im 
Begriff der ãethnischen IdentitŠtÒ (Khan-Svik 
2010: 16). EthnizitŠt beschreibt eine soziale Identi-
fikation und ist relational zu verstehen: Ethnische 
Gruppen oder ethnische IdentitŠt kšnnen nur in 
der Beziehung zwischen gesellschaftlichen Grup-
pen Bedeutung erlangen. So wird EthnizitŠt dort 
wirksam ãwo aus einer Ethnie âan sichÔ eine Ethnie 
âfŸr sichÔ wird, wo also objektive Kriterien Bedeu-
tung erlangen und dazu dienen, eine Ethnie zu 
konstituieren und sie mit einem Wir-GefŸhl aus-
zustatten.Ò  (Khan-Svik 2010: 26) Mit Bourdieu 
gesprochen, handelt es sich bei ethnischen com-
munities um ein Netzwerk im Sinne von Sozialka-
pital. Die Frage nach dem Einfluss der ethnischen 
Zugehšrigkeit auf die Studien-fach-wahl wird also 
auch den Einfluss des ethnischen Umfeldes um-
fassen mŸssen. Nach Gabriele Khan-Svik lassen 
sich je nach Wahrnehmung und Zugehšrigkeit 
zwei Dimensionen von EthnizitŠt differenzieren, 
die Innen- (emisch) und Au§enansicht (etisch) 
(Khan-Svik 2010: 26ff.). In der emischen Perspek-
tive geht es um das subjektive Zugehšrigkeitsge-
fŸhl zu einer Ethnie. Folglich geht es in der eti-
schen Perspektive um die Au§en-Betrachtung von 
Ethnien. FŸr die Frage nach der Relevanz von 
ethnischer Zugehšrigkeit fŸr die Studien-fach-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
8 Schichtbegriff wird analog zur DSW Definition verstanden. 
9 Auch Hartmut Esser (1999) trifft in seinen Untersuchungen 
zu schichtspezifischen Unterschieden in der Bewertung von 
ErtrŠgen verschiedener Bildungsoptionen die Annahme, dass 
das Motiv der Statuserhaltung bzw. der Vermeidung von 
AbwŠrtsmobilitŠt bei Bildungsentscheidungen ein zentrales 
Anliegen von Angehšrigen aller Schichten ist.   

wahl rŸckt die emische Perspektive in den Fokus 
meines Forschungsinteresses, schlie§lich gilt es 
herauszufinden ob sich die Befragten mit einer 
Ethnie identifizieren und ob die ethnische Zuge-
hšrigkeit Relevanz fŸr die Studien-fach-wahl ent-
wickelt? Ethnische Zugehšrigkeit ist also nicht 
gleichbedeutend mit Migrationshintergrund. FŸr 
das elterliche Herkunftsland der Studentinnen, die 
TŸrkei, ist bekannt, dass es verschiedene Ethnien 
gibt.10 Der zweiten Ausgangshypothese zufolge 
kann die ethnische Zugehörigkeit unter dem Aspekt der 

Auswanderungsorientierung Einfluss auf die Studienfach-
wahl nehmen. FŸr die Erhebung und die anschlie-
§ende Auswertung werden also zwei Untersu-
chungsdimensionen der ethnischen Zugehšrigkeit 
analytisch differenziert: das subjektive Zugehšrig-
keitsgefŸhl und die ethnische community. Hin-
sichtlich des subjektiven ZugehšrigkeitsgefŸhls 
wird davon ausgegangen, dass die identitŠre 
Selbstverortung der befragten Studentinnen in 
unterschiedlichen AusprŠgungen von Mehrfach-
zugehšrigkeiten11 geprŠgt ist. Die identitŠre 
Selbstverortung wird in RŸckbezug auf die For-
schungsfrage Ÿber die Auswanderungsorientierung 
der Befragten erhoben. In der zweiten Dimension 
rŸckt der Einfluss der ethnischen community als 
soziales Kapital fŸr die Studien-fach-Wahl in den 
Fokus. 
Der Einfluss der Geschlechtszugehšrigkeit auf die 
Studien-fach-wahl drŠngt sich vor dem Hinter-
grund der geschlechtsuntypischen Fachwahl auf. 
Ausgehend von der dritten Hypothese bestehen 

unterschiedliche Berufsbilder zwischen Deutschland und der 
Türkei und damit verbunden differentes soziales Ansehen 

und Geschlechterbilder. Der Einfluss von Geschlech-
terbildern auf die Entscheidung zu studieren und 
Jura zu wŠhlen, wird anhand elterlich vermittelter 
Rollenbilder untersucht und anhand des Ver-
gleichs der Bewertungen von Berufsbilder zwi-
schen deutschem und ethnischem sozialen Um-
feld.  
 
3.2.3  Der Interviewleitfaden 

Ausgehend von der obigen Operationalisierung 
der Forschungsfrage wurde ein Interviewleitfaden 
nach dem Verfahrensvorschlag von Cornelia Helf-
ferich erarbeitet (Helfferich 2005: 162). In einem 
ersten Schritt wurden zunŠchst alle Fragen zu den 
Untersuchungsdimensionen in einem Brainstorm-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
10 So zŠhlen beispielsweise Kurden und Tscherkessen zu 
ethnischen Minderheiten in der TŸrkei. 
11 Zu den Bedingungen von Mehrfach-Zugehšrigkeit: Meche-
ril, Paul (2003): PrekŠre VerhŠltnisse. †ber natio-ethno-
kulturelle (Mehrfach-)Zugehšrigkeit; Foroutan, Naika (2010): 
Neue Deutsche, Postmigranten und Bindungs-IdentitŠten. 
Wer gehšrt zum neuen Deutschland? In: APuZ 46-47, S. 9-
15. 
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verfahren gesammelt. In einem zweiten Schritt 
wurden die gesammelten Fragen unter den Aspek-
ten des Vorwissens und der Offenheit durchgear-
beitet und geprŸft. Die hieraus Ÿbrigen Fragen 
wurden sortiert und subsumiert. Die Einstiegsfra-
ge lautete: ãErzŠhle bitte kurz wie es dazu gekommen 
ist, dass du Jura studierst?Ò Die Leitfadenfragen um-
fassten die Dimensionen der Aufstiegsorientie-
rung, der Bildungsorientierung, der ethnischen 
IdentitŠt, des ethnischen Kapitals, der Auswande-
rungsorientierung, der Familienorientierung und 
Berufsbilder. 
 
3.2.4 Die Fallauswahl 
FŸr die Masterarbeit wurden insgesamt fŸnf Inter-
views gefŸhrt. Von den erhobenen fŸnf Interviews 
wurden fŸr die Masterarbeit drei ausgewertet: 
Alle drei Studentinnen wurden in Deutschland 
geboren und haben tŸrkischen Migrationshinter-
grund. 
Alle drei Studentinnen waren zum Zeitpunkt des 
Interviews an einer deutschen Hochschule imma-
trikuliert und haben ihren Lebensmittelpunkt in 
Deutschland. 
AusgewŠhlt wurden die drei Interviews der Juri-
stinnen, da ihre Auswertung forschungspragma-
tisch im Rahmen dieser Masterarbeit machbar war. 
Die drei angehenden Juristinnen kommen aus der 
untersten sozialen Schicht. 
 
3.3  Auswertungsverfahren 

Die Auswertung der Interviews wurde mithilfe der 
Prinzipien der qualitativen Inhaltsanalyse durchge-
fŸhrt und orientierte sich an den Arbeitsschritten 
nach Mayring (Mayring 2007). Mayring schlŠgt zur 
induktiven Kategorienbildung drei Grundformen 
des Interpretierens vor: die Zusammenfassung, die 
Explikation und die Strukturierung. Unter Zu-
sammenfassung versteht er, ãdas Material so zu 
reduzieren, dass die wesentlichen Inhalte erhalten 
bleiben, durch Abstraktion einen Ÿberschaubaren 
Corpus zu schaffen, der immer noch Abbild des 
Grundmaterials ist.Ò  (Mayring 2007: 57). Ziel der 
Explikation ist es, ãzu einzelnen fraglichen Textei-
len (Begriffen, SŠtzen) zusŠtzliches Material heran-
zutragen, das das VerstŠndnis erweitert, dass die 
Textstelle erlŠutert, erklŠrt, ausdeutet.Ò (Mayring 
2007: 57). Schlie§lich ist es das Ziel der Strukturie-
rung ãbestimmte Aspekte aus dem Material her-
auszufiltern, unter vorher festgelegten Ordnungs-
kriterien einen Querschnitt durch das Material zu 
legen oder das Material aufgrund bestimmter Kri-
terien einzuschŠtzen.Ò (Mayring 2007: 58). In ei-
nem ersten Schritt wurde jedes Interview bis zur 
HŠlfte Satz fŸr Satz in Sinneinheiten gegliedert. 
Die Sinneinheiten wurden in einem zweiten Schritt 

paraphrasiert, um anschlie§end Generalisierungen 
zu formulieren. Aus der Auflistung der Generali-
sierungen wurden die Doppelungen gestrichen, 
um im Weiteren abstrahierende Kategorien zu 
bilden. Diese Kategorien wurden nun zwei bis drei 
weiteren kompletten InterviewdurchlŠufen unter-
zogen bis das Interview vollstŠndig codiert werden 
konnte. Diese induktive Kategorienbildung aus 
dem Material heraus, stellte sich ohne vorherige 
Erfahrung in der Interviewauswertung als gro§e 
Herausforderung dar. Krippendorf bemerkt 
hierzu: ãHow categories are defined (É) is an art. 
Little is written about it. (ders. 1980: 76 zitiert 
nach Mayring 2005: 11). Und weiter: ãCreating 
Categories is both a conceptual and empirical chal-
lenge; categories must be >grounded< conceptu-
ally and empirically. That means they must relate 
to an appropriate analytic context, and be rooted 
in relevant empirical material (Dey 1993: 96 zitiert 
nach Mayring 2005: 11). Die codierten Textteile 
wurden im Weiteren sortiert. Aus der Perspektive 
der Relevanz fŸr die Forschungsfrage erfolgte die 
Analyse der Einzelinterviews. Mittels induktiver 
Kategorienbildung ergaben sich fŸr die einzelnen 
Interviews unterschiedliche Schwerpunkte, die in 
der Einzelauswertung Niederschlag finden. In der 
vergleichenden Analyse lag daher der Fokus auf 
den RŸckbezug der aufgeworfenen Fragen, An-
nahmen, theoretischen AusfŸhrungen und Hypo-
thesen.   
 
 
4 Die Studien-fach-wahl von Studen-

tinnen mit tŸrkischem Migrations-
hintergrund: empirische Erkenntnis-
se 

Die doppelperspektivische Bearbeitung des Inter-
viewmaterials spiegelt sich in der PrŠsentation der 
Untersuchungsergebnisse wider: zunŠchst erfolgt 
eine exemplarische Einzelfallanalyse, um anschlie-
§end im RŸckbezug auf die theoretischen †berle-
gungen und Vorannahmen die Forschungsfrage 
entlang der Hypothesen vergleichend zu beant-
worten.  
 
4.1  Einzelfallanalyse Alev: ãWeil ich im 

Zweifel fŸr die Bildung in einem ande-
ren Land weitermachen wollte. In die-
sem Moment war mir meine Bildung 
das wichtigste.Ò 

Biographischer Kontext 
Alev wurde 1977 als jŸngstes von sechs Kindern 
in einer deutschen Kleinstadt in SŸddeutschland 
geboren. Ihre Eltern immigrierten als Mitte-
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Zwanzig jŠhrige als ungelernte Arbeiter nach 
Deutschland. Alevs Eltern stammen aus einer 
Stadt im Zentrum Anatoliens. Die Eltern haben 
keine Berufsausbildung, der Vater besuchte die 
Volksschule abschlie§end.  Heute sind Alevs El-
tern Rentner. Ihre fŸnf Geschwister (drei BrŸder 
und zwei Schwestern) haben einen Hauptschulab-
schluss. Ohne Berufsausbildung sind sie als Unge-
lernte beschŠftigt- abgesehen von einem Bruder, 
der in den Berufen KFZ- und Industriemechani-
ker ausgebildet wurde und heute selbststŠndig ist. 
Alev befand sich zum Zeitpunkt des Interviews in 
der PrŸfungsphase ihres 2. Staatsexamens. Mit 
Blick auf ihre Bildungsbiographie ein unvorher-
sehbarer Erfolg: Mit Beginn ihres Grundschulbe-
suchs war Alev SchŸlerin in einer so genannten 
AuslŠnderklasse, in der sich ausschlie§lich TŸr-
kisch-sprachige SchŸler befanden. Sie erhielt eine 
Hauptschulempfehlung und besuchte auch dort 
zunŠchst eine tŸrkische Klasse. Ab der sechsten 
Klasse besuchte sie eine regulŠre Schulklasse. 
Schon frŸh wollte Alev auf eine Realschule wech-
seln, doch nach Beendigung der 9. Klasse stellte 
ihr Lehrer ihr eine Hauptschulempfehlung aus. 
Alev wechselte auf ein Gymnasium in der TŸrkei 
und besuchte anschlie§end wieder ein deutsches 
Gymnasium, auf dem sie die 11. Klasse wiederhol-
te. Schlie§lich bestand sie ihr Abitur befriedigend 
mit 2,9.  
 
Kurzcharakterisierung 
Alev ist dem Aufsteigertyp der Statusverbesserung 
zuzurechnen, mit einem ausgeprŠgt emanzipiertem 
Frauenbild und einer normativ-politischen FŠr-
bung.  

Alevs Studienfachwahl 
 

 
 
 
In den drei Analysedimensionen der Aufstiegsori-
entierung,  Bildungsorientierung und Selbstveror-
tung bŸndeln sich die relevanten Merkmale und 
AusprŠgungen fŸr Alevs Studien-fach-wahl. 
 
 

Aufstiegsorientierung 
Die Aufstiegsorientierung manifestiert sich bei 
Alevs Eltern in  den drei AusprŠgungen ihres Mi-
grationsmotivs, in ihrem Streben nach materiellem 
Wohlstand und in ihrer Wertevermittlung (Ar-
beitsethos). In der gesamten Herkunftsfamilie 
findet die Aufstiegsorientierung Ausdruck in der 
au§erordentlichen UnterstŸtzung fŸr Alevs Bil-
dungsweg. Bei Alev manifestiert sich die Auf-
stiegsorientierung darin, dass sie ihre soziale Her-
kunft als Motor begreift und in ihrem Streben 
nach sozialer Anerkennung.  
 
Migrationsmotiv der Eltern 
Die Hauptfigur und Antriebsfeder in der Migrati-
onsgeschichte der Eltern war Alevs Mutter: sie war 
diejenige, die zunŠchst innerhalb der TŸrkei in eine 
Stadt im Westen der TŸrkei zog, als junge verhei-
ratete Frau mit zwei Kindern, deren Mann seinen 
MilitŠrdienst leistete. Nach regelmŠ§igen Ferien-
besuchen einer tŸrkischen Freundin, die als Ar-
beitsmigrantin Geschenke aus Deutschland mit-
brachte, beschloss die Mutter ebenfalls ins Aus-
land zu gehen. Entgegen familiŠrer WiderstŠnde 
und gegen den Willen ihres Mannes, der ihr jedoch 
9 Monate spŠter nach Deutschland folgte.  
 
ãMeine Mutter hatte immer schon die Idee, fŸr 
ihre Kinder eine bessere Zukunft zu gestalten 
(É)Ò(322) und an anderer Stelle: ã(É) meine Mut-
ter war hin und weg von dieser Idee und wollte 
dann auch ins Ausland und eben eine bessere Zu-
kunft haben.Ò (332-333) Hier wird deutlich, dass 
der Grundgedanke und das handlungsleitende 
Motiv fŸr die elterliche Migration seit jeher ein 
Leben in Wohlstand fŸr die ganze Familie war. 
Schon vor der Migration zog die Mutter in eine 
westliche Stadt innerhalb der TŸrkei, doch erst die 
Immigration nach Deutschland brachte den er-
hofften Wohlstand. Die Formulierung besser im-
pliziert in Verbindung mit Ausland und Zukunft 
eine rŠumliche, zeitliche und soziale Relation, die 
mit einem Vergleich also einer Abgrenzung ein-
hergeht. Mit dem Leben in Deutschland wurde 
folglich ein neuer Lebensabschnitt verbunden, in 
dem die Familie sich aus der Armut befreien und 
sich insgesamt finanziell vergleichsweise besser 
stellen konnte.  
 
Streben nach materiellem Wohlstand 

Die Hoffnung auf ein besseres Leben in Deutsch-
land hat sich laut Alev fŸr ihre Eltern „wirtschaftlich 

finanziell eindeutig ja, klar“ (352-354) erfŸllt:  
 
ãAlso vorher waren sie eindeutig bitter arm und 
jetzt sind sie nicht reich, aber meine Eltern waren 
sparsame Menschen und deswegen haben wir 

Jura 

Identifikation 
mit starkem 
Frauenbild 

Abgrenzung zu 
ethnischen 

Zuschreibungen 

Emanzipation 
aus sozialer 
Herkunft 

VerknŸpfung 
mit normativer 
Wertorientierun
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eben HŠuser Ð also ein Haus, vier Eigentumswoh-
nungen, in der TŸrkei haben wir HŠuser. Sie brau-
chen sich Ÿber die Zukunft keine Sorgen zu ma-
chen.Ò (352-364)Hier kommen vier Aspekte zum 
Ausdruck, die das Streben nach materiellem 
Wohlstand, als Ausdruck elterlicher Aufstiegsori-
entierung charakterisieren: Immobilien, Haus, 
Sicherheit und Sparsamkeit. Das Streben der El-
tern nach materiellem Wohlstand materialisiert 
sich im Immobilienbesitz und symbolisiert den 
Erfolg ihrer škonomisch motivierten Migration. 
Der Immobilienbesitz steht fŸr einen sozial arri-
vierten Status, sowohl im Herkunftsland TŸrkei, 
als auch im Zielland Deutschland. Er ist als Status-
symbol nach au§en dauerhaft sichtbar. Gleichzei-
tig deutet der Immobilienbesitz in beiden LŠndern 
auf eine Verwurzelung und Identifikation mit 
beiden LŠndern hin. Die Eltern besitzen sowohl in 
Deutschland insgesamt 5 Immobilien als auch 4 
Immobilien in der TŸrkei. Mit dem Immobilienbe-
sitz haben sich die Eltern auf beide LŠnder als 
Lebensorte (oder zumindest die Mšglichkeit dazu) 
festgelegt und sind damit Verpflichtungen einge-
gangen, die man als rechtlich institutionalisierte 
Bindungen bezeichnen kann. Das Elternhaus zeigt 
an, dass sich die Einwanderer von damals ent-
schieden haben in Deutschland dauerhaft hei-
misch zu werden. Mit ihrem Eigenheim haben sie 
sich einen privaten RŸckzugsraum geschaffen. 
Gleichzeitig steht das Einfamilienhaus fŸr ein 
Ganzes und die Einheit der Familie. Man kšnnte 
auch sagen, dass die Familie angekommen ist. Das 
Mehr an Immobilien steht ebenso fŸr soziale Si-
cherheit, im Sinne einer Kapitalanlage, deren Wert 
unabhŠngig von konjunkturellen Zyklen besteht. 
Sie schafft Sicherheit fŸr den elterlichen Ruhe-
stand und versorgt in ihrer QuantitŠt die Zukunft 
der Kinder mit škonomischer Sicherheit. Grund-
lage dieses Wohlstands ist die Sparsamkeit der 
Eltern. Eine Tugend, die mit Verzicht verbunden 
ist und darauf hindeutet, dass die Familie mit we-
nig auskommen musste. Die soziale Herkunft der 
Eltern beschreibt Alev als bitter arm im Kontrast 
zum heutigen Wohlstand, den sie jedoch nicht als 
Reichtum einstuft.  
 
Arbeitsethos 
Die elterlich vermittelten normativen Werte lassen 
sich mit dem Begriff Arbeitsethos charakterisieren, 
da sie (fast) ausnahmslos einen Leistungsbezug 
haben. Allgemein nach Erziehungswerten der 
Eltern gefragt antwortet Alev:  
 

Flei§, Gerechtigkeit, Ehrlichkeit, Eigenschaf-
ten, die ein Gutmensch haben sollte Ð ist jetzt 
sehr abstrakt. Ehrgeiz, kann ich sagen.Ò (184-
186) 

Auf den ersten Blick scheinen das Begriffspaar 
Gerechtigkeit und Ehrlichkeit dem Begriffspaar 
Flei§ und Ehrgeiz gegenŸberzustehen. Die Aus-
deutung zeigt jedoch, dass die elterlich vermittel-
ten Werte Eigenschaften beschreiben, die die Vor-
aussetzung fŸr einen Aufstieg sind und Alevs Lei-
stungsbewusstsein fŸr ihre Bildungsbiographie 
prŠgten. ZunŠchst nennt Alev Flei§. Flei§ allge-
mein als Gegensatz zur Faulheit bedeutet nichts 
anderes als ein beharrliches und zielstrebiges TŠ-
tigsein, oder auch ein eifriges Streben. Flei§ ist 
eine leistungsbezogene Tugend. Ehrgeiz be-
schreibt allgemein den starken Wunsch sein Bestes 
zu leisten. Es besteht aus den beiden Wšrtern 
Ehre und Geiz: Geiz hat allgemein eine tendenziell 
negative Konnotation, da er fŸr eine ŸbermŠ§ige 
Sparsamkeit steht oder auch fŸr ein ŸbermŠ§iges 
Verlangen. Ehre verweist allgemein auf das Šu§ere 
Ansehen und die Selbstachtung. Flei§ und Ehrgeiz 
zusammen genommen verdeutlichen das starke 
Bestreben nach Ansehen und Anerkennung durch 
Leistung. Gerechtigkeit folgt als zweite Norm auf 
den Flei§ und ist eine wiederholt auftauchende 
normative Wertekategorie von Alev. Sie fŸhrt 
Gerechtigkeit auch als ein Motiv ihrer Studien-
fachwahl an. Hier assoziiert sie Gerechtigkeit mit 
einer positiven Eigenschaft eines Gutmenschen. 
Gerechtigkeit steht allgemein fŸr eine angemesse-
ne Beurteilung. Recht als ein Wortbestandteil ver-
weist zudem auf den Anspruch einer adŠquaten 
Beurteilung. Dazu kann Ehrlichkeit allgemein mit 
redlich, aufrichtig und anstŠndig assoziert werden. 
Alle vier Zuschreibungen ordnet Alev paradoxer-
weise einem Gutmensch zu. Als Gutmenschen 
werden in Deutschland allgemein moralisierende 
und naive Menschen bezeichnet, meist abwertend 
in politischen Diskussionen. Folglich ist ein Gut-
mensch eine negativ konnotierte Fremdbezeich-
nung. Unter BerŸcksichtigung des soziokulturellen 
Hintergrundes und der Schulerfahrung Alevs in 
der TŸrkei, ergibt sich eine der deutschen Bedeu-
tung entgegenstehende Deutung, die das vermeint-
liche Paradox auflšst. Die Vorstellung eines Gut-
menschen ist in der TŸrkei anders als in Deutsch-
land. Die Bedeutung kann einem Vers entnommen 
werden, der allmorgendlich in tŸrkischen Schulen 
aufgesagt wird und in dem eine Gleichsetzung zu 
einem guten TŸrken vollzogen wird. Danach hat 
ein Gutmensch eine positive Bedeutung und be-
sitzt genau die Eigenschaften, die Alev mit einem 
Gutmensch gleichsetzt. Der Vers im deutschen 
Wortlaut: 
 

ãIch bin TŸrke, ehrlich und flei§ig. Mein Ge-
setz ist es, meine JŸngeren zu schŸtzen, meine 
€lteren zu achten, meine Heimat und meine 
Nation mehr zu lieben als mich selbst. Mein 
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Ideal ist es aufzusteigen, voranzugehen. O 
gro§er AtatŸrk! Ich schwšre, dass ich unauf-
haltsam auf dem von dir eršffneten Weg zu 
dem von dir gezeigten Ziel streben werde. 
Mein Dasein soll der tŸrkischen Existenz ein 
Geschenk sein. Wie glŸcklich derjenige, der 
sagt ,Ich bin TŸrkeÔ!Ò  

 
Soziale Herkunft als Motor 
Die elterliche Aufstiegsorientierung trŠgt bei Alev 
FrŸchte: sie begreift ihre soziale Herkunft als Mo-
tor ihres Aufstiegswillens. Sie hat ein ausgeprŠgtes 
Herkunftsbewusstsein und zeigte schon frŸh einen 
Willen zum Ausbruch aus diesen Herkunftsver-
hŠltnissen. Ihr Herkunftsbewusstsein bezieht sich 
durchgŠngig auf ihre soziale Herkunft und ihren 
Migrationshintergrund. Damit kommt ein reflek-
tiertes gesellschaftspolitisches Bewusstsein zum 
Ausdruck. Auf die Nachfrage was sie mit der wi-
derholten Formulierung Hintergrund meint, ant-
wortet sie: 
 

ãEben dass ich tŸrkischstŠmmig bin und El-
tern hatte, die Arbeiter waren. Sozusagen eine 
KlasseÉdass ich eben durch die Wahl meines 
Studiengangs und auch durch des weiteren 
Lebens sozusagen, im weiteren Kontext fŸr 
meine Eltern und fŸr mich, ja fŸr mich und 
meine Eltern, Klassen (Pause) ja was sagt man 
(Pause) also eine Klasse hšher sein wollte.Ò 
(65-67) 

Die Wahl ihres Studienfachs beschreibt Alev als 
bewusste Entscheidung und als logischen Schritt 
zum sozialen Aufstieg, den sie nicht nur fŸr sich 
sondern auch fŸr ihre Eltern vollzieht. AugenfŠllig 
wird hier die wiederholte Formulierung Klasse, die 
hier mehrere Deutungen einnimmt. Allgemein 
verweist Klasse auf einen gemeinsame Merkmale 
aufweisenden Teil eines grš§eren Ganzen. Alev 
selbst spricht hier von einer sozialen Klasse, also 
einer sozialen Verortung ihrer Familie innerhalb 
der deutschen Gesellschaft und greift damit auf 
eine politische  Begrifflichkeit zurŸck. Die Rela-
tionalitŠt konkretisiert sie in der dritten Formulie-
rung mit Klasse hšher. Sie mšchte also in der 
Hierarchie der sozialen Klassen die Richtung nach 
oben in eine hšherwertige Klasse aufsteigen. Da-
mit reflektiert sie ihr Aufstiegsstreben und macht 
es explizit. 
 
Streben nach sozialer Anerkennung 
WŠhrend die Eltern ihren sozialen Aufstieg in 
Form von Statussymbolen begreifen und doku-

mentieren, manifestiert sich der Aufstiegswille bei 
Alev im Streben nach sozialer Anerkennung. Auf 
die Einstiegsfrage wie es dazu gekommen sei, dass 
sie Jura studierte antwortete Alev an einer Stelle: 
 

ããNebenziele wie das natŸrlich das Fach ein 
Prestigemittel ist, kann sein, dass es auch eine 
Rolle gespielt hat.Ò (7-12 

Und auf die Nachfrage, wie sie auf dieses Studien-
fach gekommen sei, sagt Alev: 
 

 ãAngespornt durch einen Zeitungsartikel in 
der tŸrkischen Zeitung HŸrriyet wollte ich ei-
ne MilitŠrakademie besuchen. Ganz komisch, 
das passt gar nicht zu mir. Da gingÕs eben 
darum dass ein TŸrke in einer ElitemilitŠraka-
demie in den USA einen sehr guten Abschluss 
gemacht hatte. Das hat mir damals so gut ge-
fallen, aber ja, ich war damals 12/13. Ich hab 
mir natŸrlich keine Gedanken Ÿber MilitŠr 
und Nationalismus gemacht. Das war einfach 
so toll irgendwie. (É) Also wenn ich mir jetzt 
Ÿberlege im Nachhinein die gemeinsamen 
Punkte, wieso im frŸhen Kindesalter €rztin, 
ein paar Jahre, ganz kurz die MilitŠrgeschichte 
und dann ab 15 16 rum Jura. Ich glaube, alle 
drei Berufe haben schon etwas Gemeinsames, 
dahingehend dass sie in der Gesellschaft gut 
ankommen, also angesehen sind und auch fŸr 
eine Frau vielleicht starke Berufe sind.Ò (29-
48)Aus diesen beiden Textstellen geht hervor, 
dass fŸr Alev das Jurastudium Mittel zum 
Zweck ist. Ihr unbedingter Wille zum Auf-
stieg, ihr Ringen um gesellschaftliche Aner-
kennung und der Wunsch angesehener Teil 
der Mehrheitsgesellschaft zu sein, wird am 
Extrembeispiel der MilitŠrakademie offenbar: 
obwohl sie sich mit diesem Berufsfeld nicht 
identifizieren kann, ist sie vom Etikett Elite 
so fasziniert, dass sie auch darŸber ihr Zuge-
hšrigkeits- und AnerkennungsbedŸrfnis be-
friedigen wollte. Sie verbindet mit Jura Presti-
ge, womit gesellschaftliche Anerkennung, 
WertschŠtzung und auch Bedeutung verbun-
den ist. Zudem bedeutet Prestige einen Platz 
oben in der Gesellschaftshierarchie einzu-
nehmen und ist in diesem Sinne mit AutoritŠt, 
Macht und Ehre verbunden. Der Elite-Begriff 
verweist nachdrŸcklich auf ihren Willen zu 
einer Auswahl der Besten zu gehšren. Ihre 
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Formulierung des Ankommens kann in mehr-
facher Perspektive gedeutet werden: es drŸckt 
den Wunsch aus in der Hierarchie oben anzu-
kommen und in diesem Sinne den Wunsch 
nach Erfolg. Daneben eršffnet sich die Per-
spektive des Ankommens im Sinne von gegen 
etwas ankommen, mit jemandem mithalten 
kšnnen. Namentlich Alevs LeistungsfŠhigkeit 
mit deutschen Akademikerkindern mithalten 
zu kšnnen und damit als Teil in der deut-
schen Mehrheitsgesellschaft Anerkennung zu 
finden und respektiert zu werden.  

Bildungsorientierung 
Unter der Bildungsorientierung als ein Ausdruck 
von Aufstiegsorientierung subsumieren sich der 
familiŠre und Alevs eigener Bildungsbegriff, sowie 
Alevs Bildungsbiographie. In Alevs Bildungsbio-
graphie zeigt sich eine kontinuierliche Diskriminie-
rungserfahrung, die als Katalysator ihrer normati-
ven Werteorientierung wirkt. Diese Werteorientie-
rung spielt eine Rolle in ihrer Studienfachorientie-
rung und damit verbunden fŸr ihr Berufsbild.  
 
Bildungsbiographie und Bildungsbegriff 
Alevs Bildungslaufbahn liest sich wie ein Weg 
gegen WiderstŠnde, Vorurteile und Umwege. FŸr 
Alev als jŸngstes Kind der sechs Geschwister galt 
eine hohe Bildungserwartung, ma§geblich durch 
die Mutter: 
 
ãBildung hatte einen sehr, sehr hohen Stellen-
wert.Ò (191) ãJedenfalls wollte meine Mutter im-
mer schon, dass ich aufs Gymnasium gehe und 
dass ich eine hšhere Bildung bekomme, dafŸr hat 
sie sich immer eingesetzt.Ò (198-199)Trotz des 
hohen Stellenwertes von Bildung, war das in der 
Herkunftsfamilie vermittelte Wissen im Sinne des 
BourdieuÔschen inkorporierten Kulturkapitals in 
Alevs Herkunftsfamilie relativ defizitŠr ausgeprŠgt. 
Der Bildungsbegriff konnte von Alevs Eltern 
nicht mit Leben gefŸllt werden, sodass Alev selbst 
ein herkunftsbedingtes Defizit an Bildung reflek-
tiert, wenn sie ausfŸhrt, dass sie sich Wissen au-
§erhalb schulisch vermittelter Bildungsinhalte 
selbst erarbeitet habe. Die Bildungserwartung ihrer 
Mutter Ÿbersetzte Alev in eine eigene frŸhe Fo-
kussierung auf Bildungserfolg und in ein kontinu-
ierliches Streben nach Verbesserung ihrer Position 
im Schulsystem: 
 

ãAlso ich war immer sehr, sehr wach in dieser 
Hinsicht Ð ich wollte immer in eine bessere 
Klasse, auf eine bessere Schule, also seit der 5. 
oder 6. Klasse habe ich immer schon meine 

Zukunft vor Augen gehabt, und das finde ich 
im Nachhinein sehr bemerkenswert: Ein Kind 
im Alter von 10-11 Jahren plant die Zukunft.Ò 
(205-208)  

In diesem Sinne war ihre erste zu Ÿberwindende 
HŸrde der Wechsel von der tŸrkischen in eine 
regulŠre Klasse. Anschlie§end fasste sie das nŠch-
ste Ziel ihres Bildungserfolg ins Auge: den Schul-
wechsel auf eine Realschule. Diesmal sah sie ihren 
Lehrer nicht nur als Ÿberwindbare HŸrde, sondern 
als unŸberwindbare Verweigerungsinstanz ihres 
Bildungsaufstiegs. Schlie§lich erhielt Alev nach 
dem Abschluss der 9. Klasse ein Zeugnis, dass ihr 
nicht den von ihrer gewŸnschten nahtlosen †ber-
gang in die angestrebte Realschule ermšglichte.  
Dies symbolisierte eine substanzielle ZŠsur fŸr 
Alev. Doch diese ZŠsur konnte ihren Willen zum 
Bildungserfolg nicht brechen. Alev wechselte fŸr 
ein Schuljahr auf ein Gymnasium in der TŸrkei, 
um dann in der 10. Klasse wieder ein deutsches 
Gymnasium zu besuchen.  
 

ãDann habe ich mir Ÿberlegt was ich mache 
und hab dann meine sieben Sachen gepackt 
und bin in die TŸrkei. Das war in diesem 
Moment eine gute Entscheidung, weil ich im 
Zweifel fŸr die Bildung in einem anderen 
Land weitermachen wollte. In diesem Mo-
ment war mir meine Bildung das Wichtigste. 
Diese Entscheidung habe ich im Alter von 14 
!  beschlossen und meine Eltern haben mich 
dabei unterstŸtzt.Ò(229-233) 

Alev beschreibt sich hier als unabhŠngig handeln-
de Akteurin ihrer Bildungsbiographie, die bereits 
als Jugendliche ihren Bildungserfolg selbst in die 
Hand nahm und sich nicht dem Schicksal Ÿberlie§. 
Sie sieht sich als Protagonistin, die ihre Bildungs-
laufbahn gestaltete und von den Eltern als Neben-
darstellerin unterstŸtzt wurde. Sie verfolgte konse-
quent ihr Bildungsziel und suchte nach Lšsungen 
ihr Ziel zu erreichen. Damit zeichnet sie eine Par-
allele zu ihrer Mutter.   
 

ãAb diesem Moment war ich am Boden zer-
stšrt, weil ich seit drei Jahren auf eine bessere 
Schule wollte und ich war objektiv gesehen 
gut, ich war eine der Klassenbesten. Ich war 
wirklich am Boden zerstšrt (É)Ò (225-227) 

Die Ausstellung eines nicht-qualifizierenden 
Zeugnisses symbolisierte zugleich eine Form der 
Diskriminierungserfahrung fŸr Alev Ð Gleiches 
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(Leistung) wurde ungleich behandelt Ð die zum 
roten Faden fŸr ihrer Bildungslaufbahn wurde. 
 
ãAls PŠdagoge haben damals eigentlich alle ver-
sagt. Die haben sich meinen sozialen Hintergrund 
angeguckt und haben sofort die Entscheidung 
getroffen. Es war immer so, die ganze Zeit, (É) 
dass deutsche PŠdagogen vielleicht immer noch, 
insbesondere in den 80er-90er Jahren die Theorie 
und Vorstellung hatten, dass bestimmte Kinder 
aus bestimmten HintergrŸnden dŸmmer sind, 
ganz blšd gesagt.Ò(243-248)Sie selber reflektiert 
eine Diskriminierung aufgrund ihrer sozialen Her-
kunft explizit und aufgrund ihrer ethnischen Zu-
gehšrigkeit implizit. Sie fŸhlte sich durch ihre 
Lehrer in sozialen und ethnischen Zuschreibung 
als Arbeiterkind mit tŸrkischer Zugehšrigkeit ge-
fangen, aus denen sie sich auch nicht durch objek-
tivierte Leistungsbeurteilungen befreien konnte. 
Diese Ungleichbehandlung widerstrebte schon 
damals Alevs Gleichheits- und Gerechtigkeitsvor-
stellungen. Alev empfindet ihren Bildungsweg als 
Kampf, den sie fŸhren musste gegen WiderstŠnde 
Vorurteile und Ungerechtigkeit. Ein Kampf der sie 
Anstrengungen und MŸhe kostete, den sie aber 
rŸckblickend fŸr sich gewonnen hat.  
 

 ãEs gab diese Stolpersteine en masse, die 
ganze Zeit eigentlich, von der vierten Klasse 
bis zur zehnten Klasse. Jedes Jahr gab es ir-
gendeinen Stol-perstein. Angekommen am 
Gymnasium sagte der Direktor am ersten 
Schultag im O-Ton <sie werden diese Schule 
zu 99% nicht bestehen>. Gut, objektiv gese-
hen war es schwierig, aber wie kann er das sa-
gen? Wie kann er nach diesem Kampf, den 
ich in den letzten Jahren bis dahin geleistet 
hatte.Ò (236-241). 

In Alevs Schilderung ihres Bildungsweges kristalli-
sieren sich damit zwei zentrale Faktoren heraus, 
die sowohl ihre Studienfachorientierung und ihr 
Berufsbild beeinflussen, als auch ihre identitŠre 
Selbstverortung: Alev als gestaltende Akteurin 
ihrer Bildungsbiographie und ihr Kampf gegen 
Diskriminierungserfahrung im Schulwesen. 
 
Berufsbild  und politisch-normative Werteorientierung 
Mit dieser Diskriminierungserfahrung ist Alevs 
normative Werteorientierung verbunden, die in 
Form ihrer reflektierten gesellschaftspolitischen 
Beobachtungen zum Ausdruck kommt. Sie Ÿbt 
nicht nur fŸr ihren Einzelfall Kritik am deutschen 
Bildungswesen, sondern reflektiert Ÿber aktuelle 
gesellschaftspolitische ZusammenhŠnge. Mit ihrer 
Studienfachwahl Jura verknŸpfte Alev ihren 

Kampf gegen Ungerechtigkeit. Sie vereinte mit 
ihrer Studienfachwahl ihr Streben nach sozialer 
Anerkennung und idealistisch-normativen Werten.  
 

 ãIch habe eher eigentlich so klassische Ant-
worten. Ich meine ich habe eben einen ausge-
prŠgten Gerechtigkeitssinn und wollte eigent-
lich vom Kindesalter an eher Jura studieren 
und versuchen, damit mich fŸr Leute einzu-
setzen.Ò (3-5). 

Jura als Synonym fŸr Gerechtigkeit und Recht 
steht dabei fŸr einen Gleichheitsgrundsatz der 
unabhŠngig von Zugehšrigkeiten und Zuschrei-
bungen gilt und Teilhabechancen fŸr alle garan-
tiert. Zudem ist Jura in ihrer Biographie auch als 
emanzipativer Beruf zu werten, der sie selbst be-
fŠhigt mit allen legalen Mitteln Recht einzufordern 
und fŸr Recht zu streiten.  DarŸber hinaus  geht 
Alev davon aus, dass das Studienfach Jura und der 
Beruf der Juristin weltweit hoch angesehen ist, 
dass also keine Unterschiede im Ansehen des Juri-
sten-Berufes zwischen ihrem tŸrkischen und deut-
schen Umfeld bestehen. Allerdings fŸhrt Alev ins 
Feld, dass sie zum Zeitpunkt ihrer Studienfachent-
scheidung davon ausging, dass sie als Juristin mit 
tŸrkischem Migrationshintergrund in der deut-
schen Mehrheitsgesellschaft ein anderes Ansehen 
genie§en wŸrde.  
 

ãNur ich glaube der Punkt, dass ich gegen-
Ÿber Bio-Deutschen anders angesehen werde. 
Das dachte ich mir zumindest damals. Aber 
heute, wei§ ich nicht, ist schwierig.Ò (88-90) 
ãJa es entspricht nicht dem klassischen Bild 
natŸrlich.Ò (95). 

Alev identifiziert hier das ãklassische BildÒ als 
Gegenteil eines Juristen. Sie selbst assoziiert diesen 
Beruf mit StŠrke, Erfolg, sozialem Ansehen, Auf-
stieg und Anerkennung. Das klassische Bild eines 
Migranten mit tŸrkischem Migrationshintergrund 
ist demnach das Gegenteil: schwach, erfolglos, 
ohne soziales Ansehen und stagniert in seiner 
Schichtzugehšrigkeit. Trotz ihrer ursprŸnglich 
Erwartung als Juristin mit tŸrkischem Migrations-
hintergrund von der Mehrheitsgesellschaft anders 
angesehen zu werden, deutet sie an, dass sie auch 
als Juristin mit Migrationshintergrund in der ethni-
schen Zuschreibung haften bleibt. 
 
 
IdentitŠre Selbstverortung 
In der identitŠren Selbstverortung bŸndeln sich die 
Relevanzfaktoren hinsichtlich Alevs Studien-fach-
wahl. Im Selbstentwurf spiegeln sich entweder die 
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elterlichen Orientierungen oder sie vollzieht eine 
Abgrenzung fŸr ihre eigene soziale, ethnische und 
geschlechtliche Verortung. 
Alev erwŠhnt ihre Mutter im Interview in Verbin-
dung mit den Charakterisierungen stark, Vorbild, 
tŸrkisch-lebendige MentalitŠt. Ihr Vater hingegen 
wird quantitativ weniger erwŠhnt und nur in Ver-
bindung mit den Attributen ruhig und nachkom-
mend. Alev sieht in ihrer Mutter eine positive 
Identifikationsfigur, deren Migrationsgeschichte 
sie mit Bewunderung schildert. Ihre Mutter ver-
kšrpert in Alevs Augen eine emanzipierte Frau, 
die unabhŠngig, stark, freiheitsliebend und tatkrŠf-
tig ihr Leben nach ihren Vorstellungen gestaltet. 
Die Auswanderung nach Deutschland setzte die 
junge Mutter gegen den Willen ihres Mannes und 
entgegen eher traditioneller Vorstellungen ihrer 
Familie durch. In Alevs Schilderung Ÿber ihre 
Bildungslaufbahn, ihren Kampf um Bildungserfolg 
und Zugehšrigkeit in der deutschen Mehrheitsge-
sellschaft setzt sie sich mit ihrem Jurastudium 
durch, sie sieht sich Šhnlich wie ihre Mutter als 
junge Frau. Den Juristinnenberuf assoziiert sie als 
emanzipierten und starken Beruf fŸr eine Frau. 
Ebenso wie ihre Mutter hat sie ihre Ziele erreicht 
und dafŸr Willenskraft und Durchsetzungsvermš-
gen bewiesen. Hinsichtlich ihrer Berufs- und Fa-
milienplanung sieht sie keinen Wiederspruch in 
der Vereinbarung von Familie und einem erfolg-
reichen Beruf.  
Die soziale Herkunft und die ethnische Zugehš-
rigkeit wurden bereits zu Beginn des Interviews 
von Alev eingefŸhrt und dienten ihr immer wieder 
als Referenzfaktoren. Gefragt nach ihrem eigenen 
Bezug zur tŸrkischen Herkunft der Eltern antwor-
tet Alev: 
 

ãIch vergleiche das mit einem Blinden oder 
Tauben, der beschrŠnkt ist und in einigen Sa-
chen noch mehr tut, und bei mir war das mit 
der tŸrkischen IdentitŠt vergleichbar: Ich wei§ 
ziemlich viel Ÿber die TŸrkei, viel mehr sogar 
als eine DurchschnittstŸrkin in meinem Alter, 
das sagt man mir in der TŸrkei auch nach. 
Zum Beispiel ist mir die tŸrkische Sprache 
sehr, sehr wichtig. Ich glaube, dass, ich wenn 
ich TŸrkisch spreche, dass ich 100%ig ich bin 
und dass, wenn ich Deutsch spreche, obwohl 
ich objektiv vielleicht ganz gut oder ganz 
normal deutsch spreche wie Deutsch-
Deutsche objektiv ist Deutsch kein Problem, 
aber ich habe das GefŸhl, dass ich auf der 
tŸrkischen Ebene tiefer, ja das ich bestimmte 
Sachen, vor allem emotionale Sachen, besser 
ausdrŸcken kann und das meine Sprache le-

bendiger ist und bildhafter ist, was mir besser 
gefŠllt.Ò (371-391) 

Alev identifiziert sich als TŸrkin und Deutsche 
und hat einen deutsch-tŸrkischen Freundeskreis. 
Sie beschreibt ihr ãTŸrkischseinÒ als tendenziell 
Ÿberwiegenden Teil ihrer IdentitŠt (371-375). Ihre 
Identifikation reflektiert auch ihre Diskriminie-
rungserfahrung wie die zwei Ebenen indizieren, 
mit denen sie den tŸrkischen Teil ihrer IdentitŠt 
begrŸndet. Auf der emotionalen Ebene fŸhlt sie 
sich wohl und selbstsicher, als die Person die sie 
ist. Mit der tŸrkischen Sprache sieht sie sich im 
Vergleich zur deutschen Sprache fŠhiger ihre Per-
sšnlichkeit, ihre Emotion, also ihr Intimstes aus-
zudrŸcken. Das zweite Element ist die Anerken-
nung auf fachlicher Ebene, als ãTŸrkei-ExpertinÒ 
findet sie in ihrem sozialen Umfeld in der TŸrkei 
Anerkennung. FŸr ihre Bildungsbiographie ent-
wickelte ihre ethnische Zugehšrigkeit durch den 
Besuch des tŸrkischen Gymnasiums und dem 
anschlie§end mšglichen Wechsel auf ein deutsches 
Gymnasium eine Hebelwirkung. Alev kann in 
ihrer identitŠren Selbstverortung als Postmigrantin 
charakterisiert werden, die sich mithilfe des Studi-
enfachs aus ethnisierten Geschlechterzuschrei-
bungen abgrenzen will. Als Postmigrantin verortet 
sie sich nicht eindimensional zu einem Herkunfts-
land, sondern beschreibt eine nationale und kultu-
relle Mehrfachzugehšrigkeit und Identifikation mit 
Deutschland und der TŸrkei (vgl. Foroutan 2010).  
Ihr soziales Herkunftsbewusstsein ist bemerkens-
wert ausgeprŠgt, hŠufig verwendet sie in dem In-
terview die Formulierung Arbeiterklasse, Arbeiter-
schicht und Arbeiterhaushalt. FŸr ihre Verortung 
hat dies Auswirkungen aus zwei Ebenen: zum 
einen erlebt sie in ihrer Bildungslaufbahn die Fest-
legung als Arbeiterkind und die damit verbunde-
nen Vorurteile durch ihre Lehrer, andererseits 
entwickelt sie Widerstand und Kampfgeist. Sie 
begreift ihre soziale Herkunft als Motor ihres Auf-
stiegswillens und strebt nach sozialer Anerken-
nung durch ihr Jurastudium. 
 
4.2  Vergleichende Analyse 

Die soziale Herkunft, EthnizitŠt und die Ge-
schlechtszugehšrigkeit sind Ungleichheit stiftende 
Faktoren, die von den Befragten hinsichtlich ihrer 
Studien-fach-wahl unterschiedlich verarbeitet wer-
den. Unter der Perspektive von Aufstiegsorientie-
rung besitzen alle Faktoren in unterschiedlichem 
Ma§e Relevanz fŸr die Studien-fach-wahl der Be-
fragten. Die Forschungsfrage wie die soziale Her-
kunft, die ethnische Zugehšrigkeit und die Ge-
schlechtszugehšrigkeit die Studien-fach-wahl be-
einflussen, wird im Folgenden aus den unter-
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schiedlichen Perspektiven der Forschungsteil- und 
Unterfragen, der Vorannahmen, sowie der theore-
tischen †berlegungen vergleichend beleuchtet, um 
daran anknŸpfend Schlussfolgerungen fŸr die 
Hypothesen zu ziehen.  
 
4.2.1  RŸckbezug zu den Teil- und Unterfra-

gen der Forschungsfrage 

Auf die Frage wie es dazu kommt, dass sich Abiturien-
ten mit Migrationshintergrund hŠufiger fŸr ein Studium 
entscheiden als ihre Mitabsolventen ohne Migrationshinter-
grund? deutet sich fŸr die vorliegenden qualitativen 
Interviews eine hohe elterlich vermittelte Bil-
dungsaspiration als ErklŠrungsfaktor an. Die Bil-
dungsaspiration der Eltern ist eine Facette der 
Aufstiegsorientierung. Unter Bildungsaspiration 
subsumiert sich der Wille der Eltern, wonach ihre 
Kinder sozialen Aufstieg durch Bildungserfolg 
leisten sollen. In ihrer Erziehungsarbeit vermittel-
ten sie ihren Kindern den hohen Stellenwert von 
Bildung, sie richteten eine ausgeprŠgte Leistungs-
erwartung an sie und mobilisieren im Rahmen 
ihrer Mšglichkeiten Ressourcen zur UnterstŸtzung 
des Bildungserfolgs. Die befragten Studentinnen 
internalisierten diese elterlich vermittelte Bildungs-
aspiration. FŸr sie erscheint die Aufnahme eines 
Studiums als explizit oder implizit logischer Schritt 
Ð eine Berufsausbildung ist fŸr keine eine ernsthaf-
te Alternative.  
Die Antwort auf die Frage wie es dazu kommt, dass 
Studierende mit Migrationshintergrund vergleichsweise 
schichtuntypische FŠcher studieren? ist fŸr die befragten 
Studentinnen, dass sie und auch ihr Umfeld Ð 
bedingt durch die soziale Herkunft Ð schlicht un-
wissend waren, welche StudienfŠcher und welche 
Bandbreite von Berufen es gibt. Zugleich fehlte es 
allen drei Befragten an kompetenten Ansprech-
partnern, oder Vorbildern in ihrem Umfeld. Medi-
zin und Jura Ð zwei StudienfŠcher mit denen ein-
deutige und allgemein bekannte Berufe verbunden 
sind Ð gelten zudem als Standard-PrestigefŠcher in 
der tŸrkischen community.  Das Studium eines 
dieser beiden bekannten StudienfŠcher symboli-
siert in ihrem ethnischen Umfeld nicht nur ihren 
eigenen Aufstieg und die Kršnung ihres Bildungs-
erfolgs, sondern vervollstŠndigt auch die erfolgrei-
che Migration ihrer Eltern. Zugleich Ÿbersetzen sie 
das elterlich vermittelte Sicherheitsstreben in Be-
rufsbestreben: Ÿber das Studienfach Jura wollen 
sie eine BeschŠftigung im šffentlichen Dienst. 
Daneben soll das Studienfach in einem Fall inner-
ethnisch die soziale Grenzziehung zementieren. In 
einem anderen Fall soll Ÿber ein erfolgreiches Jura 
Studium die Teilhabe und Anerkennung in der 
Mehrheitsgesellschaft als gleichwertiges Gesell-
schaftsmitglied erreicht werden.  

Wie es dazu kommt, dass Studentinnen mit tŸrkischem 
Migrationshintergrund geschlechtsuntypische StudienfŠcher 
studieren, kann im Rahmen der Interviews ma§geb-
lich mit unterschiedlichen Berufsbildern zwischen 
Deutschland und der TŸrkei erklŠrt werden. Mit 
ihnen sind unterschiedliche Geschlechterbilder, 
Prestige und Ansehen verbunden. Zugleich deutet 
sich an, dass starke MŸtter als Identifikationsfigu-
ren fšrderlich fŸr die eigene Selbstidentifikation 
als emanzipierte Frau mit einem starken Studien-
fach sind.  
 
4.2.3  RŸckbezug zu den Ausgangshypothe-

sen 

Die Analyse der Forschungsfrage wird entlang der 
Hypothesen aus der vorangegangenen Projektar-
beit strukturiert.  
Ausgangshypothese 1: Die soziale Herkunft besitzt Ð 
vermittelt Ÿber die Aufstiegsorientierung Ð ErklŠrungskraft 
fŸr die Aufnahme eines Studiums. 
In allen drei FŠllen ist die Aufstiegsorientierung 
charakteristisch fŸr den Lebensentwurf der Eltern. 
Motiviert sozio-škonomisch aufzusteigen, immi-
grierten sie nach Deutschland, bestrebt fŸr sich 
und ihre Kinder eine Statusverbesserung herbeizu-
fŸhren. Aus armen VerhŠltnissen in der TŸrkei 
kommend, mit geringer formaler oder gŠnzlich 
ohne Bildungs- und Berufsqualifikation, wollten 
sie fŸr sich und ihre Familien bessere Lebenschan-
cen in Deutschland realisieren. WŠhrend die El-
tern ihre škonomisch erfolgreiche Migration mit-
hilfe von Immobilien als Statussymbol dokumen-
tieren, manifestiert sich die Aufstiegsorientierung 
im Hinblick auf ihre Kinder als ausgeprŠgte Bil-
dungsaspiration. Sie ist der Ausgangspunkt fŸr die 
Aufstiegsorientierung der Kinder. Der Bildungser-
folg der Kinder soll die škonomische und sozial 
geglŸckte Immigration nach Deutschland vervoll-
stŠndigen. Die Eltern forcierten die Kinder aktiv 
durch ihre Schulerziehung und Bildungsfšrderung 
ihre Bildungschancen zu nutzen, die den Eltern 
selbst verwehrt blieben. Dabei reichte das Abitur 
oder die Aufnahme eines Hochschulstudiums 
nicht aus, erst das richtige Studienfach symboli-
siert den gelungenen Aufstieg. Zur Auswahl ste-
hen die FŠcher Jura oder Medizin. Die Wahl des 
Studienfachs Jura symbolisiert die Abgrenzung zur 
sozialen Herkunft der Eltern. Die Abgrenzung 
wird innerethnisch im tŸrkischen Migrationskon-
text relevant, im Wettbewerb um soziale Anerken-
nung und fŸr den Platz in der sozialen Hierarchie. 
Zugleich steht das Studienfach Jura auch fŸr das 
Bestreben nach Sicherheit: mit einer Anstellung als 
Beamtin im šffentlichen Dienst ist die škonomi-
sche Grundlage ihres Lebensentwurfs gesichert. 
Im tŸrkischen Migrationskontext dient das Studi-
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enfach Jura als Erfolgsanzeige im sozialen Ver-
gleich. DarŸber hinaus deuten die Studentinnen 
ihren Aufstiegsbegriff weiter als ihre Eltern: mit 
der Emanzipation aus den sozialen Herkunftsver-
hŠltnissen entwickeln alle einen eigenstŠndigen 
Bildungsbegriff im Sinne von Emanzipation 
(Selbstentfaltung/ Persšnlichkeitsbildung) durch 
Bildung. In ihrem Aufstiegsbegriff dient das Jura-
studium als Voraussetzung fŸr die monetŠre 
Grundlage ihrer Lebensgestaltung. Vor diesem 
Hintergrund kann die Hypothese verdichtet und 
wie folgt ergŠnzt werden: 
Die soziale Herkunft besitzt Ð vermittelt Ÿber die Auf-
stiegsorientierung Ð ErklŠrungskraft fŸr die Aufnahme 
eines Studiums und die Studienfachwahl. 
Ausgangshypothese 2: Es bestehen unterschiedliche Berufs-
bilder zwischen Deutschland und der TŸrkei und damit 
verbunden differentes Ansehen, Prestige und Geschlechter-
bilder. 
Es besteht zum einen in der Wahrnehmung des 
Studienfachs ein Unterschied, so gilt Jura als pre-
stigetrŠchtiges und vergleichsweise hoch angese-
henes Studienfach im tŸrkischen Migrationskon-
text. Alle drei identifizieren Medizin und Jura als 
so genannte StandardfŠcher, mit denen ein hohes 
soziales Ansehen, gro§e WertschŠtzung, Anerken-
nung und Prestige, im Sinne eines bedeutenden 
sozialen Ranges verbunden ist. Dabei rekurrieren 
sie auf ihren tŸrkischen Wissensspeicher. In der 
Konkurrenz und im Wettbewerb innerhalb der 
ethnischen community zŠhlt das Studienfach Jura 
als Kšnigsfach der Anerkennung. Zugleich wird in 
einem Fall dem Berufsbild der Juristin die Hoff-
nung zugeschrieben als solche mit tŸrkischem 
Migrationshintergrund ein anderes Ansehen in der 
deutschen Gesellschaft zu erreichen. Hinsichtlich 
unterschiedlicher Geschlechterbilder zwischen 
Deutschland und der TŸrkei stimmen die Studen-
tinnen Ÿberein, jedoch in unterschiedliche Rich-
tungen. WŠhrend sich zwei Studentinnen mit dem 
Berufsfeld der Juristinnen als einen starken eman-
zipierten Frauenberuf identifizieren, der einerseits 
die Positionierung in der mŠnnlich dominierten 
tŸrkischen Community erleichtern soll und ande-
rerseits die Abgrenzung vom Stereotyp der tŸrki-
schen Arzthelferin, wird der dritten Studentin ein 
tradiertes Berufsbild vermittelt, welches Frauen als 
Juristinnen delegitimiert. Die unterschiedlich ver-
mittelte Berufsbilder und die Positionierung der 
Studentinnen machen deutlich, dass das Berufsbild 
Relevanz fŸr die Studienfachwahl besitzt. Vor 
diesem Hintergrund kann die Hypothese wie folgt 
verdichtet und ergŠnzt werden: 
Es bestehen unterschiedliche Berufsbilder zwischen Deutsch-
land und der TŸrkei und damit verbunden differentes 
Ansehen, Prestige und Geschlechterbilder, die unter dem 

Aspekt der Aufstiegsorientierung und der geschlechtlichen 
Verortung Relevanz fŸr die Studienfachwahl besitzen. 
 
Ausgangshypothese 3: Unter dem Aspekt der Auswande-
rungsorientierung kann die ethnische Zugehšrigkeit Ein-
fluss auf die Studienfachwahl nehmen. 
Die ethnische Zugehšrigkeit gewinnt weniger 
unter dem Aspekt der Auswanderungsorientierung 
an Bedeutung, schlie§lich verorten sich alle Stu-
dentinnen durch die Studienfachentscheidung 
Rechtswissenschaft  fŸr Deutschland als Arbeits-
raum. Vielmehr gewinnt EthnizitŠt einmal unter 
dem Aspekt einer innerethnischen Abgrenzung 
durch sozialen Aufstieg Relevanz. Die ethnische 
community dient hier als Referenzpunkt und An-
triebsfeder fŸr den Bildungserfolg. Zugleich ge-
winnt der Aspekt der ethnischen Zugehšrigkeit 
Relevanz fŸr die Studienfachwahl, wenn es Mittel 
zur Abgrenzung von negativen stereotypen ethni-
schen Zuschreibungen wird Ð sowohl innereth-
nisch, als auch in der deutschen Mehrheitsgesell-
schaft. Das Studienfach soll folglich eine Kom-
pensation der defizitŠr empfundenen ethnischen 
Zugehšrigkeit durch sozialen Aufstieg ermšgli-
chen. Damit kann die dritte Hypothese nicht ver-
dichtet werden. EthnizitŠt gewinnt unter RŸckbe-
zug auf die Aufstiegsorientierung eher folgender-
ma§en Relevanz fŸr die Studienfachwahl: 
Unter dem Aspekt der Abgrenzung von defizitŠren ethni-
sierten Zuschreibungen, kann die ethnische Zugehšrigkeit 
Relevanz fŸr die Studienfachwahl besitzen.  
 
 
5 Schlussbetrachtung und Ausblick 

Die Aufstiegsorientierung ist das zentrale ErklŠ-
rungsmoment fŸr die Studien-fach-wahl der be-
fragten Studentinnen. Die Bildungsaspiration, als 
eine Facette der Aufstiegsorientierung der Eltern, 
hat sich als Fundament fŸr den Bildungserfolg der 
Befragten herauskristallisiert. Sie adaptieren die 
elterliche Aufstiegsorientierung der Statusverbes-
serung, die sie in Form eines Sicherheitsstrebens 
mit ihren Berufszielen im šffentlichen Dienst 
verknŸpfen und entwickeln darŸber hinaus einen 
Selbstentfaltungswillen im Sinne von Emanzipati-
on durch Bildung. Daneben fŠrben die ethnische 
Zugehšrigkeit und die Geschlechtszugehšrigkeit 
die Aufstiegsorientierung in unterschiedlichem 
Ma§e.  
Vor dem Hintergrund der vorangegangenen Ana-
lysen lassen sich die folgenden Hypothesen als 
Ergebnisse der Forschungsarbeit festhalten: 
Die soziale Herkunft besitzt Ð vermittelt Ÿber die 
Aufstiegsorientierung Ð ErklŠrungskraft fŸr die 
Aufnahme eines Studiums und die Studienfach-
wahl. 
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Es bestehen unterschiedliche Berufsbilder zwi-
schen Deutschland und der TŸrkei und damit 
verbunden differentes Ansehen, Prestige und Ge-
schlechterbilder, die unter dem Aspekt der Auf-
stiegsorientierung und der geschlechtlichen Veror-
tung Relevanz fŸr die Studienfachwahl besitzen. 
Unter dem Aspekt der Abgrenzung von defizitŠ-
ren ethnisierten Zuschreibungen kann die ethni-
sche Zugehšrigkeit Relevanz fŸr die Studienfach-
wahl besitzen.  
Im Forschungsfeld der Aufstiegsorientierung und 
des Bildungserfolgs von Frauen mit (tŸrkischem) 
Migrationshintergrund sind bisher vereinzelte 
Dissertationen erschienen (Farrokhzad 2007, Gu-
tiŽrrez Rodr’guez 1999, Hummrich 2009, Ofner 
2003), die sich jedoch nicht mit der Aufstiegsori-
entierung von Studentinnen mit Migrationshinter-
grund und ihren Bedingungsfaktoren im hier un-
tersuchten Sinne befassen. Die Bildungsaspiration, 
die in dieser Arbeit als positiver Bedingungsfaktor 
fŸr den Bildungserfolg herausgearbeitet werden 
konnte, weist Jšrg Dollmann in seiner aktuell er-
schienen Dissertation fŸr Eltern mit tŸrkischem 
Migrationshintergrund nach (Dollmann 2010). Die 
vorliegenden Ergebnisse in Form von Hypothesen 
passen sich in die ForschungslŸcke ein und bilden 
einen Ausgangspunkt fŸr weitere Forschung.  
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Anke Boeckenhoff, Ulrike Ehrlich, Stefanie Vorberger, Janina Walkemeyer und Susanne Wollin 
Werden die VŠter das Kind jetzt schaukeln? 
VŠterliches Wohlbefinden und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
 

Dieser Artikel untersucht den Zusammenhang von vŠterlichem Wohlbefinden sowie familiŠrer und beruflicher Ver-
einbarkeit. 
Anfangs erfolgt die Darstellung des Forschungsstandes zu den Themenfeldern VŠter, Vereinbarkeit und Wohlbefin-
den. Daraus werden die folgenden Forschungsfragen abgeleitet: 1. Wie viele Vatertypen existieren und weisen diese 
Vereinbarkeitsproblematiken auf? 2. Welchen Einfluss hat die Wahrnehmung der Vereinbarkeit von Vaterschaft 
und Beruf auf das subjektive Wohlbefinden der VŠter? 
Eine Clusteranalyse dient zur Beantwortung der ersten Frage, um anhand von Persšnlichkeitsmerkmalen und Wert-
vorstellungen Vatertypen zu extrahieren. Folgende Typen resultieren: Der unzufriedene Traditionalist, der egalitŠre 
Familienmensch, der unschlŸssige (Ver-)Sorger und der zufriedene ErnŠhrer. In der deskriptiven Auswertung wird 
gezeigt, welche Eigenschaften und Vereinbarkeitsprobleme sie aufweisen. Elemente eines modernen sowie eines tradi-
tionellen Vaterbildes zeigen alle. FŸr den unzufriedenen Traditionalisten und egalitŠren Familienmenschen ergeben 
sich Vereinbarkeitsschwierigkeiten. Der unschlŸssige (Ver-)Sorger und der zufriedene ErnŠhrer, beide Ÿbernehmen 
kaum Reproduktionsarbeit, nehmen ein Vereinbarkeitsproblem weniger wahr. Zur Beantwortung der zweiten Frage 
werden fŸr den egalitŠren Familienmenschen und den zufriedenen ErnŠhrer Regressionen zur EinflussŸberprŸfung 
insbesondere von Vereinbarkeitsindikatoren auf das subjektive Wohlbefinden durchgefŸhrt. Obwohl eine umfassende 
Vereinbarkeitsproblematik nicht bei allen Vatertypen diagnostiziert wird, beeinflussen Elemente der Vereinbar-
keitsproblematik das Wohlbefinden der zwei genannten Typen. Dabei zeigt sich eine Diskrepanz zwischen Einstel-
lung und gelebter RealitŠt, welche ebenso das Wohlbefinden beeinflusst. 
 
 

1 Einleitung 1 

In Folge der Gleichberechtigung gelten zuneh-
mend fŸr alle Geschlechter Šhnliche Anforderun-
gen in der beruflichen SphŠre. Gleichzeitig aber 
werden MŠnner vermehrt mit Anforderungen aus 
dem noch immer weiblich dominierten Bereich 
der Reproduktionsarbeit konfrontiert. Dieser 
ãstructural mismatchÒ (Kossek 2005: 16) zwischen 
Arbeitsanforderungen bzw. Karrieresystem und 
familiŠren AnsprŸchen stellt eine Herausforderung 
fŸr alle Geschlechter dar, die sich im Begriff der 
Vereinbarkeitsproblematik wiederfindet. Dabei 
liegt die Folgerung sehr nahe, dass dies Auswir-
kungen auf das subjektive Wohlbefinden der Indi-
viduen hat, da sich objektive LebensumstŠnde 
stets in der subjektiven Bewertung dieser wider-
spiegeln.  
Da Vereinbarkeit von Familie und Beruf hŠufig 
aus der Sicht von Frauen, bzw. auf die Vereinbar-
keit von Beruf und Muttersein reduziert wird, 
besteht ein Forschungsdefizit zum Zusammen-
hang von Vereinbarkeit von Familie und Beruf aus  

                                                

1 Der Artikel basiert auf dem in KŸrze erscheinenden Beitrag 
ãVereinbarkeit von Familie und Beruf aus Vatersicht Ð Aus-
wirkungen auf das WohlbefindenÒ in dem Buch: Bertram, 
Hans/Spie§, C. Katharina (2011) (Hrsg,): Fragt die Eltern! 
Ravensburger Elternsurvey Elterliches Wohlbefinden in 
Deutschland. Baden-Baden: Nomos. ISBN 978-3-8329-6871-
7.  
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Vatersicht sowie dem väterlichen subjektiven 
Wohlbefinden. Der folgende  Beitrag greift diese 
Forschungslücke auf. 
Die Forschungsfrage gliedert sich in zwei Teile: (1) 
Zunächst sollen die befragten Väter anhand ihrer 
Wertvorstellungen und Persönlichkeitsmerkmale 
typisiert werden. Ziel ist es, Väter mit Hilfe einer 
Clusteranalyse zu gruppieren und die Gruppen 
dann mit Fokus auf das unterschiedliche Ausmaß 
von Vereinbarkeitsproblematiken darzustellen. 
Dabei sind folgende Fragen zu beantworten: Gibt 
es unterschiedliche Vatertypen? Wie viele gibt es 
und inwiefern unterscheiden sie sich in ihrer 
Wahrnehmung der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf? (2) In einem zweiten Schritt werden ausge-
wählte Vatertypen hinsichtlich ihres subjektiven 
Wohlbefindens analysiert. Anhand einer multiplen 
Regression sollen die Faktoren herausgearbeitet 
werden, die wesentlich zur Erklärung des subjekti-
ven Wohlbefindens beitragen. Dabei soll unter-
sucht werden, welchen Einfluss die jeweilige 
Wahrnehmung der Vereinbarkeit von Vaterschaft 
und Beruf hat. 
Um sich dieser komplexen Fragestellung zu nä-
hern, soll im folgenden Abschnitt zunächst die 
theoretische Grundlage dargelegt sowie der For-
schungsstand der hier betroffenen Themenfelder 
Vaterschaft und Vaterrolle sowie Vereinbarkeit 
und Wohlbefinden aufgegriffen werden. Der dritte 
Teil skizziert das vorliegende Forschungsdesign. 
Danach folgt die Darstellung der Ergebnisse, ent-
sprechend der Fragestellung in zweigeteilter Form 
mit den Resultaten der Vatertypisierung und den 
Regressionsergebnissen zum Zusammenhang mit 
dem subjektiven Wohlbefinden. Das anschließen-
de Fazit enthält neben der Konklusion einen Aus-
blick auf weitere Forschungsfragen und  
-perspektiven.  
 
 
2  Theoretische Grundlage und For-

schungsstand 

2.1  Theorie und Forschungsstand: Väter 
und die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf 

Die Thematisierung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf aus Vatersicht ist kaum trennbar vom 
Vaterbegriff selbst. Dennoch soll analytisch in 
diesem Artikel eine getrennte Darstellung der 
Begriffe und Forschungsergebnisse zur Vereinbar-
keit und zu Vätern erfolgen.  
 

2.1.1  Väter 

Nachdem Fthenakis bereits 1985 zwei Bände mit 
dem Thema Väter und Vater-Kind-Beziehungen 
veröffentlichte, dauerte es noch einige Jahre, bis in 
Deutschland eine gesellschaftspolitische Ausein-
andersetzung über Väter im Kontext von Famili-
en- und Erwerbsarbeit sowie Vaterrollen folgte 
und Schwierigkeiten in der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf auch bei Vätern erkannt wur-
den (Oberndorfer/Rost 2005: 50f; Gesterkamp 
2005: 66). Dennoch gilt Vaterschaft in Deutsch-
land auch heute noch als ungenügend erforscht, 
besonders „die emotionalen und persönlichen 
Dimensionen von Vaterschaft“ (Matzner 2004: 
18). 
Als Grund für diese späte Auseinandersetzung mit 
dem Thema Väter kann die Dominanz theoreti-
scher Ansätze genannt werden, die sich allein mit 
der partnerschaftlichen Arbeitsteilung beschäftigen 
und dabei die Rolle des Ernährers auf den Mann 
und die Familienrolle auf die Frau projizieren. 
Besonders als Frauen begannen, sich verstärkt ins 
Berufsleben zu integrieren, konzentrierte sich die 
Forschung schwerpunktmäßig weniger auf den 
Mann, sondern auf die Vereinbarkeitsschwierigkei-
ten der Frau (Hank/Tölke 2005: 7f). Ein weiterer 
Grund für die erschwerte Auseinandersetzung mit 
dem Thema Väter ist die Tatsache, dass Frauen die 
Kinder gebären, weshalb Vätern oftmals ein direk-
ter Bezug zu ihren Kindern abgesprochen wurde 
(Hank/Tölke 2005: 8). Hier werden biologische 
Unterschiede bei Männern und Frauen zum An-
lass genommen, den Geschlechtern unterschiedli-
che Eigenschaften oder Fähigkeiten zuzuschrei-
ben. Dabei ist die Wahrnehmung der Vater- und 
Mutterrolle, sowie auch die Beziehung zwischen 
Eltern und Kindern sozial konstruiert (Nave-Herz 
2009: 39ff). Ältere Konzepte von Vaterschaft wie 
das von Parsons2 stehen seit längerem in der Kri-
tik, da sie Vaterschaft zumeist „auf die klassische 
Funktion des Ernährers […] reduzieren“ (BMFSFJ 
2006: 16). Vaterschaft ist jedoch weitaus mehr. 
Väter üben diverse Rollen aus (Lamb/Tamis-
LeMonda 2004: 3). Fthenakis zeigt zudem, dass  

„beide Eltern gleichermaßen in der Lage sind, 
ein Kind von Geburt an mit der notwendigen 
Sensitivität angemessen zu betreuen und zu 

                                                

2 Parsons, als ein sehr frühes Beispiel der Auseinandersetzung 
mit familiären Strukturen, unterscheidet instrumentelle und 
expressive Rollen (Fthenakis 1988: 33). Der Vater übernimmt 
dementsprechend die Rolle, Kontakt zu den äußeren Gege-
benheiten herzustellen, und die Mutter ist für die internen 
Arrangements zuständig (Bertram 2010: 242ff). Infolgedessen 
identifizieren sich wiederum Mädchen geschlechterspezifisch 
mit den expressiven Eigenschaften der Mutter und Jungen 
mit den instrumentellen Eigenschaften des Vaters (Par-
sons/Bales 1998: 45f). 
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versorgen, sein BedŸrfnis nach Kommunika-
tion zu stillen und seine Entwicklung entspre-
chend zu fšrdern. Beide Eltern entwickeln 
unter entsprechenden Bedingungen enge 
emotionale Beziehungen zum Kind, und das 
Kind seinerseits entwickelt emotionale Bezie-
hungen zu beiden Elternteilen, und zwar indi-
viduelle Beziehungen, die eigenstŠndig zu se-
hen sindÒ (Fthenakis 1988: 283). 

Daher versuchen neuere AnsŠtze verschiedene 
Dimensionen vŠterlichen Engagements zu analy-
sieren, die Bedingungen, unter denen Vaterschaft 
ausgeŸbt wird, sowie die Entwicklung des Vaters, 
des Kindes und der Vater-Kind-Beziehung nach-
zuzeichnen. Lamb schlŠgt bereits 1987 vor, dass 
Vaterschaft etwa anhand von Verantwortlichkeit, 
VerfŸgbarkeit und Engagement erklŠrt werden 
kann (Cyprian 2007: 25). Eltern-Kind-
Beziehungen unterliegen jedoch dem sozialen 
Wandel und folgen kulturellen und materiellen 
Bedingungen, weshalb die Rolle des Vaters und 
die Funktionen der Vaterschaft in der Familie Ÿber 
die Zeit variieren (Fthenakis 1988: 10ff; MŸh-
ling/Rost 2007: 9). WŠhrend etwa nach dem Zwei-
ten Weltkrieg bis in die 1960er Jahre hinein in 
Deutschland ein Vaterbild dominierte, das den 
Vater primŠr als BeschŸtzer, disziplinierende Per-
son und als ErnŠhrer sah (Fthenakis 1999: 23f; 
BMFSFJ 2006: 9f), fŸhrten im Verlauf des 20. 
Jahrhunderts die allgemeine Demokratisierung und 
die zunehmende gesellschaftliche und rechtliche 
Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau 
sowie neue wirtschaftliche AnsprŸche und struktu-
relle VerŠnderungen auf dem Arbeitsmarkt zu 
einer SchwŠchung der ãPosition des Mannes als 
ErnŠhrer der FamilieÒ (Fthenakis 1999: 26). Aus 
dieser Entwicklung geht auch die Diskussion um 
die neuen VŠter hervor (Oberndorfer/Rost 2005: 
52). Dabei geht es um einen gegenwŠrtigen Wan-
del der Vaterrolle. Nave-Herz beschreibt entspre-
chend, dass die Mutter zwar weiterhin hauptver-
antwortlich fŸr die hŠusliche Arbeit und ãdie Be-
teiligung der VŠter an den hauswirtschaftlichen 
Arbeiten Ð selbst bei ErwerbstŠtigkeit ihrer Frauen 
Ð weiterhin geringÒ ist, aber viele junge VŠter neue 
Einstellungen zur Aufgabenverteilung besitzen 
(Nave-Herz 2009: 59). Neue VŠterlichkeit scheint 
sich dennoch vielmehr auf das Vorhandensein 
neuer normativer Orientierungen zu beschrŠnken. 
Oberndorfer und Rost argumentieren, dass sich 
zwar Werthaltungen zur Vaterschaft verŠndert 
haben, aber ein †bergang zur Vaterschaft immer 
auch mit einer RŸckkehr in traditionelle Rollen-
muster verbunden ist. Eine ErklŠrung dafŸr ist, 
dass ein Unterbrechen des Erwerbsverlaufs bei 

VŠtern hŠufig škonomisch und aus Karrieresicht 
nachteiliger ausfŠllt (Oberndorfer/Rost 2005: 54).  
Nun stellt sich die Frage, welche Vatertypen tat-
sŠchlich existieren, welche Persšnlichkeitsmerkma-
le fŸr sie charakteristisch sind und auf welche Wei-
se sie ihre Vaterrolle ausŸben. Zulehner und Volz 
identifizierten vier MŠnnertypen: die Traditionellen, 
die Neuen, die Pragmatischen und die Unsicheren. In 
den Dimensionen TraditionalitŠt und ModernitŠt 
bewegen sich die Traditionellen und die Neuen in 
entgegengesetzte Richtungen; erstere haben einen 
stŠrkeren Fokus auf die berufliche SphŠre, letztere 
bringen sich dagegen verstŠrkt in den Familienall-
tag ein (Zulehner/Volz 1998: 40f, 102, 133, 157). 
Die Gruppe der Pragmatischen weist in beiden Di-
mensionen hohe Werte auf, die Unsicheren geringe 
(Zulehner/Volz 1998: 40f). Auch Wippermann 
und Kollegen fanden neben dem postmodern-
flexiblen Typen und dem Lifestyle-Macho einen eher 
traditionellen starken HaupternŠhrer der Familie und 
einen modernen neuen Mann (Wippermann et al. 
2009: 21f, 73f). Matzner konnte qualitativ vier 
Vatertypen aufdecken: WŠhrend sich der traditionel-
le ErnŠhrer dadurch auszeichnet, dass er vor allem 
die ErnŠhrer- und BeschŸtzerposition einnimmt, 
besitzt der moderne ErnŠhrer bereits einige Eigen-
schaften der modernen und aktiven Vaterschaft 
(Matzner 2004: 339ff).3 Der ganzheitliche Vater 
entscheidet sich laut Matzner auf der anderen Seite 
bewusst fŸr Vaterschaft und mšchte dabei prŠsent 
sein, Verantwortung Ÿbernehmen und eine Ver-
trauensperson fŸr seine Kinder sein, wobei eine 
egalitŠre Aufgabenteilung in der Familie angestrebt 
wird (Matzner 2004: 382ff). Der familienzentrierte 
Vater ist dem ganzheitlichen Vater Šhnlich, aber ihm 
ist die berufliche Dimension, wenn Ÿberhaupt, 
zum blo§en Lebensunterhalt wichtig, sodass es bei 
der Herausbildung seiner IdentitŠt zu einer fast 
ausschlie§lichen Konzentration auf die Familie 
kommt (Matzner 2004: 425ff).4  
Der gro§e Konflikt, den VŠter heute austragen, ist 
folgender: Einerseits dominiert institutionell ein 
ãModell des Vaters als FamilienernŠhrerÒ, ande-

                                                

3 Sowohl die Partnerin des traditionellen als auch die des moder-
nen ErnŠhrers fŸgt sich laut Matzner in die komplementŠre 
Beziehung ein, indem sie den Gro§teil der Verantwortung fŸr 
den familiŠren Raum Ÿbernimmt, sodass beide Vatertypen 
sich auf die Versorgung der Familie konzentrieren. Auch 
wenn dem modernen ErnŠhrer durchaus bewusst ist, dass von 
ihm eine aktive Vaterschaft erwartet wird, und er versucht zu 
seinen Kindern eine Beziehung aufzubauen und nicht nur der 
Erzieher zu sein, gelingt es ihm nicht, sein modernes Vater-
schaftskonzept in die RealitŠt umzusetzen (Matzner 2004: 
339ff). 
4 Matzner deutet aber auch an, dass nicht alle VŠter gezielt 
nach einer derart aktiven Rolle suchen; Šu§ere UmstŠnde 
kšnnen womšglich zur RollenŸbernahme fŸhren (Matzner 
2004: 425ff). 
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rerseits wird zunehmend der Ruf nach mehr Betei-
ligung an der Reproduktionsarbeit laut (Wolde 
2007: 284). VŠter identifizieren sich zu einem gro-
§en Teil Ÿber Erwerbsarbeit: ãNeben der Bedeu-
tung fŸr die mŠnnliche IdentitŠt gewŠhrleistet der 
Beruf in der Regel [auch] die materielle Versor-
gung der FamilieÒ (Matzner 2004: 120). Vom Va-
ter wird gesellschaftsideologisch verlangt, dass er 
dauerhaft fŸr die Familie sorgt, wŠhrend es der 
Mutter ãgestattetÒ ist, sich zur Pflege der Kinder 
aus dem Erwerbsleben zurŸckzuziehen. Will der 
Vater aber die aktive Vaterrolle Ÿbernehmen und 
deshalb im Erwerbsleben zurŸcktreten, muss er 
mit Prestigeverlust und dem UnverstŠndnis der 
Partnerin, der Politik oder des Betriebs rechnen 
(Gesterkamp 2005: 71f; Matzner 2004: 119ff). 
Andererseits muss er selbst hinterfragen, was das 
Spezifische seiner Rolle ist, wenn er die ErnŠhrer-
rolle aufgibt (Wolde 2007: 210ff).  
 
2.1.2  Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Der hier vorliegende Fokus auf die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf kann zunŠchst anhand der 
Definition gelungener Vereinbarkeit des Bundes-
ministeriums fŸr Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend umrissen werden. Diese sei dann erreicht,  

ãwenn MŸtter und VŠter neben Einrichtun-
gen und Infrastrukturen Ð zum Beispiel Krip-
penplŠtze Ð auch Unternehmen mit familien-
freundlichem Engagement sowie Arbeits-
mŠrkte vorfinden, die einen sicheren Unter-
halt der Familie gewŠhrleisten und den Wie-
dereinstieg von Frauen in den Beruf erleich-
ternÒ (BMFSFJ 2005a: 7).  

Die Verflechtung dieser beiden Bereiche vor dem 
Hintergrund einer sich dynamisch verŠndernden 
Arbeits- und Lebenswelt ist jedoch nicht nur fŸr 
Frauen eine gro§e Herausforderung (BMFSFJ 
2005b: 4).5 Begreift man wie in diesem Artikel 
Vereinbarkeitsproblematik als subjektives Zeit- 
und Organisationsproblem (Joost 2000: 204), be-
darf es flexibler Arbeitszeiten und Mšglichkeiten, 
die Berufsphase zeitweilig zu unterbrechen oder 
die Arbeitszeit zu reduzieren. Diese Optionen 
mŸssten je nach BedŸrfnissen der Kinder und in 
unterschiedlichen Familienphasen fŸr MŸtter und 
VŠter institutionell verankert werden (Bertram 
1997: 77ff), damit VŠter und MŸtter die Verein-
barkeit von Familie und Beruf untereinander 

                                                

5 Dabei ist zu beachten, dass sich Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf grundsŠtzlich nicht nur auf junge Familien mit 
kleinen Kindern bezieht, sondern auch auf die Pflege Šlterer 
Familienmitglieder (Eichhorst/Thode 2009: 2). Das Augen-
merk der vorliegenden Analyse liegt aber auf der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf fŸr Familien mit jungen Kindern.  

wechselseitig, gleichberechtigt und gleichwertig 
aushandeln kšnnen. Gleichstellungsorientierte 
Konzepte, familienorientierte infrastrukturelle 
Angebote sowie finanzielle UnterstŸtzung der 
Familien sind dafŸr unabdingbar. Insgesamt be-
darf es auf der Makroebene familienpolitischer 
Konzepte, die familiŠre Konstellationen, BedŸrf-
nisse und Problemlagen unter den gewandelten 
Lebensbedingungen in den Blick nehmen (Jur-
czyk/Lange 2004: 30). Den hier bestehenden 
Nachholbedarf belegt der ãMonitor Familienleben 
2010Ò des Instituts fŸr Demoskopie Allensbach. 
Demnach haben nur 21 Prozent der deutschen 
Bevšlkerung den Eindruck, dass sich Familie und 
Beruf in der Bundesrepublik Deutschland gut 
vereinbaren lassen (Institut fŸr Demoskopie Al-
lensbach 2010). Solche Ergebnisse lassen darauf 
schlie§en, dass Familie und Beruf nicht voneinan-
der getrennt betrachtet werden dŸrfen; ein deutli-
cher Indikator dafŸr ist der Wunsch nach einer 
besseren Vereinbarkeit dieser beiden Lebensberei-
che (Notz 2001: 90). 
Auf der Mikroebene werden mit der Thematik der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf primŠr Frau-
en und MŸtter in Verbindung gebracht, da davon 
ausgegangen wird, dass weibliche ErwerbstŠtige 
die grš§ten Vereinbarkeitsprobleme haben (Notz 
2001: 11ff). Gleichwohl dies den empirischen 
Tatsachen entspricht, wird es zunehmend wichti-
ger, auch andere Beteiligte zu berŸcksichtigen: 
Vereinbarkeit betrifft VŠter, Alleinerziehende, 
Kinder, Jugendliche und deren Wechselspiel mit 
Gesellschaft, intermediŠren Institutionen und 
individuellen Akteuren (Jurczyk/Lange 2004: 29). 
Mit Notz stellt sich dann ein differenzierter Blick 
auf die Vereinbarkeitsproblematik heraus: WŠh-
rend Frauen mit Problemen zu kŠmpfen haben, 
die aus ihrer Dreifachbelastung aus Erziehung, 
Haushalt und Beruf resultieren, sind VŠter eher 
unzufrieden mit der Zeitaufteilung und den Verlu-
sten, die sie in der au§erberuflichen SphŠre wahr-
nehmen. Folglich werden sie ãihren eigenen An-
sprŸchen an Zeit fŸr Partnerschaft, Familienleben 
und Freizeitgestaltung nicht gerechtÒ (Notz 2001: 
90f).6 Ebenso mŸssen MŠnner im Gegensatz zu 
Frauen mit anderen institutionellen Barrieren und 
fehlendem gesellschaftlichen VerstŠndnis rechnen, 
wenn sie fŸr die Familienarbeit ihre Arbeitszeit 
reduzieren oder Elternzeit nehmen mšchten 
(Fthenakis/Minsel 2002: 50). Diese Ergebnisse 
stimmen mit Erkenntnissen aus dem ãMonitor 
Familienleben 2010Ò Ÿberein (Institut fŸr Demo-
skopie Allensbach 2010). Folglich kann konstatiert 
werden, dass sich die Vereinbarkeitsproblematik 
                                                

6 Notz bezieht sich in ihrer Untersuchung auf mŠnnliche 
FŸhrungskrŠfte. 
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fŸr MŸtter und VŠter in unterschiedlicher Weise 
darstellt.  
Das Gelingen oder Scheitern der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf ist dabei subjektiv und in 
AbhŠngigkeit von den WŸnschen und Vorstellun-
gen von MŸttern und VŠtern zu betrachten (Notz 
2001: 11). Vereinbarkeit gelingt nicht Ð und kann 
demzufolge als Spannungsfeld betrachtet werden 
(Michalk/Nieder 2007: 21) Ð wenn ein subjektiv 
empfundenes Zeit- und Organisationsproblem, 
resultierend aus institutioneller oder arbeitsteili-
ger/partnerschaftlicher InflexibilitŠt, vorliegt 
(Joost 2000: 204). Von daher existieren keine ob-
jektiven Grenzen, die besagen, zu welchem Zeit-
punkt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
glŸckt oder scheitert.  
Neben der Wichtigkeit der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf darf die subjektive Relevanz der 
beruflichen SphŠre jedoch nicht unterschŠtzt wer-
den. Denn die ErwerbstŠtigkeit kann dem Wunsch 
nach einem selbstbestimmten, erfŸllten Leben 
ebenfalls zutrŠglich sein (Michalk/Nieder 2007: 
11). FŸr MŸtter und VŠter muss daher die Mšg-
lichkeit bestehen, in den Lebensbereichen Familie 
und Beruf anfallende Verpflichtungen und Inter-
essen zu erfŸllen. Nur so kann eine dauerhafte 
Gesundheit, LeistungsfŠhigkeit, Motivation und 
Ausgeglichenheit erreicht werden (Michalk/Nieder 
2007: 22).  
 
2.2  Wohlbefinden von VŠtern 

2.2.1  Theoretische Grundlage 

In der wissenschaftlichen Literatur findet sich eine 
Bandbreite an Konzepten des subjektiven Wohl-
befindens, die innerhalb und Ÿber die verschieden-
sten Disziplinen wie …konomie, Philosophie oder 
Sozialwissenschaften hinweg variieren. Der vorlie-
gende Artikel richtet sich dabei nach dem Konzept 
von Ed Diener, wonach subjektives Wohlbefinden 
die wissenschaftliche Analyse der individuellen 
Evaluation des eigenen Lebens darstellt, ein-
schlie§lich der emotionalen Reaktionen auf Ereig-
nisse und Stimmungen sowie der Bewertung von 
Zufriedenheit (Diener et al. 2003: 404). HŠufig 
wird dabei subjektives Wohlbefinden mit der all-
gemeinen Lebenszufriedenheit eines Individuums 
gleichgesetzt. Nach Diener ist diese allerdings als 
Teil des subjektiven Wohlbefindens zu verstehen 
(Tov/Diener 2009: 9). Subjektives Wohlbefinden 
umfasst zahlreiche interdependente Dimensionen7 

                                                

7 So wird in dem hier verwendeten Ravensburger Elternsur-
vey zwischen folgenden Dimensionen des subjektiven Wohl-
befindens unterschieden: (1) materielles Wohlbefinden, (2) 
Wohlbefinden im Kontext des Erwerbslebens, (3) Wohlbe-
finden im Bereich Bildung, (4) gesundheitliches Wohlbefin-

und Bereiche und damit mehr als die allgemeine 
Lebenszufriedenheit. Gleichwohl in dieser Studie 
nicht alle Bereiche berŸcksichtigt werden kšnnen, 
bietet der Fokus auf den Zusammenhang von 
Wohlbefinden und der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf fŸr VŠter einen besonderen Zugang, 
mit dem zumindest einige Dimensionen indirekt 
und direkt untersucht werden: Es geht um die 
subjektive Wahrnehmung der VŠter von ihrer Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, um die daraus 
resultierenden mšglichen Probleme und eben auch 
um die Zufriedenheit in diesem Bereich. Um 
schlie§lich den Zusammenhang zwischen diesen 
Wahrnehmungen und dem subjektiven Wohlbe-
finden der VŠter analysieren zu kšnnen, muss 
dabei subjektives Wohlbefinden auf allgemeine 
Lebenszufriedenheit herunter gebrochen werden. 
 
2.2.2  Forschungsstand 

Studien zum subjektiven Wohlbefinden von Fami-
lien erlangen erst in den letzten Jahren verstŠrkte 
Aufmerksamkeit (u.a. Familienberichte des 
BMFSFJ; Thornton 2001). Dabei besteht ein For-
schungsdefizit hinsichtlich der Analyse des Wohl-
befindens von Eltern, sodass es einer ãincreased 
intention [É] to the study of fathers and their 
family relationships across all types of family situa-
tionsÒ (Thornton 2001: 439) bedarf. Insbesondere 
das Wohlbefinden von VŠtern ist bislang kaum 
erforscht. Obwohl davon auszugehen ist, dass 
VŠter  verschiedenen Rollenerwartungen aus un-
terschiedlichen Bereichen ausgesetzt sind und 
auch ihr Wohlbefinden von der Realisierung dieser 
abhŠngt, fehlt es vor allem an Analysen, wie MŠn-
ner bzw. VŠter diese Vielfalt an Rollen wahrneh-
men und inwiefern sich die zum Teil widersprŸch-
lichen Erwartungen auf ihr Wohlbefinden auswir-
ken. Begriffe wie die neuen VŠter tangieren dieses 
Themenfeld lediglich in einer oberflŠchlichen und 
diffusen Art und Weise, da nicht von einem ein-
heitlichen Vaterbild ausgegangen werden kann 
(Dšge 2006: 9). Je nach Wahrnehmung und Aus-
einandersetzung durch den Vater variieren die 
Rollenerwartungen und die Auswirkungen auf das 
subjektive Wohlbefinden.  
Einen ersten Hinweis zu dieser Thematik bietet 
die Untersuchung von Crowley (1998), der den 
Zusammenhang zwischen vŠterlichem Wohlbefin-
den und der Wahl des Versorgermodells analysiert. 
Zentrales Ergebnis seiner Studie ist, dass der Um-
gang mit Fragen nach Arbeits- und Familienver-
antwortlichkeiten nicht allein in Zusammenhang 
                                                

den inklusive unterschiedlicher Persšnlichkeitsmerkmale, (5) 
Wohlbefinden im Kontext von Netzwerkbeziehungen sowie 
(6) Wohlbefinden im Kontext familienpolitischer Ma§nahmen 
(Bertram/Spie§ 2010: 2). 
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mit der Wahl des Versorgermodells steht, sondern 
vor allem eine Interdependenz vorliegt zwischen 
den eigenen Rollenerwartungen, den Erwartungen 
anderer und deren Realisierung sowie Ausgestal-
tung. Diese hat wiederum Auswirkungen auf das 
subjektive Wohlbefinden (Crowley 1998: 19ff). 
Dieses Ergebnis kann insofern AnknŸpfungspunkt 
des vorliegenden Artikels sein, als der Zusammen-
hang von Rollenerwartungen und subjektivem 
Wohlbefinden ausgeweitet wird, sodass in dieser 
Arbeit zusŠtzlich Wertvorstellungen betrachtet 
und damit einhergehend auch Erziehungsziele und 
-stile untersucht werden. Schlie§lich sind Eltern, 
und damit auch VŠter, sehr heterogen in ihren 
Vorstellungen von Erziehung (Cox/Harter 2003: 
197).  
Aufgrund der verschiedenen Rollenerwartungen 
muss ferner der Einfluss der Arbeitswelt auf das 
Wohlbefinden von VŠtern analysiert werden Ð da 
dieser Einfluss auf die Familienprozesse und das 
Wohlbefinden der gesamten Familie hat 
(Wertheimer et al. 2005: 157). Ebenfalls wichtig ist 
die BerŸcksichtigung der QualitŠt der Paarbezie-
hung (Cox/Harter 2003: 196 ff). Dies schlie§t 
auch Fragen nach der partnerschaftlichen Arbeits-
teilung, d.h. der Ausgestaltung der hŠuslichen wie 
auch der Betreuungsarbeit (Schneider/Waite 2005: 
74) sowie das vorliegende Versorgermodell mit 
ein. 
 
 
3 Forschungsdesign: Fragestellung, 

methodisches Vorgehen und Opera-
tionalisierung 

Aus der Darstellung von Theorie und Forschungs-
stand hinsichtlich der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf fŸr VŠter und des vŠterlichen Wohlbe-
findens lassen sich zentrale, hier zu ŸberprŸfende 
Hypothesen ableiten. Diese werden im Folgenden 
prŠzisiert, bevor auf die Vorgehensweise dieser 
Studie und die Operationalisierung eingegangen 
wird. Wie bereits deutlich wurde, gliedert sich die 
Fragestellung des vorliegenden Artikels in zwei 
Teile:  

Frage 1: Kšnnen die untersuchten VŠter in un-
terschiedliche Vatertypen Ð und wenn ja, in 
wie viele Ð klassifiziert werden?  

Frage 2: Welche Faktoren Ð insbesondere der 
subjektiven Wahrnehmung der Vereinbar-
keit von Vaterschaft und Beruf Ð tragen we-
sentlich zum subjektiven Wohlbefinden von 
VŠtern bei? 

Daraus ableitend ergeben sich zentral zu untersu-
chende Hypothesen, die aufeinander aufbauen: 

1. Auf Basis von Wertvorstellungen rund um 
Partnerschaft, Familie und Erziehung sowie 

aufgrund von Persšnlichkeitsmerkmalen 
lassen sich unterschiedliche Vatertypen 
klassifizieren, die sich zusŠtzlich hinsichtlich 
ihrer Soziodemografie und insbesondere ih-
rer Wahrnehmung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf unterscheiden und auch 
verschiedene Ausma§e des subjektiven 
Wohlbefindens aufweisen. 

2. Das Ausma§ des subjektiven Wohlbefin-
dens wird je nach Vatertyp von unter-
schiedlichen Faktoren aus den Bereichen 
der Soziodemografie, der QualitŠt von 
Partnerschaft, der Persšnlichkeit sowie der 
beruflichen SphŠre bestimmt. Diese Berei-
che kšnnen als Hinweise auf spezifische 
und zum Teil kontroverse Rollenbilder des 
Vaterseins interpretiert werden. 

FŸr diese Studie wurden VŠter aus dem Datensatz 
des Ravensburger Elternsurveys analysiert.8 Da 
unter anderem auch der Einfluss der QualitŠt von 
Paarbeziehungen sowie der partnerschaftlichen 
Erwartungen in die Analyse einflie§en, wurde der 
Datensatz ferner auf VŠter in einer Partnerschaft 
oder Ehe beschrŠnkt. Die Stichprobe umfasst 
somit insgesamt 960 VŠter. Aufgrund der zweige-
teilten Fragestellung kann die Datenanalyse in zwei 
VorgŠnge unterteilt werden. Frage 1 nach der 
Typisierung von VŠtern wird mittels einer Cluster-
analyse bearbeitet. Zur KlŠrung von Frage 2 soll 
eine Regressionsanalyse durchgefŸhrt werden. 
Hierzu werden zunŠchst auf Basis der deskriptiven 
Darstellung der Ergebnisse der Clusteranalyse 
zwei Vatertypen ausgewŠhlt. Subjektives Wohlbe-
finden wird dabei als abhŠngige Variable Ÿber die 
allgemeine Lebenszufriedenheit operationalisiert. 
 
 

                                                

8 Im Auftrag der Stiftung Ravensburger Verlag und in Koope-
ration mit Prof. Dr. Hans Bertram (Lehrbereich Mikrosozio-
logie der Humboldt-UniversitŠt zu Berlin) sowie Prof. Dr. C. 
Katharina Spie§ (Deutsches Institut fŸr Wirtschaftsforschung 
DIW Berlin und Freie UniversitŠt Berlin) fŸhrte TNS-
Infratest Sozialforschung MŸnchen die Befragung Ravensburger 
Elternsurvey 2009 durch. Die Fragestellung der Studie richtet 
sich auf das Wohlbefinden von Eltern in Deutschland (vgl. 
Bertram/Spie§ 2010: 3). 



ANKE BOECKENHOFF, ULRIKE EHRLICH, STEFANIE VORBERGER, JANINA WALKEMEYER & SUSANNE WOLLIN  106 

4 Ergebnisse 

Die Clusteranalyse ergab  vier Vatertypen: (1) Den 
unzufriedenen Traditionalisten, (2) den egalitŠren Famili-
enmenschen, (3) den unschlŸssigen (Ver-)Sorger sowie 
(4) den zufriedenen ErnŠhrer.  
 
4.1 Clusteranalyse Ð Zusammenfassende 

Betrachtung der generierten Vatertypen 

Die Clusteranalyse ermšglicht Vatertypen auf-
grund von €hnlichkeiten im Antwortverhalten zu 
klassifizieren. Ausgangspunkt der Clusteranalyse 
ist ein subjektives Vaterschaftskonzept, welches 
anhand von Persšnlichkeitsmerkmalen Ð ob VŠter 
entweder konform oder selbstbestimmt oder auto-
ritŠr-kontrollierend oder positiv-verstŠrkend erzie-
hen, ob sie neurotisch, extraversiert, offen fŸr 
Erfahrungen, vertrŠglich oder gewissenhaft sind, 
ob sie internale oder externale KontrollŸberzeu-
gungen haben, ob sie eher individualistisch oder 
familienorientiert, finanziell oder emotional orien-
tiert sind oder ob sie sich Sorgen um Familie, Ge-
sundheit und das Finanzielle machen Ð VŠter zu 
typisieren versucht.9 Hypothese 1 wird mittels 

                                                

9 Aufgrund des weitgefassten Konzepts von Wohlbefinden 
bedarf es in der gesamten Analyse der BerŸcksichtigung einer 
Vielzahl von Variablen. Einige beruhen ihrerseits auf theore-
tischen Konzepten, sodass sie in Faktorenanalysen zusam-
mengefasst werden kšnnen:   
In Anlehnung an das Theoriekonzept von Melvin L. Kohn 
(1969) werden zwei Faktoren zu Erziehungszielen - Selbstbe-
stimmtheit und KonformitŠt - nachgebildet. Selbstbestimmt-
heit zielt darauf ab, Kinder zu selbstbestimmtem, auf interna-
len Standards beruhendem Verhalten und Denken zu erzie-
hen, welches auch die BeweggrŸnde des Verhaltens anderer 
berŸcksichtigt. KonformitŠt hingegen ist stŠrker auf die Ein-
haltung sozialer Normen ausgerichtet (Kohn 1969: 35-37, 
xvii). 
Au§erdem enthŠlt der Elternsurvey Fragen zu Erziehungssti-
len. In der vorliegenden Studie konnten zwei Faktoren mit 
Hilfe der konfirmatorischen Faktorenanalyse (Backhaus 2008: 
519ff) gebildet werde. Diese stehen fŸr einen positiv-
verstŠrkenden sowie einen autoritŠr-kontrollierenden Erzie-
hungsstil. 
Des Weiteren konnten in Anlehnung an McCrae und Costa 
die Persšnlichkeitsdimensionen der ãBig FiveÒ nachgebildet 
werden: Neurotizismus, Extraversion, Offenheit fŸr neue 
Erfahrungen, VertrŠglichkeit und Gewissenhaftigkeit 
(McCrae/Costa 1996: 67). 
Ferner wurden Fragen zur KontrollŸberzeugung gestellt 
(ãLocus of ControlÒ). Dabei lassen sich prinzipiell zwei †ber-
zeugungen unterscheiden: Eine internale KontrollŸberzeu-
gung sowie eine externale KontrollŸberzeugung. Allerdings 
konnten diese Faktoren nicht nachgebildet werden, sodass 
einige Variablen direkt in die Analysen eingehen.  
Weiterhin wurden im Fragebogen Fragen nach der Relevanz 
bestimmter Bereiche gestellt, die auf die beiden Faktoren 
Postmaterialismus und Materialismus in Anlehnung an Ro-
nald Inglehart (1971) schlie§en lassen sollen. Allerdings konn-
ten auch diese Faktoren nicht reproduziert werden. Stattdes-
sen ergab die Faktorenanalyse zwei neue Faktoren Ð eine eher 
individualistische (sich etwas leisten kšnnen, Selbstverwirkli-

einer deskriptiven Analyse ŸberprŸft, indem die 
vier Vatertypen hinsichtlich ihrer Soziodemografie 
und vor allem ihrer Wahrnehmung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf beschrieben werden. 
GrundsŠtzlich erweisen sich der unzufriedene Tradi-
tionalist und der unschlŸssige (Ver-)Sorger als tenden-
ziell am wenigsten zufrieden, wŠhrend der egalitŠre 
Familienmensch und der zufriedene ErnŠhrer die hšch-
ste Zufriedenheit aufweisen. Aufgrund seiner tra-
ditionellen Einstellung zu Ehe und Familie und 
anderen Wertvorstellungen erscheint fŸr den er-
sten Vatertyp die Bezeichnung unzufriedener Tradi-
tionalist sinnvoll. Der egalitŠre Familienmensch hinge-
gen verweist auf modernere Wertvorstellungen. 
Da sich diese insbesondere bei der Arbeitsteilung 
und der Betreuungssituation zeigen, wird dieser 
Typus egalitŠrer Familienmensch genannt. Der un-
schlŸssige (Ver-)Sorger ist in seinem Antwortverhal-
ten recht heterogen und zum Teil widersprŸchlich, 
sodass das Adjektiv unschlŸssig passend erscheint. 
Homogen sind hier hingegen die Antworten, die 
seine Sorgen betreffen. Au§erdem scheint er an 
sich selbst die Erwartung zu stellen, die Familie zu 
ernŠhren, sodass er einerseits Versorger, anderer-
seits sorgenvoll, und somit (Ver-)Sorger ist. Der 
zufriedene ErnŠhrer hegt die Versorgungsleistung 
betreffend Šhnliche Erwartungen, ist aber wesent-
lich zufriedener. 
 

4.1.1 Vatertyp I: Der unzufriedene Traditiona-
list 

Der unzufriedene Traditionalist (n=53), dessen sozio-
demografische Daten im Vergleich zu den anderen 
Vatertypen die hšchste Heiratsrate und Kinder-
zahl, die stŠrkste Tendenz zu ReligiositŠt sowie 
den niedrigsten Bildungsstand aufweisen, lŠsst sich 
anhand folgender Ergebnisse als traditioneller 
Vater beschreiben: Geht es um die partnerschaftli-
che Rollenaufteilung, vertritt dieser Vater im Ver-
gleich zu den anderen am stŠrksten das ErnŠhrer-
modell. Wenn das Kind unter drei Jahren alt ist, 

                                                

chung, beruflicher Erfolg, Reisen) und eine eher familienori-
entierte (fŸr andere da sein, glŸckliche Ehe/Partnerschaft, 
Kinder) Grundhaltung. 
Des Weiteren wurden zusŠtzliche explorative Faktorenanaly-
sen zur Rollenerwartung an einen guten Vater gerechnet: 
Emotional orientierter (Zeit mit Kindern verbringen, Zunei-
gung zeigen, Orientierung an kindlichen BedŸrfnissen, gleich-
berechtigtes und eigenverantwortliches KŸmmern um das 
Kind) und finanziell orientierter Vater (Konzentration auf 
den Beruf, finanzielle Absicherung der Familie). 
Schlie§lich ergaben sich Faktoren, die die Sorgen der VŠter 
beschreiben: Sorgen um die Familie (Partnerschaft, Kinderbe-
treuung, Kind als Au§enseiter, Entfremdung vom Kind, 
gelungene Erziehung), die Gesundheit (Gesundheit der El-
tern, Gesundheit der Kinder, Kinder als Gewaltopfer) sowie 
finanzielle Sorgen (wirtschaftliche Situation, Arbeitslosigkeit).. 
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sind etwa 60 Prozent der Meinung, die Mutter 
sollte zu Hause bleiben. Der unzufriedene Traditiona-
list kann sich mehrheitlich nicht vorstellen, in einer 
bestimmten Entwicklungsphase des Kindes die 
Erwerbsarbeit zu reduzieren oder einer Teilzeitbe-
schŠftigung nachzugehen, sodass die Erziehung 
und BeschŠftigung mit den Kindern den MŸttern 
Ÿberlassen wird. DarŸber hinaus werden Mšglich-
keiten der au§erfamiliŠren Kinderbetreuung nicht 
in Betracht gezogen. Auch wechselt er sich, was 
die alleinigen Unternehmungen mit dem Kind 
betrifft, am wenigsten von allen Vatertypen mit 
der Partnerin ab. Es deutet vieles darauf hin, dass 
auftretende Vereinbarkeitsprobleme, die aus der 
Koordinierung von familiŠren BedŸrfnissen, be-
ruflichen Anforderungen und Betreuungsangebo-
ten resultieren, Ÿberwiegend von den MŸttern 
bewŠltigt werden mŸssen. Im Kindergarten-
/Schulalter des Kindes wird ein modernes ErnŠh-
rermodell prŠferiert, in dem der Mann einer Voll-
zeiterwerbstŠtigkeit nachgeht und die Frau mit 
einer TeilzeiterwerbstŠtigkeit zum Haushaltsein-
kommen hinzuverdient. Sobald die Kinder das 
Haus verlassen wird eine VollzeiterwerbstŠtigkeit 
sowohl fŸr den Mann als auch fŸr die Frau ange-
strebt.10 Hierbei wird von den VŠtern au§er Acht 
gelassen, dass es fŸr Frauen, die fast 20 Jahre we-
gen der Kinderbetreuung Teilzeit oder nicht er-
werbstŠtig waren, nahezu unmšglich ist, eine Voll-
zeitstelle zu finden (Dausien 2001: 105). Die Aus-
blendung dieser Tatsache spricht fŸr eine selbstbe-
zogene Sichtweise dieses Vatertyps, der sich Ÿber 
die zukŸnftigen Erwerbschancen und eventuelle 
Karriereambitionen der Frauen nur wenig bis kei-
ne Gedanken macht. 
Es kann somit davon ausgegangen werden, dass 
sich der unzufriedene Traditionalist mehr in der Er-
nŠhrer- als in der Erzieherrolle sieht. DafŸr spricht 
seine Vorstellung, dass ein guter Vater finanziell 
und weniger emotional orientiert sein muss, was 
wiederum eine ErklŠrung fŸr seine hohe Vollzeit-
erwerbstŠtigkeit sein kann. Die materielle Existenz 
der Familie absichern zu wollen, verweist ebenso 
auf eine traditionell ausgerichtete Einstellung 
(Peuckert 2002: 244). 
Im Widerspruch zu seiner starken Vollzeitorientie-
rung, die eventuell auch aus einem niedrigen Er-
werbseinkommen seiner Partnerin/Ehefrau resul-
tiert, steht seine Unzufriedenheit mit seiner unfle-
xiblen Arbeitszeit sowie der FlexibilitŠt und den 
Ferienregelungen der KindertagesstŠtte. Seine 
Unzufriedenheit lŠsst auf ein Bewusstsein fŸr die 
Vereinbarkeitsproblematik schlie§en, wobei er 
selbst im traditionellen Modell verhaftet ist.  

                                                

10 Diese Tendenz liegt bei allen vier Vatertypen vor. 

In seiner Auffassung von Ehe und Partnerschaft 
geht dieser Vatertyp am zweithŠufigsten von allen 
VŠtern davon aus, dass ein Kind fŸr ein glŸckli-
ches Zuhause Vater und Mutter benštigt, damit 
einhergehend lehnt er durchschnittlich am stŠrk-
sten gleichgeschlechtliche Ehen ab. Der unzufriede-
ne Traditionalist ist am wenigsten vertrŠglich. Dies 
kann ausschlaggebend dafŸr sein, dass er seine 
Kinder am wenigsten positiv-verstŠrkend erzieht. 
DarŸber hinaus ist er unterdurchschnittlich gewis-
senhaft. Bei den Erziehungszielen tendiert er im 
Vergleich zu den anderen VŠtern unterdurch-
schnittlich zu Selbstbestimmtheit, was mit seiner 
eher externalen Einstellung im Einklang steht. 
Allerdings nennt er auch unterdurchschnittlich oft 
Ziele des Pendants KonformitŠt. Dies kann auf 
vereinzelte moderne Einstellungen bei der Erzie-
hung der Kinder hinweisen, ebenso gut kann es 
Ausdruck der Vorstellung sein, dass die Erziehung 
alleinige Angelegenheit der Frau ist, in die er sich 
grundsŠtzlich nicht einmischen mšchte. 
Die Unzufriedenheit des unzufriedenen Traditionali-
sten betrifft die allgemeine Lebenszufriedenheit 
und die Zufriedenheit in fast allen Bereichen. Zu-
gleich fŸhlt er sich allgemein, beruflich und famili-
Šr am meisten gestresst, was auf eine unzureichen-
de Vereinbarkeit der Bereiche Familie und Beruf 
hindeutet (hierfŸr spricht sein Bewusstsein fŸr 
auftretende Vereinbarkeitsprobleme) oder auf 
seine gro§e Verantwortung als alleiniger ErnŠhrer. 
Zudem ist der unzufriedene Traditionalist am stŠrk-
sten neurotisch, was mit seinem hohen Stresspo-
tential und seiner Unzufriedenheit konform geht. 
Da er Hauptverdiener mit unflexiblen Arbeitszei-
ten ist und im Vergleich zu den anderen VŠtern 
Ÿber das niedrigste Haushaltseinkommen verfŸgt, 
sind Ÿberdurchschnittliche finanzielle Sorgen, die 
sich wiederum auf die familiŠre Situation auswir-
ken, nicht Ÿberraschend. Insgesamt ist zu vermu-
ten, dass der unzufriedene Traditionalist ein geringeres 
subjektives Wohlbefinden als die anderen unter-
suchten Vatertypen aufweist. 
 

4.1.2 Vatertyp II: Der egalitŠre Familien-
mensch 

Der egalitŠre Familienmensch (n=208) lŠsst sich als 
moderner Familienmensch beschreiben, unter 
anderem da er der Aussage zustimmt, dass Eltern 
nicht unbedingt verheiratet sein mŸssen, um Kin-
dern ein wirkliches Zuhause bieten zu kšnnen. 
Au§erdem geben in dieser Gruppe vergleichsweise 
wenige Befragte an, dass Kinder zum glŸcklichen 
Aufwachsen ein Zuhause mit Vater und Mutter 
brauchen. Die Clusteranalyse ergibt zudem die 
grš§te Varianz hinsichtlich der Formen des Zu-
sammenlebens.  
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Der egalitŠre Familienmensch ist hoch gebildet und 
hat ein hohes Haushaltseinkommen. In Bezug auf 
Ehe und Partnerschaft sowie die ErwerbstŠtigkeit 
in der Ehe/Partnerschaft ergibt sich ebenfalls ein 
modernes, egalitŠres Bild: Wie alle Vatertypen hat 
der egalitŠre Familienmensch eine nahezu egalitŠre 
Vorstellung zur Erwerbsbeteiligung von Mann 
und Frau, wenn noch kein Kind da ist. Wenn das 
Kind unter drei Jahren alt ist, spricht er sich am 
hŠufigsten dafŸr aus, dass beide Partner einer Teil-
zeitbeschŠftigung nachgehen und ist am wenigsten 
der Meinung, dass die Mutter in dieser Phase nur 
zuhause bleiben sollte. Auch in allen anderen von 
uns betrachteten Entwicklungsphasen des Kindes 
lŠsst sich eine Teilzeit-AffinitŠt und egalitŠre Ar-
beitsteilung konstatieren. Zudem wechselt er sich 
hinsichtlich der Unternehmungen mit dem Kind 
am hŠufigsten mit seiner Partnerin ab. Insgesamt 
zeigt sich eine starke Partnerschaftsorientierung, 
was sich sowohl in seiner Zufriedenheit mit der 
Partnerschaft, der partnerschaftlichen UnterstŸt-
zung und Arbeitsteilung als auch in den hŠufigen 
Unternehmungen ohne Kind widerspiegelt. In 
allen anderen Bereichen weist der egalitŠre Famili-
enmensch durchschnittliche Zufriedenheitswerte auf. 
Er fŸhlt sich durchschnittlich gestresst, wobei der 
familiŠre Stress bei ihm von allen vier Vatertypen 
der geringste ist. Ebenso macht er sich am wenig-
sten Sorgen um die Gesundheit, auch die škono-
mischen und familiŠren Sorgen sind unterdurch-
schnittlich. Damit Ÿbereinstimmend weist er un-
terdurchschnittliche Neurotizismuswerte auf. So 
deutet vieles darauf hin, dass er sich mit seinem 
Partnerschafts-/Familienmodell wohl fŸhlt. Der 
egalitŠre Familienmensch mšchte sein Kind/seine 
Kinder im Vergleich zu den anderen Vatertypen 
am wenigsten autoritŠr-kontrollierend erziehen, 
was ebenso auf eine moderne Einstellung schlie-
§en lŠsst; allerdings mšchte er sein Kind/seine 
Kinder auch unterdurchschnittlich positiv-
verstŠrkend erziehen, was mit seiner unterdurch-
schnittlichen VertrŠglichkeit einhergeht. Diese 
Ambivalenz kann ein Anzeichen fŸr die Unsicher-
heit dieser VŠter sein, die zwar in eine moderne 
Richtung tendieren, aber noch nicht všllig losge-
lšst von traditionellen Erziehungsvorstellungen 
sind. Er ist der Auffassung, dass ein guter Vater 
zugleich finanziell und emotional orientiert sein 
muss. Es kann somit der Schluss gezogen werden, 
dass sich der egalitŠre Familienmensch nicht nur in 
der ErnŠhrer-, sondern auch in der Erzieherrolle 
und als Familienmensch sieht. Die AusŸbung bei-
der Rollen kšnnte ein Indikator fŸr ein erhšhtes 
Wohlbefinden sein. Barnett und Hyde (2001) stel-
len fest, dass Personen, die sich im Beruf und in 
der Familie in gleicher Weise engagieren, gesŸnder, 
psychisch stabiler und zufriedener mit ihrem Le-

ben sind. Zudem setzt dies ein hohes Ma§ an so-
zialer UnterstŸtzung voraus, welches im Falles des 
egalitŠren Familienmenschen durch seine Partnerschaft 
gegeben zu sein scheint (Peuckert 2008: 243). 
BemŠngelt wird das geringe Zeitbudget fŸr Part-
nerschaft und Freunde. Im Einklang damit steht 
die nach eigener EinschŠtzung zu hohe Zeitauf-
wendung fŸr den Beruf und die zu geringe Zeit-
aufwendung fŸr das Kind, was ebenfalls auf eine 
starke Familienorientierung schlie§en lŠsst. Zudem 
gibt er am zweithŠufigsten an, sich zu wenig an der 
Hausarbeit zu beteiligen, was auf ein egalitŠres 
RollenverstŠndnis schlie§en lŠsst. Im Einklang 
damit steht seine hohe Teilzeit-AffinitŠt, allerdings 
kšnnte diese ebenso aufgrund situativen Drucks 
oder persšnlicher Zielverfolgung angestrebt wer-
den (Peuckert 2002: 273). Unklar bleibt, warum er 
sich entgegen seines Wunsches nach Teilzeit und 
seiner Unzufriedenheit mit den …ffnungszeiten 
sowie Ferienregelungen von KindertagesstŠtten 
nur unterdurchschnittlich oft wŸnscht, dass dem 
Familienleben in Zukunft mehr Bedeutung ge-
schenkt wird.  
Die Diskrepanz zwischen gewŸnschter und reali-
sierter Teilzeit Ð immerhin arbeiten auch in dieser 
Gruppe rund 83 Prozent vollzeit Ð kšnnte mit 
betrieblichen Barrieren zusammenhŠngen, mit 
denen familienorientierte VŠter konfrontiert sind, 
wenn sie ihrem Wunsch nach Inanspruchnahme 
von Elternzeit oder nach einer Reduzierung und 
Flexibilisierung der wšchentlichen Arbeitszeit 
Ausdruck verleihen (Dšge 2006: 50). Hinzu kom-
men finanzielle Sorgen, da die MŠnner Ð wie auch 
unsere vier Vatertypen bestŠtigen Ð meist die 
Hauptverdiener sind (Institut fŸr Demoskopie 
Allensbach 2010: 28). Anderseits kšnnte dies 
ebenso gut Ausdruck der Diskrepanz zwischen 
dem Anspruch, nicht mehr nur der ErnŠhrer-, 
sondern auch der Erzieherrolle gerecht zu werden, 
und der tatsŠchlichen Umsetzung dieses Wunsches 
sein (Peuckert 2002: 149). 
 

4.1.3  Vatertyp III: Der unschlüssige (Ver-) 

Sorger  

Der unschlŸssige (Ver-)Sorger (n=259) lŠsst sich als 
unschlŸssiger, sorgenvoller und arbeitsorientierter 
Versorger beschreiben. Er hat einen mittleren 
Bildungsstand, ist im Vergleich zu den anderen 
Vatertypen am hŠufigsten geschieden und tenden-
ziell weniger vollzeitbeschŠftigt und Ÿberdurch-
schnittlich oft erwerbslos. Dementsprechend ist 
sein Haushaltseinkommen das zweitniedrigste. Er 
macht sich Ÿberdurchschnittlich viele gesundheit-
liche, familiŠre und berufliche Sorgen, fŸhlt sich 
Ÿberdurchschnittlich allgemein gestresst und ist 
unterdurchschnittlich zufrieden mit Arbeit und der 
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Freizeit. Zugleich weist der unschlŸssige (Ver-)Sorger 
die zweitstŠrkste Tendenz zum Neurotizismus auf. 
Zufrieden hingegen ist er mit Gesundheit, Schlaf, 
der Partnerschaft sowie der partnerschaftlichen 
UnterstŸtzung und Arbeitsteilung. DarŸber hinaus 
ist er Ÿberdurchschnittlich zufrieden mit dem 
Kinderbetreuungsangebot. Unzufrieden ist er mit 
der FlexibilitŠt seiner Arbeitszeiten und den …ff-
nungszeiten und den Ferienregelungen der Kin-
dertagesstŠtten. Trotz der Wahrnehmung dieser 
infrastrukturellen MŠngel sieht er kaum Anlass 
dafŸr, der Familie in Zukunft mehr Bedeutung zu 
widmen.  
Der unschlŸssige (Ver-)Sorger Šu§ert am hŠufigsten 
den Wunsch, einer VollzeiterwerbsbeschŠftigung 
nachzugehen. Jene VŠter, die bereits einer Voll-
zeiterwerbstŠtigkeit nachgehen, mšchten dies im 
Vergleich aller Vatergruppen am seltensten Šn-
dern. Dementsprechend weist der unschlŸssige (Ver-) 
Sorger bezŸglich des Wunsches nach einer Teilzeit-
beschŠftigung den niedrigsten Wert auf. Dies 
kšnnte auf die vermehrte Erwerbslosigkeit zu-
rŸckzufŸhren sein. Anzunehmen ist, dass dies 
nicht nur die frŸhe Erwerbsphase betrifft, sondern 
dass der unschlŸssige (Ver-)Sorger Teilzeitarbeit all-
gemein negativ gegenŸbersteht und Erwerbslosig-
keit mit Prestigeverlust in Verbindung bringt. 
DemgemŠ§ vertritt er ein traditionelles Modell 
und sieht sich als HaupternŠhrer. Zugleich tendiert 
er aber auch zu einem modernisierten ErnŠhrer-
modell, wenn das Kind im Kindergarten- oder 
Schulalter ist. Entsprechend seines starken Wun-
sches nach VollzeitbeschŠftigung ist der unschlŸssige 
(Ver-)Sorger der Meinung, dass er zu wenig Zeit fŸr 
den Beruf bzw. die Ausbildung aufwendet. Damit 
einhergehend ist er am meisten davon Ÿberzeugt, 
zu viel Zeit fŸr den Haushalt und fŸr Freunde 
aufzuwenden. FŸr den Bereich Freizeit und Part-
nerschaft ist die Zeitverwendung seiner Meinung 
nach hŠufig ãgerade richtigÒ.  
Der unschlŸssige (Ver-)Sorger vertritt von allen Vater-
typen am stŠrksten die Meinung, dass ein Kind ein 
Zuhause mit Vater und Mutter braucht, um glŸck-
lich aufzuwachsen. Im Widerspruch dazu gibt er 
gleichzeitig am hŠufigsten an, dass auch Alleiner-
ziehende ihren Kindern gute Eltern sein kšnnen. 
Sein Leben sieht er als external bestimmt an, zu-
dem neigt er zu Gewissenhaftigkeit. Dementspre-
chend mšchte er sein Kind/seine Kinder auch am 
stŠrksten zu KonformitŠt erziehen. Jedoch stimmt 
er auch am meisten dem Ziel der Selbstbestimmt-
heit zu. Auch hier lŠsst sich folglich ein interner 
Widerspruch verzeichnen. €hnlich ambivalent 
mšchte er sein Kind/seine Kinder positiv-
verstŠrkend und zugleich autoritŠr-kontrollierend 
erziehen. Die vielen Ambivalenzen deuten darauf 
hin, dass er vielleicht einen Mittelweg zwischen 

traditionell und modern zu finden versucht. Es 
kšnnte Ausdruck von Unentschlossenheit und 
dem Umstand, dass er noch kein klares Bild von 
der gewŸnschten Vaterrolle hat, sein. So ist fŸr ihn 
ein guter Vater stark emotional und zugleich fi-
nanziell orientiert. Da er der emotionalste Vater 
von allen ist, kann angenommen werden, dass er 
fŸr sein Kind/seine Kinder prŠsenter sein mšchte. 
Allerdings ist der unschlŸssige (Ver-)Sorger auch et-
was individualistischer als die anderen VŠter und 
weniger familienorientiert. Es ist anzunehmen, 
dass er sich stŠrker Ÿber die Erwerbsarbeit als Ÿber 
die Familie definiert und in einer Vollzeiterwerbs-
tŠtigkeit die Chance sieht, seine persšnlichen Ziele 
zu verwirklichen.  
Der unschlŸssige (Ver-)Sorger Ÿbernimmt am hŠufig-
sten von allen Vatertypen die ganztŠgige Kinder-
betreuung fŸr unter DreijŠhrige, was auf seine 
erhšhte Wahrscheinlichkeit der Erwerbslosigkeit 
zurŸckzufŸhren ist. Dementsprechend gibt er 
Ÿberdurchschnittlich an, Zeit mit seinem Kind zu 
verbringen. Er lŠsst sein Kind/seine Kinder selte-
ner von anderen betreuen als die anderen VŠter 
und unternimmt nicht oft etwas allein mit dem 
Kind, sondern am hŠufigsten mit der Partnerin 
gemeinsam.  
Es ist zu vermuten, dass vollstŠndig auf die Mutter 
als Betreuerin zurŸckgegriffen werden kann und 
sich fŸr ihn somit kein wirkliches Vereinbarkeits-
problem stellt. Dies spiegelt sich in seinem ver-
stŠrkten Streben nach einer VollzeiterwerbstŠtig-
keit wider, denn dieses setzt voraus, dass die Part-
nerin ihm den RŸcken frei hŠlt und die Reproduk-
tionsarbeit Ÿbernimmt. EinschrŠnkend sei jedoch 
erwŠhnt, dass auch Frauen der jŸngeren Generati-
on ãdie Norm der VollzeitbeschŠftigung, die Rolle 
des mŠnnlichen âFamilienernŠhrersÕ, die Versor-
gerehe und das Modell der âEineinhalb-
ErwerbstŠtigkeitÕ in der Phase der aktiven Eltern-
schaftÒ (Opielka 2002) kaum in Frage stellen. An 
dieser Stelle kann jedoch keine Aussage darŸber 
getroffen werden, inwiefern die Partnerin des 
unschlŸssigen (Ver-)Sorgers sich mit ihrer Rolle wohl 
fŸhlt. 
 

4.1.4 Vatertyp IV: Der zufriedene ErnŠhrer  

Der zufriedene ErnŠhrer (n=215) ist im Vergleich zu 
allen Vaterypen am hŠufigsten verheiratet, weist 
den hšchsten Bildungsgrad und das hšchste 
Haushaltseinkommen auf. Er ist von allen vier 
Vatertypen am zufriedensten und hat die gering-
sten familiŠren und beruflichen sowie die zweitge-
ringsten gesundheitlichen Sorgen. Ferner weist er 
den geringsten allgemeinen und beruflichen und 
unterdurchschnittlichen familiŠren Stress auf. Zu-
dem ist der zufriedene ErnŠhrer am wenigsten neuro-
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tisch. Insgesamt lŠsst sich vermuten, dass er ein 
hohes subjektives Wohlbefinden aufweist. Der 
zufriedene ErnŠhrer geht am hŠufigsten einer Voll-
zeit- und am seltensten einer TeilzeitbeschŠftigung 
nach. Genau wie die anderen Vatertypen hat er 
eine nahezu egalitŠre Einstellung in Bezug auf die 
VollzeiterwerbstŠtigkeit beider Partner, sofern 
noch keine Kinder da sind. Sobald Kinder unter 
drei Jahren vorhanden sind, spricht sich der Gro§-
teil der zufriedenen ErnŠhrer fŸr ein traditionelles, 
gefolgt von einem modernen ErnŠhrermodell aus. 
Geht das Kind in den Kindergarten oder die Schu-
le, gestaltet sich dieses VerhŠltnis neu und ein 
modernisiertes ErnŠhrermodell wird von mehr als 
der HŠlfte dieser VŠter prŠferiert. Dieser Anteil 
verringert sich, wenn die Kinder au§er Haus sind 
und wieder mehrheitlich VollzeiterwerbstŠtigkeit 
beider Partner angestrebt wird. Zwar Šu§ert der 
zufriedene ErnŠhrer am zweitstŠrksten den Wunsch 
nach einer TeilzeiterwerbstŠtigkeit, jedoch arbeitet 
er am hŠufigsten von allen Vatertypen vollzeit. 
Folglich nimmt er die ErnŠhrerrolle ein und 
scheint im Hinblick auf seine Zufriedenheit und 
seine geringen Sorgen damit recht glŸcklich zu 
sein. 
Traditionelle Tendenzen lassen sich in seiner Auf-
fassung zu Ehe und Partnerschaft feststellen: So 
ist der zufriedene ErnŠhrer unterdurchschnittlich oft 
der Meinung, dass Alleinerziehende auch gute 
Eltern sein kšnnen, damit einhergehend gibt er 
verstŠrkt an, dass Kinder zum glŸcklichen Auf-
wachsen ein Zuhause mit Vater und Mutter brau-
chen. Des Weiteren sieht er in der Ehe finanzielle 
und wirtschaftliche Vorteile.  
Der zufriedene ErnŠhrer ist am meisten davon Ÿber-
zeugt, dass sein Leben von ihm selbst abhŠngt. Im 
Einklang mit dieser internalen Orientierung mšch-
te er sein Kind/seine Kinder am hŠufigsten posi-
tiv-verstŠrkend erziehen, was einer modernen 
Auffassung entspricht. Ebenso kann man aus 
seiner Ÿberdurchschnittlich vertrŠglichen Persšn-
lichkeit die hohe AffinitŠt zum positiv-
verstŠrkenden Erziehungsstil herleiten. Obwohl er 
sehr gewissenhaft ist, mšchte er sein Kind/seine 
Kinder nur unterdurchschnittlich oft konform 
erziehen. Als guten Vater sieht er sowohl einen 
finanziell als auch einen emotional orientierten 
Vater an. Es werden somit sowohl traditionelle als 
auch moderne ZŸge und vor allem eine Vielfalt 
eigener Erwartungen sichtbar: Einerseits will der 
zufriedene ErnŠhrer fŸr das Kind da sein, anderer-
seits sieht er sich auch als ErnŠhrer der Familie. Er 
unternimmt am seltensten etwas allein mit dem 
Kind, dementsprechend Ÿberdurchschnittlich oft 
gemeinsam mit der Partnerin. Der zufriedene ErnŠh-
rer ist sowohl Ÿberdurchschnittlich individuali-
stisch als auch familiŠr orientiert. €hnlich wie 

beim egalitŠren Familienmenschen kann die gleichzeiti-
ge AusŸbung verschiedener Rollen das subjektive 
Wohlbefinden des zufriedenen ErnŠhrers steigern 
(Barnett/Hyde 2001). 
Im Hinblick auf die …ffnungszeiten, die Flexibili-
tŠt und die Ferienregelungen von KindertagesstŠt-
ten sowie die FlexibilitŠt seiner Arbeitszeitregelung 
ist der zufriedene ErnŠhrer eher zufrieden. Dies kann 
darauf hinweisen, dass die MŸtter die Hauptlast 
der Vereinbarkeitsproblematik tragen. Auf der 
anderen Seite ist er Ÿberdurchschnittlich oft der 
Auffassung, dass der Familie in Zukunft mehr 
Bedeutung geschenkt werden mŸsste, was wieder-
um fŸr eine SensibilitŠt in Bezug auf das Verein-
barkeitsthema spricht. Jedoch bleibt offen, ob dies 
seine eigenen Belange oder nur die seiner Partne-
rin/Frau betrifft. Unklar bleibt au§erdem, warum 
er sich im erhšhten Ma§e eine TeilzeiterwerbstŠ-
tigkeit wŸnscht, wenn er doch im Vergleich der 
Vatertypen am hŠufigsten mit der beruflichen und 
familiŠren Situation zufrieden ist. Anders als der 
egalitŠre Familienmensch scheint der zufriedene 
ErnŠhrer nicht seinen Wunsch in die Tat umset-
zen zu wollen oder zu kšnnen. DarŸber kšnnte 
die Regressionsanalyse Aufschluss bringen, deren 
Ergebnisse im Folgenden dargestellt werden. Ta-
belle 1 im Anhang zeigt noch einmal eine Zusam-
menfassung aller vier Vatertypen. 
 

4.2  Regressionsergebnisse 

Es erfolgt die Analyse einer multiplen Regression 
zweier Vatertypen, um die spezifischen Effekte 
auf das subjektive Wohlbefinden dieser verglei-
chen zu kšnnen.11 Der egalitŠre Familienmensch und 
der zufriedene ErnŠhrer wurden hierfŸr ausgewŠhlt.12  
Um der Frage nachzugehen, inwiefern die Zuge-
hšrigkeit zu einem der vier Cluster die jeweilige 
Zufriedenheit erklŠrt, wurde ein einfaches Regres-
sionsmodell mit der allgemeinen Lebenszufrieden-
heit als abhŠngige Variable und der Zugehšrigkeit 
zu den Clustern als erklŠrende Variable gerechnet. 
Der korrigierte Determinationskoeffizient R! in 
Tabelle 2 im Anhang zeigt, dass allein die Zugehš-
                                                

11 Damit die Regressionsergebnisse als vergleichbar gelten, 
wird der Stata-Befehl suest benutzt. Weitere Hinweise dazu 
finden sich bei Stata Press (2009): Stata base reference manu-
al, 1800 ff. 
12  Diese wurden ausgewŠhlt, da die Fallzahlen in diesen 
Gruppen Ÿber 200 liegen (die Gruppe der unzufriedenen Tradi-
tionalisten hat eine Fallzahl von 53). Ferner wurde der unschlŸs-
sige (Ver-)Sorger nicht aufgenommen, da er das in sich hetero-
genste Cluster darstellt. Letztendlich fiel die Entscheidung auf 
die beiden zufriedensten Vatertypen, da die Frage untersucht 
werden soll, welche unterschiedlichen Bedingungen und 
Effekte zu den hohen Zufriedenheiten fŸhren bzw. inwiefern 
sich die Effekte zwischen den beiden Vatertypen unterschei-
den. 
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rigkeit zu einem der Vatertypen rund elf Prozent 
der Varianz in der Zufriedenheit erklären kann. 
Damit kann eine vorsichtige Interpretation der 
Regressionskoeffizienten vorgenommen werden. 
Diese bestätigt zunächst die Ergebnisse der Clu-
steranalyse: Der unzufriedene Traditionalist ist am 
wenigsten zufrieden. Die Zugehörigkeit zu der 
Gruppe der egalitŠren Familienmenschen bedeutet im 
Vergleich dazu eine Zufriedenheitssteigerung – die 
höchste Steigerung. Anhand der Ergebnisse aus 
der Clusteranalyse könnte man jedoch erwarten, 
dass der in unserem Sample durchschnittlich zu-
friedenste Typ (zufriedener ErnŠhrer) den höchsten 
Koeffizienten aufweist. Da dies nicht der Fall ist, 
ist zu vermuten, dass neben der Clusterzugehörig-
keit andere Variablen die hohe Zufriedenheit er-
klären. Für jeden der beiden analysierten Vaterty-
pen wurden insgesamt vier Modelle gerechnet, in 
die jeweils zusätzliche erklärende Variablen aufge-
nommen wurden.13 Die Regressionsergebnisse 
(Tabelle 4 im Anhang) werden im Folgenden für 
beide Vatertypen getrennt dargestellt. 
 

4.2.1  Der egalitŠre Familienmensch 

Die deskriptiven Ergebnisse der Clusteranalyse 
beschreiben den egalitŠren Familienmenschen als den 
Vater mit den geringsten allgemeinen Sorgen und 
geringen Sorgen in den Bereichen Finanzen und 
Familie. Die Regressionsergebnisse hingegen zei-
gen einen positiven Effekt der familiären Sorgen 
auf die Zufriedenheit. Dies geht einher mit unserer 
Klassifikation dieses Vaters als Familienmenschen. 
Er scheint in der Rolle als sorgender Vater aufzu-
gehen, sodass familäre Sorgen sein subjektives 
Wohlbefinden unterstützen. 
Ferner weist der egalitŠre Familienmensch durch-
schnittliche Zufriedenheit in den einzelnen Berei-
chen auf. Jedoch können nicht alle Bereiche signi-
fikant die allgemeine Zufriedenheit erklären – 
positiv wirken eine hohe Zufriedenheit mit der 
Gesundheit, der Freizeit und der Ausstattung der 
Wohngegend mit Spielplätzen. Das verdeutlicht, 
dass neben der Familie und den Kindern auch die 
Zufriedenheit in verschiedenen Bereichen eine 
wesentliche Rolle spielt, die sich individuell auf 
den Vater beziehen, sodass neben Familie und 
Beruf auch Bereiche wie Freizeit oder Partner-
schaft erheblich zum Wohlbefinden beitragen. So 
erwies sich der egalitŠre Familienmensch in der de-

                                                

13 Tabelle 3 im Anhang zeigt die jeweiligen korrigierten De-
terminationskoeffizienten für beide Vatertypen. Dabei gilt für 
beide, dass die Standardvariablen allein keinen ausreichenden 
Erklärungsgehalt aufweisen. Je nach Zugabe von Variablen 
steigt die erklärte Varianz des Modells, sodass von einer 
schrittweisen Verbesserung der Vorhersagekraft der Modelle 
ausgegangen werden kann. 

skriptiven Beschreibung als sehr zufrieden mit der 
Partnerschaft, was auch eine Steigerung der allge-
meinen Zufriedenheit erklären kann. Die Einstel-
lung, ein guter Vater sollte vor allem finanziell für 
die Familie sorgen, hat einen positiven Einfluss 
auf die Zufriedenheit des egalitŠren Familienmenschen.  
Die deskriptive Analyse verweist bereits auf einen 
modernen Vater, der nicht an der traditionellen 
Aufgabenteilung im Haushalt und bei der Kinder-
betreuung oder am klassischen Familienernährer-
modell festhält. Hiermit stimmen einige Regressi-
onsergebnisse zu den Erwartungen des egalitŠren 
Familienmenschen an die Mutter der Kinder überein. 
So hat die Erwartung, dass eine gute Mutter ande-
re Betreuungspersonen einbezieht, einen positiven 
Effekt auf die allgemeine Zufriedenheit. In die 
gleiche Richtung wirkt die Erwartung, dass eine 
gute Mutter die Familie finanziell absichert. Aller-
dings ergeben sich auch in diesem Bereich nicht 
die vermuteten Effekte, da die Erwartung des 
Vaters an die Mutter, einen Teil der Elternzeit zu 
übernehmen, einen signifikant negativen Effekt 
auf die Zufriedenheit des egalitŠren Familienmenschen 
hat.  
Die Regressionsergebnisse zu den Persönlich-
keitsmerkmalen bestätigen zum Teil die in der 
Forschung bisher bekannten Ergebnisse. So haben 
die Eigenschaften, offen auf neue Erfahrungen 
zuzugehen und extraversiert zu sein, einen positiv 
signifikanten Effekt auf die allgemeine Lebenszu-
friedenheit. Jedoch wirkt ein hohes Maß an Ge-
wissenhaftigkeit für den egalitŠren Familienmenschen 
deutlich negativ. Eine Erklärung könnte die An-
nahme liefern, dass gerade Extremwerte bei die-
sem Persönlichkeitsmerkmal negativ auf das 
Wohlbefinden wirken, da ein eventueller Zwang 
zur Gewissenhaftigkeit einen übermäßigen Erwar-
tungsdruck erzeugen kann, der nur schwer umzu-
setzen ist. 
Die Ergebnisse der Clusteranalyse beschreiben 
den egalitŠren Familienmenschen als internal kontrol-
lierten Vater. Jedoch sind die Ergebnisse der Re-
gressionsanalyse diesbezüglich widersprüchlich 
und unterstreichen, dass bereits zuvor in unserem 
Sample die Faktoren des „Locus of Control“ nicht 
reproduziert werden konnten. Diese Ergebnisse 
stimmen daher nur zum Teil mit bekannten For-
schungsergebnissen überein, die einen positiven 
Zusammenhang von Wohlbefinden und internaler 
Kontrollüberzeugung konstatieren (Asendorpf 
2007: 257). 
Entsprechend der Erwartung des egalitŠren Famili-
enmenschen an die Mutter, dass diese die Familie 
finanziell absichert, wirkt sich eine abgeschlossene 
Berufsausbildung der Partnerin deutlich positiv 
auf sein Wohlbefinden aus. 
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Insgesamt ist die finanzielle Absicherung der Fa-
milie am relevantesten, wenn es um die Zufrie-
denheit des egalitŠren Familienmenschen geht. So wirkt 
sich seine eigene VollzeitbeschŠftigung signifikant 
positiv aus. Dies ist insofern Ÿberraschend, da 
dieser Vater sich vergleichsweise am hŠufigsten 
eine Teilzeit- statt einer VollzeitbeschŠftigung 
wŸnscht. FŸr die Zufriedenheit scheint aber ent-
gegen dieses geŠu§erten Wunsches nicht eine Teil-
zeit-, sondern eine VollzeitbeschŠftigung wichtiger 
zu sein. Damit Ÿbereinstimmend wirkt es sich 
positiv auf die Zufriedenheit aus, wenn der egalitŠre 
Familienmensch viel Zeit fŸr den Beruf aufbringt. 
Auch dieses Ergebnis widerspricht seiner eigenen 
Beschreibung, er verbringe zu viel Zeit im Beruf. 
Zufriedener macht den egalitŠren Familienmenschen 
eine flexible Arbeitszeit. Die Clusteranalyse ergab 
bereits, dass nur rund 21 Prozent voll flexibel 
arbeiten kšnnen. FŸr diese steigt damit die Zufrie-
denheit. Auf das Wohlbefinden negativ wirkt sich 
der allgemeine Stress aus. 
Es wurde bereits erwŠhnt, dass sich die Zufrie-
denheit mit dem Kinderbetreuungsangebot nega-
tiv auf die Lebenszufriedenheit auswirkt. In diese 
Richtung gehen auch die Ergebnisse, dass ein 
verstŠrkter Wunsch nach flexiblen …ffnungszeiten 
der KindertagesstŠtte sowie der Wunsch nach 
einem Ausbau der Kinderbetreuungsmšglichkei-
ten einen signifikant negativen Einfluss haben.  
 
4.2.2  Der zufriedene ErnŠhrer 

€hnlich wie im Durchschnitt des gesamten Vater-
samples haben 48,8 Prozent der zufriedenen ErnŠhrer 
nur ein Kind. FŸr den zufriedenen ErnŠhrer kann 
aber im Gegensatz zum egalitŠren Familienmenschen 
ein signifikanter Zusammenhang zwischen Kin-
deranzahl und Zufriedenheit festgestellt werden. 
So deuten die Regressionsergebnisse auf einen 
Wunsch nach einer grš§eren Familie hin, da mit 
einer hšheren Anzahl an Kindern auch die allge-
meine Zufriedenheit dieser VŠter steigt. 
In der breiten Forschung zum subjektiven Wohl-
befinden zeigte sich bislang ein positiver Einfluss 
der ReligiositŠt auf die Zufriedenheit  
(Keyes/Waterman 2003: 491; Asendorpf 2007: 
257). Dieses Ergebnis kann an dieser Stelle fŸr den 
zufriedenen ErnŠhrer nicht bestŠtigt werden, da sich 
die Religionszugehšrigkeit (60 Prozent geben an, 
einer Konfession anzugehšren) negativ auf die 
Lebenszufriedenheit auswirkt.  
Trotz seiner dominanten ErnŠhrerrolle kann der 
zufriedene ErnŠhrer auch als familiŠr orientierter 
Vater bezeichnet werden Ð wenn auch nicht in 
dem Ma§e, wie es beim egalitŠren Familienmenschen 
der Fall ist. Entsprechend zeigt sich erneut ein 
positiver Effekt von familiŠren Sorgen Ð hier sogar 
noch um einiges stŠrker als beim egalitŠren Famili-

enmenschen. Hingegen zeigt sich fŸr den zufriedenen 
ErnŠhrer ein Effekt der škonomischen Sorgen Ð sie 
sind fŸr sein Wohlbefinden relevant und machen 
ihn entsprechend unzufriedener. Hier wird eine 
wesentliche Unterscheidung der beiden VŠter in 
Familienmensch und ErnŠhrer deutlich.  
€hnlich wie beim egalitŠren Familienmenschen kann 
beim zufriedenen ErnŠhrer die Zufriedenheit mit der 
Partnerschaft einen Teil der allgemeinen Zufrie-
denheit erklŠren, hier sogar noch deutlicher. Hinzu 
kommt ein signifikant positiver Effekt der Zufrie-
denheit mit der partnerschaftlichen UnterstŸtzung 
bei der Kinderbetreuung. Dieses Ergebnis geht 
einher mit der Interpretation, dass der zufriedene 
ErnŠhrer die Betreuungsarbeit zwar wahrnimmt 
und ihr auch nachgeht, aber die Reproduktionsar-
beit verstŠrkt der Frau ŸberlŠsst und sich der fi-
nanziellen Grundversorgung widmet. 
Als bemerkenswert haben wir bereits beim egalitŠ-
ren Familienmenschen den negativen Effekt der Zu-
friedenheit mit dem Kinderbetreuungsangebot 
eingestuft. Dieser Effekt zeigt sich beinahe iden-
tisch beim zufriedenen ErnŠhrer. Ebenso negativ 
wirkt die EinschŠtzung, dass der zufriedene ErnŠhrer 
zu viel Zeit mit seinen Kindern verbringt. 
Beim egalitŠren Familienmenschen ergab sich ein posi-
tiver Effekt seiner finanziellen Orientierung. Im 
Gegensatz dazu hat der zufriedene ErnŠhrer ein hš-
heres Wohlbefinden, wenn er bei der Erziehung 
primŠr emotional orientiert ist. Dies unterstreicht 
das Ergebnis der deskriptiven Analyse, dass der 
zufriedene ErnŠhrer eher emotional als finanziell 
orientiert ist. Beide Ergebnisse erscheinen zu-
nŠchst verwunderlich, da der egalitŠre Familienmensch 
als Familienmensch und der zufriedene ErnŠhrer als 
ErnŠhrer eingestuft wird. Als ErklŠrung dieser 
positiven Effekte auf das Wohlbefinden kann die 
Interpretation herangezogen werden, dass beide 
VŠter sich nicht nur Ÿber eine Rolle (finanziell 
oder familienorientiert) definieren, sondern an sich 
selbst die Erwartung eines ganzheitlichen Vaters 
stellen. 
Ferner zeigen sich im Vergleich der beiden Cluster 
wesentliche Unterschiede bei der Erwartung an die 
Partnerin seitens der VŠter. Der ErnŠhrer ist zu-
friedener, wenn er erwartet, dass eine gute Mutter 
auf ihre Zufriedenheit achtet. Dies entspricht 
durchaus dem Bild des zufriedenen ErnŠhrers. Aller-
dings ist dieser Zuspruch nicht unbedingt mit der 
Erwartung einer beruflichen Verwirklichung der 
Frau gleichzusetzen. Denn sowohl die Erwartung, 
eine gute Mutter sollte ãsich auf den Beruf kon-
zentrieren und die Betreuung des Kindes/der 
Kinder dem Vater ŸberlassenÒ als auch die Erwar-
tung, sie solle die Familie finanziell absichern, 
wirken negativ auf das Wohlbefinden. Der zufriede-
ne ErnŠhrer ist einerseits zufrieden in seiner Rolle 
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des Familienvaters, andererseits ist er nur zufrieden, 
sofern seine Rolle als FamilienernŠhrer bestehen 
bleibt. Die teils ambivalenten Einstellungen der 
VŠter werden hier nochmals deutlich. 
Die deskriptiven Ergebnisse der Clusteranalyse 
zeigen ferner, dass der zufriedene ErnŠhrer insgesamt 
gewissenhafter ist als der egalitŠre Familienmensch. 
Bei letzterem wirkt hšhere Gewissenhaftigkeit 
negativ auf die allgemeine Zufriedenheit, wŠhrend 
beim zufriedenen ErnŠhrer ein stark signifikant-
positiver Effekt der Gewissenhaftigkeit auf das 
Wohlbefinden festzustellen ist. Als negativ wir-
kende Persšnlichkeitsmerkmale sind VertrŠglich-
keit und Neurotizismus zu nennen. Schon in vie-
len Studien wurde ein negativer Effekt von Neuro-
tizismus bestŠtigt (Asendorpf 2007: 257). 
Die Variablen zum ãLocus of ControlÒ beschrei-
ben den zufriedenen ErnŠhrer als am stŠrksten inter-
nal kontrollierten Vater. Entsprechend wirkt stŠr-
ker als beim egalitŠren Familienmenschen die Zustim-
mung zur Aussage ãIm Vergleich mit anderen 
habe ich nicht das erreicht, was ich verdient hŠtteÒ 
negativ auf die Zufriedenheit. Dennoch zeigen die 
Regressionsergebnisse auch hier WidersprŸchlich-
keiten. Auch wenn der zufriedene ErnŠhrer eher als 
internal kontrolliert beschrieben werden kann, 
wirkt sich die Zustimmung zu einigen eigentlich 
externalen Items positiv auf das Wohlbefinden 
aus.  
Bei den Faktoren zu den Erziehungszielen der 
VŠter nach Kohn erwies sich der zufriedene ErnŠhrer 
bereits als widersprŸchlich, da er sowohl Konfor-
mitŠt als auch Selbstbestimmtheit fŸr sein 
Kind/seine Kinder erzielen mšchte. Die Regressi-
onsergebnisse aber zeigen hier ein klareres Bild, 
wonach VŠter mit dem Ziel der KonformitŠt un-
zufriedener sind. 
Wie auch beim egalitŠren Familienmenschen wirkt die 
VollzeitbeschŠftigung des zufriedenen ErnŠhrers 
positiv auf das subjektive Wohlbefinden Ð hier 
sogar deutlich stŠrker. Dies kšnnte auch mit der 
tendenziell hšheren Berufsposition des zufriedenen 
ErnŠhrers zusammenhŠngen. Dennoch steht dieses 
Ergebnis Šhnlich wie beim anderen Vatertyp kon-
trŠr zum verstŠrkten Wunsch nach Teilzeitarbeit. 
Der zufriedene ErnŠhrer scheint es zu bevorzugen, 
wenn er mit seiner Partnerin dem Zweiverdiener-
modell nachgeht; wenn beide Partner die Haupt-
verdiener der Familie sind, ist er zufriedener Ð 
škonomische Absicherung ist ihm also wichtig. 
GrundsŠtzlich gilt fŸr diesen Vatertyp ebenso, dass 
allgemeiner Stress seine Zufriedenheit beeintrŠch-
tigt Ð nahezu in gleicher StŠrke wie beim egalitŠren 
Familienmenschen. StŠrker als beim egalitŠren Famili-
enmenschen wirkt sich der Umstand aus, dass der 
zufriedene ErnŠhrer (zu) viel Zeit im Beruf verbringt. 
Ein RŸckzug aus der Karriere kŠme also fŸr beide 

nicht in Frage Ð am wenigsten fŸr den zufriedenen 
ErnŠhrer. FŸr diesen ist es hingegen besonders 
relevant, wenn er Zeit fŸr Freunde hat, was sein 
Wohlbefinden positiv beeinflusst. Neben der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf ist ihm vor allem 
auch die Zeit mit Bezugspersonen au§erhalb die-
ser beiden SphŠren wichtig. Nichtsdestotrotz be-
deuten ihm Ð einhergehend mit dem Einfluss der 
Zufriedenheit rund um die Partnerschaft Ð ge-
meinsame Unternehmungen mit der Partnerin viel, 
was sich wiederum positiv auf sein Wohlbefinden 
auswirkt. 
Im Vergleich zum egalitŠren Familienmenschen zeigt 
sich kein Unterschied beim Effekt der WŸnsche 
nach flexiblen …ffnungszeiten der Kindertages-
stŠtte sowie nach einem Ausbau der Kinderbe-
treuungsmšglichkeiten Ð beide wirken sich auch 
hier Ÿberraschenderweise negativ auf das subjekti-
ve Wohlbefinden aus. 
 
 
5 Fazit  

In diesem Artikel wurde deutlich, dass der Begriff 
des Vaters kein einheitliches, statisches Konzept 
darstellt. Den einen Vater gibt es folglich nicht, 
ebenso wenig ein einheitliches neues Vaterbild. 
Vielmehr muss die These der neuen VŠter dahin-
gehend abgeschwŠcht werden, dass es zumindest 
bei einem Teil der VŠter einen verstŠrkten Wunsch 
nach aktiver Vaterschaft gibt. Gleichzeitig aber 
bleibt auch die ErnŠhrerrolle bestehen und die 
Vielzahl der von VŠtern auszuŸbenden Rollen hat 
nicht selten Rollenkonflikte zur Folge. Diese kšn-
nen sich auch bei der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf fŸr VŠter widerspiegeln.  
BestŠtigt wurden diese Thesen anhand einer Clu-
steranalyse, mit der die hier untersuchten VŠter auf 
der Grundlage ihrer Wertvorstellungen bezŸglich 
Partnerschaft, Familie und Erziehung sowie ihrer 
Persšnlichkeitsmerkmale in vier verschiedene 
Vatertypen klassifiziert wurden. Die deskriptive 
Analyse dieser Ergebnisse zeigt, dass sich VŠter 
einhergehend mit diesen Merkmalen auch in ihrer 
Soziodemografie und vor allem in ihrer Wahr-
nehmung von eventuellen Vereinbarkeitsproble-
matiken unterscheiden. Folgende Vatertypen wur-
den festgehalten: (1) Der unzufriedene Traditionalist, 
(2) der egalitŠre Familienmensch, (3) der unschlŸssige 
(Ver-)Sorger und (4) der zufriedene ErnŠhrer.  
Speziell die Ergebnisse zum unschlŸssigen (Ver-) 
Sorger verdeutlichen, dass sich auf Basis unserer 
Materialien nur bedingt klare Vatertypen differen-
zieren lassen. Als die am deutlichsten abgrenzba-
ren Vatertypen sind der unzufriedene Traditionalist 
und der egalitŠre Familienmensch zu nennen. Die 
geringe Fallzahl beim unzufriedenen Traditionalisten 
verweist dabei zumindest in die Richtung, dass der 
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traditionelle Vater gegenwŠrtig in der Minderheit 
ist. Dem hŠufig beschriebenen neuen Vater ist der 
egalitŠre Familienmensch am Šhnlichsten. Aber auch 
hier zeigt sich, dass traditionelle Elemente wie die 
Tatsache, dass die Reproduktionsarbeit hauptsŠch-
lich von der Mutter Ÿbernommen wird, bestehen 
bleiben. So ist allen vier Vatertypen gemeinsam, 
dass der Lebenslauf, insbesondere die Berufsbio-
grafie, der Partnerin vom Vater kaum mitreflek-
tiert wird. Die Vorstellungen von einer guten Mut-
ter werden von allen untersuchten VŠtern je nach 
Lebensabschnitt (Alter der Kinder) und aus einer 
eher egozentrischen Perspektive eingeschŠtzt. 
Leider fehlt es an dieser Stelle an Informationen, 
wie die jeweiligen Partnerinnen zu diesen Lebens-
entwŸrfen stehen. So ist es mšglich, dass sich eine 
Asymmetrie zwischen den Erwartungen der Mut-
ter und den Erwartungen des Vaters ergibt, die 
hier nur erahnt werden kann. An dieser Stelle be-
darf es weiterer Forschung Ð insbesondere hin-
sichtlich Fragen der partnerschaftlichen Ausgestal-
tung.  
Obgleich der egalitŠre Familienmensch am ehesten als 
neuer Vater gelten kann, weisen auch die anderen 
drei Vatertypen jeweils an unterschiedlicher Stelle 
moderne Elemente auf. So zeigt etwa sogar der 
unzufriedene Traditionalist, dass er sich zum Teil einer 
Vereinbarkeitsproblematik bewusst ist (er Šu§ert 
Unzufriedenheit mit der FlexibilitŠt und den Feri-
enregelungen der KindertagesstŠtte). Der unschlŸs-
sige (Ver-)Sorger lŠsst einen Mittelweg zwischen 
traditionell und modern vermuten, wŠhrend der 
zufriedene ErnŠhrer nach dem egalitŠren Familienmen-
schen als am modernsten eingestuft werden kann. 
Seine eigenen Erwartungen deuten auch den 
Wunsch nach aktiver Vaterschaft an. 
Die Regressionsanalyse zeigte, dass sich VŠter 
nicht nur in ihren Merkmalen und Wahrnehmun-
gen unterscheiden. Vielmehr sind es gerade diese 
Unterschiede, die die Varianz des subjektiven 
Wohlbefindens erklŠren. Es wurden Zusammen-
hŠnge von Rollenerwartungen und subjektivem 
Wohlbefinden ausgeweitet, indem zusŠtzlich 
Wertvorstellungen betrachtet und damit einherge-
hend auch Erziehungsziele und -stile untersucht 
wurden. Da die analysierten Faktoren in spezifi-
sche RollenverstŠndnisse und -erwartungen (so-
wohl seitens der VŠter als auch seitens anderer 
Bezugspersonen) mŸnden, ergeben sich individu-
elle Ausma§e des subjektiven Wohlbefindens. Die 
Ergebnisse zeigen: Sowohl fŸr den egalitŠren Famili-
enmenschen als auch fŸr den zufriedenen ErnŠhrer kann 
nicht direkt von einer Vereinbarkeitsproblematik 
gesprochen werden. Dennoch spielen Faktoren 
aus diesem Bereich eine Rolle fŸr ihr Wohlbefin-
den. So wird deutlich, dass gerade der egalitŠre 
Familienmensch sich mehr FlexibilitŠt im Erwerbsle-

ben wŸnscht, um seiner Familienorientierung 
nachzukommen. Er versucht also durchaus Fami-
lie und Beruf in Einklang zu bringen Ð ein Pro-
blem stellt sich fŸr ihn deshalb aber nicht, da die 
Mutter seiner Kinder die Reproduktionsarbeit 
Ÿbernimmt. Dieses Ergebnis gilt in noch stŠrke-
rem Ma§e fŸr den zufriedenen ErnŠhrer, der sich in 
Sachen Vereinbarkeit voll und ganz auf seine 
Partnerin verlŠsst. Statt der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf hat vielmehr die Vereinbarkeit 
von Freizeit und Beruf Bedeutung fŸr sein subjek-
tives Wohlbefinden. 
Des Weiteren zeigen die Analysen, dass die Fakto-
ren, die zum subjektiven Wohlbefinden beitragen, 
nicht unbedingt auch in der Form von den VŠtern 
selbst eingestuft werden. Vielmehr Šu§ern die 
VŠter WŸnsche, deren ErfŸllung nicht nachweis-
lich ihr Wohlbefinden steigern wŸrde. So Šu§ert 
der egalitŠre Familienmensch einen starken Wunsch 
nach Teilzeitarbeit, wŠhrend die Regressionser-
gebnisse fŸr ihn einen positiv signifikanten Effekt 
der VollzeitbeschŠftigung bestŠtigen. Derartige 
Inkonsistenzen lassen sich als Unsicherheiten 
interpretieren, die die Vaterrolle umgeben. Vater-
schaft, vor allem in der Debatte um die neuen 
VŠter, ist kein klar definierter Begriff und zugleich 
von zahlreichen Anforderungen aus der Gesell-
schaft (Makroebene) und individuellen Beziehun-
gen wie der Partnerschaft (Mikroebene) umgeben, 
sodass von einer diffusen und zum Teil sich wi-
dersprechenden RealitŠt an Rollenbildern ausge-
gangen werden kann. An dieser Stelle wŠre es 
interessant, die Diskrepanz von Wunsch und tat-
sŠchlicher Umsetzung der (neuen) Vaterrolle zu 
untersuchen. Scheitern VŠter an gesellschaftlichen 
und institutionellen Barrieren bei der Umsetzung 
eines neuen Vaterbildes? Oder mšchten sie es 
vielleicht gar nicht umsetzen? 
Das Problem der fehlenden Informationen zur 
partnerschaftlichen Ausgestaltung wurde bereits 
angesprochen. Hier ergibt sich zusŠtzlich zur Un-
tersuchung des subjektiven Wohlbefindens noch 
Forschungsbedarf. Denn es ist davon auszugehen, 
dass auch das Wohlbefinden von dieser Ausgestal-
tung der Paarbeziehung abhŠngig ist. Schlie§lich 
sind Eltern vor allem zusammen als gemeinsame 
Konstrukteure ihrer Rollen und ihrer Rollenerwar-
tungen zu interpretieren.  
Insgesamt wurde deutlich, dass trotz erfolgreicher 
Clusteranalyse alle hier extrahierten Vatertypen 
jeweils Inkonsistenzen in ihren Wertvorstellungen 
und der tatsŠchlichen Umsetzung ihrer Rollener-
wartungen aufweisen. Es sind also weder klare 
Vater- noch klare MŠnnerrollen identifizierbar.  
Es bedarf weiterer Studien zur Frage nach der 
Ausgestaltung und (Selbst-)Definition von Eltern- 
und Partnerschaft bzw. Mutter- und insbesondere 
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auch Vaterschaft. Erforschenswert wŠre auch der 
gemeinsame partnerschaftliche Umgang mit einer 
Vereinbarkeitsproblematik. Es ist davon auszuge-
hen, dass das vŠterliche/elterliche Wohlbefinden 
auch Auswirkungen auf das kindliche Wohlbefin-
den haben kann. Insbesondere eine Vereinbar-
keitsproblematik, die sich in erhšhtem Stress und 
Sorgen widerspiegelt, beeintrŠchtigt alle familiŠren 
Beziehungen einschlie§lich des Kindeswohls. Um-
so notwendiger ist die weitere Analyse der Wahr-
nehmung von Vereinbarkeitsproblematik sowohl 
seitens der Paare/Eltern, als auch seitens der ein-

zelnen Individuen. Die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf betrifft schlie§lich beide Elternteile. 
Solche Analysen kšnnen Implikationen fŸr die 
Politik und Anforderungen auf betrieblicher Ebe-
ne aufzeigen. Die hier erfolgte Studie zeigt bereits, 
dass eine flexible Arbeitszeitgestaltung gewŸnscht 
ist und flexible Betreuungsangebote eine familien-
unterstŸtzende Wirkung haben. Es bedarf weiterer 
gleichstellungsorientierter Konzepte und auch 
finanzieller UnterstŸtzung, um Familien Ð VŠter 
wie MŸtter Ð zu entlasten.  
 

 
 

 

Anhang 

Tabelle 1: Zusammenfassung der vier Vatertypen  

 Der unzufriedene  

Traditionalist 
Der egalitäre  

Familienmensch 
Der unschlüssige 

(Ver-)Sorger 
Der zufriedene  

Ernährer 

n 53 208 259 215 

Sozio-

demo-

grafie 

Hšchste Heiratsrate 
und Kinderzahl; 
stŠrkste Tendenz zu 
ReligiositŠt; niedrig-
ster Bildungsstand; 
geringstes Einkom-
men 

Hšchste Varianz 
bezŸglich der For-
men des Zusam-
menlebens; hoch 
gebildet; hohes 
Einkommen 

Mittlerer Bil-
dungsstand; am 
hŠufigsten ge-
schieden; hšchste 
Erwerbslosigkeit; 
zweitniedrigstes 
Einkommen 

Am hŠufigsten ver-
heiratet; hšchster 
Bildungsstand; 
hšchstes Einkom-
men; am hŠufigsten 
vollzeitbeschŠftigt 

Persönlichkeit 

Big Five Neurotisch Unterdurchschnitt-
lich in Bezug auf 
VertrŠglichkeit, 
Offenheit fŸr Erfah-
rungen und Extra-
version 

Etwas neurotisch, 
gewissenhaft, ver-
trŠglich 

Gewissenhaft, extra-
versiert, vertrŠglich, 
offen fŸr Erfahrun-
gen; wenig neuro-
tisch 

Locus of 

Control 

Externale Persšnlich-
keit 

Unklar Eher externale Per-
sšnlichkeit 

Internale Persšn-
lichkeit 

Familien-

werte 

 

 

 

 

Lehnt gleich-
geschlechtliche Ehe 
am deutlichsten ab 

Tendiert wenig zu 
der Meinung, dass 
Kinder zum glŸck-
lichen Aufwachsen 
Vater und Mutter 
brauchen; stimmt 
Ÿberdurchschnittlich 
fŸr  gleich-
geschlechtlich Ehe  

Ist der Meinung, 
dass Kinder Vater 
und Mutter zum 
glŸcklichen Auf-
wachsen brauchen, 
dass Eltern verhei-
ratet sein sollten, 
und dass Alleiner-
ziehende auch gute 
Eltern sein kšnnen 

Ist der Meinung, 
dass Ehe finanzielle 
Vorteile bringt; dass 
der Familie in Zu-
kunft mehr Bedeu-
tung geschenkt wer-
den muss; dass Ehe 
auch bedeutet, Ver-
pflichtungen einzu-
gehen 

Zufrie-

denheit 

Am unzufriedensten 
in nahezu allen Be-
reichen sowie mit 
Leben allgemein  

Zweitzufriedenster 
Vatertyp 

Heterogen Allgemein und in 
den einzelnen Berei-
chen am zufrieden-
sten 
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Sorgen Finanzielle und 
familiŠre Sorgen 

Wenig gesundheit-
liche sowie wenige 
škonomische und 
familiŠre Sorgen 

† berdurchschnitt-
liche gesundheit-
liche, finanzielle 
und familiŠre 
Sorgen 

Wenig finanzielle, 
familiŠre oder 
gesundheitliche 
Sorgen 

Stress Allgemeiner, 
beruflicher und 
familiŠrer Stress 

Am wenigsten 
familiŠren Stress 

Wenig allgemeiner 
Stress  

Wenig allgemeiner 
und beruflicher 
Stress 

Erziehung 

Guter 
Vater 

Guter Vater sollte 
finanziell orientiert 
und weniger 
emotional sein 

Am wenigsten 
Ÿberzeugt, dass 
guter Vater 
finanziell orientiert 
ist 

Ein guter Vater ist 
ein emotional 
orientierter Vater 

Guter Vater ist eher 
finanziell orientiert 

Erziehun
gsstil 

Wenig positiv-
verstŠrkender 
Erziehungsstil 

Am wenigsten 
autoritŠr-
kontrollierend  

Tendenz zum 
autoritŠr-
kontrollierenden 
Erziehungsstil 

Positiv-
verstŠrkender 
Erziehungsstil 

Erziehun
gsziel 

Weniger 
Selbstbestimmtheit 

Weniger 
KonformitŠt 

Neigt zu Konfor-
mitŠt, aber auch zu 
Selbstbestimmtheit 

Heterogen 

Erwerbs-
arbeit in 
der  
Partner-
schaft 

Am hŠufigsten 
ErnŠhrermodell, wenn 
das Kind unter drei 
Jahren alt ist; 
Reduktion der 
Arbeitszeit/Aufgabe 
der ErwerbstŠtigkeit 
fŸr das Kind nicht 
vorstellbar; keine 
au§erfamiliŠre 
Kinderbetreuung  

Deutlichste 
Bereitschaft zur 
Reduzierung der 
Erwerbsarbeit; 
egalitŠre 
Arbeitsteilung; 
Teilzeit bei beiden 
Elternteilen mšglich 

Traditionelles 
Erwerbsmodell; 
egalitŠrere 
Einstellung, wenn 
Kinder im 
Kindergarten-
/Schulalter 

Eher traditionelles 
bis modernes Er-
nŠhrermodell, wenn 
Kinder unter drei 
Jahren vorhanden 
sind; PrŠferenz fŸr 
modernisiertes 
ErnŠhrermodell, 
wenn Kind im 
Kindergarten-
/Schulalter 

Vereinbarkeit 

 

 

 

 

 

Evtl. unzureichende 
Vereinbarkeit der 
Bereiche Familie und 
Beruf bzw. gro§e 
Verantwortung als 
alleiniger 
HaupternŠhrer; wenig 
flexible Arbeitszeiten  

Sieht sich in 
ErnŠhrer- und 
Erzieherrolle/als 
Familienmensch; 
bemŠngelt geringes 
Zeitbudget fŸr 
Partnerschaft und 
Freunde, zu hohe 
Zeitaufwen-dung 
fŸr Beruf und zu 
geringe Zeitauf-
wendung fŸr das 
Kind; hŠufig zu 
wenig Zeit fŸr die 
Hausarbeit; hohe 
Teilzeit-AffinitŠt; 
Diskrepanz 
zwischen 
realisiertem und 

Mutter als 
Betreuerin; kein 
wirkliches 
Vereinbarkeitsprobl
em; verstŠrktes 
Streben nach 
VollzeiterwerbstŠtig
keit 
 

Zufrieden mit 
…ffnungszeiten, 
FlexibilitŠt und 
Ferienregelungen 
von 
KindertagesstŠtten 
und mit FlexibilitŠt 
der eigenen 
Arbeitszeitregelunge
n; MŸtter tragen 
Hauptlast der 
Vereinbarkeitsproble
matik; Wunsch nach 
TeilzeiterwerbstŠtig
keit bei 
gleichzeitiger 
Zufriedenheit mit 
beruflicher und 
familiŠrer Situation; 
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gewŸnschten 
Arbeitszeitprofil 

scheint seinen 
Wunsch nicht in die 
Tat umsetzen zu 
wollen/zu kšnnen 

 eigene Darstellung. 

 

Tabelle 1: Zusammenhang der Cluster und Zufriedenheit 

 
Vatertyp 

Koeffizient p-Werte 

 Der unzufriedene Traditionalist 0.000 (.) 
 Der egalitŠre Familienmensch 0.635 (0.000)** 
 Der unschlŸssige (Ver-)Sorger 0.386 (0.000)** 
 Der zufriedene ErnŠhrer 0.614 (0.000)** 
Konstante 2.288 (0.000)** 

R2  adj. 0.109  
Anmerkung: n = 771; p* !  0,05, p** !  0,01 

Ravensburger Elternsurvey, eigene Berechnungen. 

 

 

Tabelle 2: Korrigierte Determinationskoeffizienten der Vatertypen II und IV 

 
korrigiertes R" von 

Vatertyp II 
korrigiertes R" von 

Vatertyp IV 
Modell I Ð Standarddemografie1 0,05 0,00 

Modell II Ð Standarddemografie, Einstellung2 0,26 0,18 

Modell III Ð Standarddemografie, Einstellung, 
Partner3 

0,38 0,28 

Modell IV Ð Standarddemografie, Einstellung, Partner, 
Vereinbarkeit4 

0,49 0,41 

 Ravensburger Elternsurvey, eigene Berechnungen.  

                                                

1 Unter Kontrolle der Variablen: Kinderzahl, Alter, Religionszugehšrigkeit, Ost/West, €quivalenzeinkommen. 
2 ZusŠtzlich unter Kontrolle der Variablen: KonformitŠt/Selbstbestimmtheit, Big Five, emotional/finanziell, 
individualistisch/familienorientiert, Sorgen, Lebenseinstellungen; Item ãEin Elternteil allein kann ein Kind genauso gut erziehenÒ. 
3 ZusŠtzlich unter Kontrolle der Variablen: Ausbildung der Partnerin, Zufriedenheit (bzgl. Partnerschaft), gemeinsame 
Unternehmungen ohne Kind, Vorstellungen einer guten Mutter. 
4 ZusŠtzlich unter Kontrolle der Variablen: Ausbildung der Partnerin, Zufriedenheit (bzgl. Partnerschaft), gemeinsame 
Unternehmungen ohne Kind, Vorstellungen von einer guten Mutter. 
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Tabelle 3: Effekte auf die allgemeine Lebenszufriedenheit von Vatertyp II und Vatertyp IV 

  

Der egalitäre 
Familienmensch 

Der zufriedene 
Ernährer 

Kinderzahl 0.065 (0.492) 0.312 (0.005)** 

Religionszugehörigkeit 0.027 (0.830) -0.353 (0.029)* 

Kohn     

 Konformität -0.107 (0.237) -0.237 (0.046)* 

Big Five     

 Gewissenhaftigkeit -0.380 (0.000)** 0.434 (0.002)** 

 Extraversion 0.187 (0.044)* 0.092 (0.381) 

 Verträglichkeit -0.109 (0.338) -0.357 (0.022)* 

 Offenheit für Erfahrung 0.198 (0.007)** -0.098 (0.339) 

 Neurotizismus -0.086 (0.313) -0.197 (0.020)* 

Guter Vater     

 Guter Vater ist emotional orientiert -0.020 (0.848) 0.338 (0.002)** 

Gute Mutter     

 Gute Mutter soll andere Betreuungspersonen (Bsp. 
 Vater) mit einbeziehen 

0.284 (0.008)** -0.107 (0.340) 

 Gute Mutter soll auf ihre eigene Zufriedenheit achten 0.106 (0.266) 0.296 (0.020)* 

 Gute Mutter soll sich auf den Beruf konzentrieren und 
 die Betreuung des Kindes dem Vater überlassen 

0.083 (0.465) -0.186 (0.025)* 

 Gute Mutter soll die Familie finanziell absichern 0.175 (0.028)* -0.218 (0.028)* 

 Gute Mutter, Einen Teil der Elternzeit übernehmen -0.142 (0.031)* -0.129 (0.202) 

Locus of Control     

 Im Vergleich mit anderen habe ich nicht das erreicht, 
 was ich verdient hätte 

-0.109 (0.042)* -0.236 (0.000)** 

 Was man im Leben erreicht, ist in erster Linie eine  
 Frage von Schicksal oder Glück 

-0.187 (0.000)** 0.192 (0.000)** 

 Ich habe wenig Kontrolle über die Dinge, die in 
 meinem Leben passieren 

0.167 (0.001)** 0.086 (0.177) 

 Wenn man sich sozial oder politisch engagiert, kann 
 man die sozialen Verhältnisse beeinflussen 

-0.073 (0.053) 0.096 (0.035)* 

Familienwerte     

 Ein Elternteil alleine kann ein Kind genauso gut  
 erziehen wie beide Eltern zusammen 

0.024 (0.668) -0.180 (0.000)** 

Zufriedenheit und Sorgen     

 Zufriedenheit, Gesundheit 0.167 (0.000)** 0.015 (0.759) 

 Zufriedenheit, Partnerschaft 0.252 (0.000)** 0.312 (0.003)** 

 Zufriedenheit, Freizeit 0.128 (0.000)** 0.014 (0.684) 

 Zufriedenheit, Kita-Angebot in der Umgebung -0.065 (0.016)* -0.067 (0.016)* 

 Familiäre Sorgen 0.254 (0.046)* 0.465 (0.003)** 

 Ökonomische Sorgen -0.146 (0.226) -0.326 (0.017)* 

ErwerbstŠtigkeit     

 Vollzeiterwerbstätigkeit 0.290 (0.078) 0.550 (0.081) 

 Beide als Hauptverdiener 0.229 (0.234) 0.789 (0.001)** 

 Abgeschlossene berufliche Ausbildung der Partnerin  0.447 (0.002)** -0.091 (0.574) 

Familien-, Arbeitszeit und Stress     

 Zeitverwendung für Kinder -0.114 (0.446) -0.298 (0.008)** 

 Zeitverwendung für Beruf 0.210 (0.042)* 0.320 (0.009)** 

 Zeitverwendung für Freunde 0.023 (0.881) 0.329 (0.017)* 
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 Flexible Arbeitszeitgestaltung 0.233 (0.001)** -0.045 (0.648) 

 Wunsch nach flexiblen …ffnungszeiten der Kita -0.315 (0.023)* -0.322 (0.040)* 

 Wunsch nach Ausbau der Ganztagsschule -0.165 (0.055) -0.194 (0.024)* 

 Unternehmungen mit der Partnerin ohne Kind -0.056 (0.317) 0.254 (0.001)** 

 Allgemeiner Stress -0.223 (0.001)** -0.196 (0.032)* 

Konstante 2.633 (0.076) 3.411 (0.021)* 

Anmerkung: n = 290; p* !  0,05, p** !  0,01; unter Kontrolle von Alter; Einkommen; Ost/West; Kohn Ð 
Selbstbestimmtheit; guter Vater ist finanziell orientiert; individualistisch/familienorientiert; gesundheitliche 
Sorgen; Zufriedenheit mit partnerschaftlicher UnterstŸtzung bei Kinderbetreuung; Erwartungen von guter 
Mutter; Bereichszufriedenheit 

 Ravensburger Elternsurvey, eigene Berechnungen.  
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Die Šgyptische Revolution aus institutionalistischer Perspektive  

 
 
Der Essay fragt nach den BeitrŠgen einer institutionalistischen Perspektive zum VerstŠndnis politischer 
Transformationsprozesse. Es wird die These vertreten, dass behavioralistische AnsŠtze zwar Ursachen, aber nur 
eingeschrŠnkt die Auslšser und VerlŠufe politischer Transformation erklŠren kšnnen, was jedoch durch die Analyse 
relevanter Institutionen erreicht werden kann. Nachdem die fŸr diese Fragestellung bedeutsamen institutionellen 
Mechanismen dargestellt werden, wird diese Perspektive auf  die Šgyptischen AufstŠnde im Winter 2011 angewendet. 
Es wird der Frage nachgegangen, warum der Sturz Mubaraks im Februar 2011 stattfand. Die Antwort auf  diese 
Frage zeigt sich in der †berwindung verŠnderungshemmender kulturell-historischer Institutionen durch die 
Symbolwirkung des Sturzes des tunesischen Diktators Ben Ali. Strategische Interdependenzen im Verlauf  der 
AufstŠnde werden aufgezeigt. Anschlie§end werden die normativen Implikationen einer institutionalistischen 
Perspektive auf  VolksaufstŠnde diskutiert. Es wird deutlich, dass der Analyse von beschrŠnkenden Institutionen 
ein Schwerpunkt bei der Beurteilung der Demokratiewilligkeit der BŸrger autoritŠr regierter Staaten  zukommen 
muss. Liberale Werte scheinen verbreiteter als aus einer behavioralistischen Perspektive. 

 

 

1 Die Evolution einer Disziplin 

In diesem Essay mšchte ich darlegen, warum 
Institutionen, wie auch immer sie definiert sind, 
fŸr unser VerstŠndnis politischer Prozesse 
essentiell sind. Dazu werde ich mich der von 
Immergut formulierten neo-institutionalistischen 
Kritik am behavioralistischen Paradigma 
anschlie§en (Immergut 1998) und versuchen am 
Beispiel der gegenwŠrtigen Regimewechsel in den 
arabischen Staaten herauszuarbeiten, wo die 
analytischen Schwachpunkte und die normativen 
FehleinschŠtzungen strikt verhaltensbezogener 
AnsŠtze liegen.1 Meine Analyse wird demgegen-
Ÿber auf  institutionelle Faktoren eingehen und 
damit die Implikationen einer institutionalistischen 
Sicht fŸr politikwissenschaftliche Untersuchungen 
verdeutlichen. Im Schlussteil werde ich das 
kritische Potential des neuen Institutionalismus 
illustrieren. 
 
1.1 Von der Staatslehre zur Wissenschaft 

vom politischen Verhalten 

Um zu verstehen, worin die behavioralistische 
Innovation bestand, und um einen †berblick Ÿber 
die paradigmatischen FrontverlŠufe in der 
wissenschaftlichen Debatte zu erhalten, ist es 
wichtig, sich die groben ZŸge der Evolution der 
modernen Politikwissenschaft vor Augen zu 
fŸhren. Die Politikwissenschaft wird Ÿblicherweise 
in drei historisch-paradigmatische Phasen 

                                                
1 Der Anspruch der Arbeit ist nicht eine umfŠngliche 
Darstellung des Neo-Institutionalismus. Vielmehr will ich 
demonstrieren, wie sich seine theoretischen Argumente auf 
aktuelle VorgŠnge anwenden lassen. 

eingeteilt. In der Antike, Ÿber die frŸhe Neuzeit, 
bis hin in die Zwischenkriegszeit des 20. Jahr-
hunderts war Politikwissenschaft in erster Linie 
eine formale Staatsrechtlehre und blieb somit von 
der Rechtswissenschaft und -philosophie nur 
unscharf  getrennt. Analyseschwerpunkt waren 
staatliche Organe, ihre normativen Grundlagen 
und der ihnen unterstellte Effekt auf  das 
politische Leben in staatlichen Gebilden. Beispiele 
fŸr diese Perspektive liefern die Klassiker der 
politischen Theorie: Aristoteles, Hobbes oder 
Montesquieu. Genau von diesem Fokus 
versuchten sich die behavioralistischen Autoren 
der Nachkriegszeit abzugrenzen (vgl. im 
Folgenden: Immergut 1998: 6; Lane 1993: 40ff.). 
Anstelle formaler Institutionen sollte tatsŠchliches, 
beobachtbares Verhalten im Mittelpunkt stehen. 
Die systematische BeschŠftigung mit Politik sollte 
nicht mehr blo§ eine juristische Teildisziplin, 
sondern eine eigenstŠndige,  positive Wissenschaft 
werden. Mit diesem szientifischen Anspruch ging 
im Kontext des deduktiv-nomologischen 
Paradigmas eine Fokussierung auf  quantitative 
Methoden und dem Testen von Hypothesen 
einher. Der Paradigmenwechsel beinhaltete aber 
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nicht nur methodischen Rigorismus, sondern vor 
allem eine Verschiebung des Analyseschwer-
punkts. Stand in der formalen Betrachtung noch 
das politische System als solches isoliert im Fokus 
der Betrachtung, so setzen behavioralistische 
ErklŠrungen immer am tatsŠchlichen Verhalten 
von Menschen an, wobei der behavioralistische 
Verhaltensbegriff  relativ breit bleibt und auch 
Meinungen und Einstellungen umfasst. Insofern 
tendieren behavioralistische Arbeiten in die 
Richtung einer quantitativ orientierten politischen 
Soziologie: Fragen beziehen sich auf  die sozio-
škonomischen Bedingungen fŸr Demokratisie-
rungsprozesse, auf  die politischen Kultur oder auf  
das Wahlverhalten und seine sozialen Deter-
minanten. 
 
1.2 Der Begriff  des Interesses: 

Behavioralismus und Pluralismus 

Der Behavioralismus weist dabei eine gewisse 
NŠhe zu den Theorien des Pluralismus auf. 
WŠhrend der Behavioralismus jedoch eher eine 
methodologische Meta-Stršmung als eine 
substanzielle Theorie der Politik darstellt, versteht 
sich der Pluralismus einerseits als Beschreibung 
demokratischer Systeme, anderseits aber auch als 
normatives Modell. Vor allem beim Begriff  des 
Interesses wird deutlich, wie sehr der behaviorale 
Ansatz von pluralistischen Ideen beeinflusst ist. 
Pluralistische Theorien gehen, vereinfacht 
dargestellt, davon aus, dass das Gemeinwohl durch 
den Wettstreit verschiedener gesellschaftlicher 
Interessen im neutralen politischen Raum gebildet 
wird. Demnach werden latente individuelle 
Interessen von VerbŠnden oder Parteien aufge-
griffen, konkretisiert, gebŸndelt und in den poli-
tischen Prozess gespeist, wo dann durch den 
gleichen Wettstreit das erst a posteriori feststellbare 
Gemeinwohl ausgehandelt und in konkrete Politik 
ŸberfŸhrt wird. Dieses Input-Output-Schema des 
politischen Prozesses folgt einer behaviora-
listischen Logik: Individuelle wie gesellschaftliche 
PrŠferenzen werden qua ãVerhaltenÒ artikuliert 
und in den politischen Prozess eingebracht. Um 
diesen zu verstehen, muss also das zugrunde-
liegende Verhalten analysiert werden.2 
 
1.3 Die institutionalistische Kritik 

Hier setzt nun die neo-institutionalistische Kritik 
an, indem sie zeigt, wie verkŸrzt das 
behavioralistisch-pluralistische VerstŠndnis der 
Grundbegriffe Interessenartikulation und Interes-
                                                
2 Daraus folgt auch, dass nicht immer klar ist, worauf sich die 
neo-institutionalistische Kritik bezieht: auf die behavioralis-
tische Methode oder auf die Interessenkonzeption des Plura-
lismus. 

senaggregation ist. WŠhrend behavioralistisch 
orientierte AnsŠtze den Interessenbegriff  auf  
durch Verhalten bekundete PrŠferenzen beschrŠn-
ken und dieses damit zum unhinterfragbaren 
Ausgangspunkt der Analyse machen, betonen 
institutionalistische AnsŠtze, dass selbst indivi-
duelle Interessenartikulationen schon durch 
vorgŠngige Prozesse bzw. Institutionen beeinflusst 
werden. Das bedeutet, dass von Verhalten eben 
nicht auf  PrŠferenzen geschlossen werden kann, 
wie es der Behavioralismus voraussetzt. Eine 
isolierte Analyse von Verhalten ist deshalb nicht 
zielfŸhrend. Stattdessen muss Verhalten immer im 
Kontext von Institutionen betrachtet werden, weil 
diese jenes formen und Abweichungen der 
bekundeten von den âwahrenÔ Interessen erklŠren  
(Immergut 1998: 6f.). Der zweite generelle 
Kritikpunkt betrifft die pluralistische Vorstellung 
von Interessenaggregation, die dem Behavio-
ralismus innewohnt. Interessen kšnnen aufgrund 
ihrer KomplexitŠt nicht einfach zusammengefasst 
werden. Es braucht deshalb Mechanismen, die es 
dennoch ermšglichen, Entscheidungen zu treffen. 
Diese Mechanismen sind jedoch Institutionen, die 
Interessen umformen und das Ergebnis des 
Aggregationsprozesses substantiell beeinflussen 
(Immergut 1998: 7). Aus diesen zwei Punkten 
folgt eine normative Frage: Wie sollen wir damit 
umgehen, dass die Art und Weise, wie wir uns 
entscheiden, das Ergebnis dieser Entscheidung 
massiv beeinflusst? Ich werde diese Frage Ð in 
abgeŠnderter Form Ð an den Schluss stellen und 
zunŠchst am Beispiel der Šgyptischen Unruhen im 
im Winter 2011 die MŠngel einer rein behavi-
oralen Analysestrategie, vor allem in Bezug auf  
den ersten Kritikpunkt, demonstrieren. Anschlie-
§end werde ich die Kernaussage der wichtigsten 
institutionalistischen Stršmungen darstellen und 
sie dann zur ErklŠrung revolutionŠrer Dynamiken 
anwenden. 
 
 
2 Transformationen und Institutionen 

2.1 Die behavioralistische Tradition 

Revolutions- und Demokratisierungstheorien in 
einer behavioralistischen Tradition von Marx und 
Lenin bis Lipset und Huntington benennen meist 
kausale Ursachen von Revolutionen beziehungs-
weise erfolgreichen Demokratisierungsprozessen.3 
Bei Marx ist das etwa ein wachsender Widerspruch 

                                                
3 Mir ist durchaus bewusst, dass es sich bei Revolutionen, 
Regimewechseln und Demokratisierungsprozessen um 
wesentlich andere PhŠnomene handelt. Dennoch glaube ich, 
dass aufgrund der strukturellen €hnlichkeiten mein PlŠdoyer 
fŸr eine institutionalistische Perspektive Ð mit 
EinschrŠnkungen Ð alle genannten PhŠnomene trifft. 
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zwischen ProduktivkrŠften und Produktionsver-
hŠltnissen, bei Lenin liegt die berŸhmte 
revolutionŠre Situation dann vor, ãwenn die 
âUnterschichtenÔ [É] nicht mehr wollen und die 
âOberschichtenÔ [É] nicht mehr kšnnenÒ (Lenin 
2008[1920]). Lipset und Huntington benennen 
škonomischen Fortschritt, steigende Bildung, das 
Vorhandensein einer Mittelschicht und die 
Entwicklung einer gemŠ§igten politischen Kultur 
als Hauptdeterminanten einer erfolgreichen 
Demokratisierung (Lipset 1959; Huntington 
1991). Gemein ist diesen AnsŠtzen, dass sie soziale 
Ursachen benennen, die in behavioralistischer 
Manier ihren Weg in konkrete Politik, nŠmlich 
Regimewechsel oder Demokratisierung, finden. 
Diese AnsŠtze liefern zweifellos wichtige 
Einsichten in die GesetzmŠ§igkeiten und Bedin-
gungen fŸr Transformationsprozesse und lassen 
sich auch gewinnbringend auf  die Situation in 
Nordafrika anwenden, wie es etwa Wolfgang 
Merkel in seinen zurŸckhaltenden Kommentaren 
zu den Perspektiven einer stabilen Demokratie in 
€gypten tut (Merkel 2011). Diese Perspektive 
kann allerdings keine Einsicht in die 
Mikromechanismen, die Auslšser, der lawinen-
artigen Ausbreitung der AufstŠnde bereithalten. 
  
2.2 Die Notwendigkeit einer institutiona-

listischen Perspektive 

Zieht man nach obigem Muster soziale und 
škonomische Kriterien heran, war €gypten als 
potentieller Kandidat eines Bevšlkerungs-
aufstandes identifizierbar: Eine wachsende 
Bevšlkerung, die mehrheitlich in Armut lebt, war 
mit allgegenwŠrtiger Korruption, politischer 
UnterdrŸckung und staatlich befeuerter sozialer 
Ungleichheit konfrontiert. Es liegt auf  der Hand, 
dass viele €gypterInnen mit Mubaraks Regime 
unzufrieden waren und eine andere Regierung 
vorgezogen hŠtten. Ursachen einer Revolte lagen 
demnach schon lŠnger vor. Wir kšnnen nicht 
davon ausgehen, dass eine Mehrheit der 
Šgyptischen Bevšlkerung vor dem 25. Januar 2011, 
dem Tag der ersten regimekritischen Mas-
senproteste, loyal zu Mubarak stand. Die 
PrŠferenzen des Šgyptischen Volkes hinsichtlich 
des politischen Systems waren also vor diesem Tag 
nicht wesentlich anders als danach.  Dennoch 
unterschied sich die Art und Weise, wie diese 
Interessen vorgetragen wurden massiv. Die 
behavioralistische BeschrŠnkung auf  durch 
beobachtbares Verhalten bekundete PrŠferenzen 
scheint in diesem Beispiel irrefŸhrend zu sein. Wer 
aus der Abwesenheit politischer und sozialer 
Proteste auf  einen belastbaren LegitimitŠtsglauben 
der €gypterInnen Mubarak gegenŸber schloss, 
wurde in der letzten Januarwoche eines besseren 

belehrt. Wie also lŠsst sich erklŠren, dass €gypten 
einerseits trotz der offenbaren Unzufriedenheit 
grš§erer Bevšlkerungsgruppen mit der politischen 
und wirtschaftlichen Situation jahrelang als stabil 
galt, und dann andererseits quasi Ÿber Nacht zu 
einer Nation im Ausnahmezustand wurde? Hier 
zeigt sich, dass es durchaus wichtig ist, zwischen 
potentiellen und artikulierten Interessen zu 
unterscheiden. Neo-institutionalistische Fragestel-
lungen beschŠftigen sich genau mit diesem 
Unterschied: Welche institutionellen Effekte 
fŸhren dazu, dass Šhnliche PrŠferenzen in 
unterschiedlichen Kontexten grundlegend anders 
geŠu§ert werden und welche Verzerrungen entste-
hen beim Zusammenfassen unterschiedlicher 
Partikularinteressen? €hnlich wie der behaviora-
listische Verhaltensbegriff  ist auch der institutio-
nalistische Institutionenbegriff  sehr breit, denn 
wie der Behavioralismus ist auch der neue 
Institutionalismus eine Meta-Theorie. Verschie-
dene Stršmungen innerhalb des Institutionalismus 
haben einen anderen Institutionenbegriff. Ich 
werde nun kurz das InstitutionenverstŠndnis und 
die Kernkritikpunkte der wichtigsten neo-
institutionalistischen Schulen am Behavioralismus 
diskutieren, und dann am Beispiel der Šgyptischen 
Revolution die VorzŸge einer institutionalistisch 
geschulten gegenŸber einer rein behavioralisti-
schen Analyse zu demonstrieren. 
 
2.3 Zwischen PrŠferenzen und Verhalten: 

strategische Interdependenz 

Ich beginne mit den Kernpunkten der rational choice 
theory, die als ãanalysis of  the choices made by 
rational actors under conditions of  
interdependenceÓ definiert wird (Immergut 1998: 
12). Die Kritik des rational-choice-Ansatzes am 
Behavioralismus bezieht sich sowohl auf  den 
Punkt der Interessenaggregation als auch auf  die 
interessen-enthŸllende Funktion von Verhalten. 
Mit spieltheoretischen Modellen, wie etwa dem 
Gefangenendilemma, lŠsst sich zeigen, dass das 
Verhalten von SpielerInnen nicht ihre wahren, 
nutzenmaximierenden PrŠferenzen Ð im Ge-
fangenendilemma wŠre dies Kooperation Ð  wider-
spiegelt, sondern wesentlich von strategischer 
Interdependenz und den jeweiligen Spielregeln 
beeinflusst ist. Weder zeigt das Verhalten der 
SpielerInnen ihr Interessen an, noch werden diese 
Interessen effizient aggregiert. Das Ergebnis des 
Spiels ist weniger von den PrŠferenzen der 
SpielerInnen abhŠngig, als vielmehr ein Artefakt 
der Spielregeln, der Institutionen. Diese 
Beobachtung lŠsst sich leicht auf  politische 
Entscheidungssituationen Ÿbertragen. Das Ergeb-
nis einer Bundestagswahl (die sich als Verhalten im 
behavioralistischen Sinne verstehen lŠsst) zeigt 
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nicht den politischen Willen der deutschen 
BŸrgerInnen an, weil sich WŠhlerInnen strategisch 
verhalten: Sie wŠhlen keine Kleinparteien, weil sie 
deren Einzug in das Parlament bezweifeln, sie 
wŠhlen die SPD anstelle der GrŸnen, weil sie keine 
Regierungsbeteiligung der Union in Folge eine 
schwachen SPD wŸnschen und so weiter. 
Strategische Interdependenz lŠsst sich auch im 
Verlauf  eines Volksaufstandes, wie dem in 
€gypten, zeigen. Ein BŸrger kann zwar klar 
revolutionŠre Interessen haben, er wird diese in 
einem repressiven Regime aber erst durch die 
Teilnahme an Demonstrationen artikulieren, wenn 
er sicher ist, dass es ihm genŸgend MitbŸr-
gerInnen gleichtun. Zum einen verhŠlt sich die 
persšnliche GefŠhrdung umgekehrt proportional 
zur Anzahl der MitstreiterInnen, zum anderen ist 
klar, dass ein einzelner Demonstrant keine 
politischen Forderungen durchsetzen kann. Dies 
erklŠrt, warum kleine regimekritische Bewegungen 
hŠufig plštzlich ab einem gewissen Umschlag-
punkt eine revolutionŠre Dynamik entfalten. 
Wieso kam es in €gypten aber genau am 25. 
Januar zu diesem revolutionŠren Wendepunkt? 
Um dies zu verstehen werde ich nun einige Argu-
mente der eher soziologisch argumentierenden 
organisationstheoretischen und der historischen 
Schule des Institutionalismus einfŸhren.  
 
2.4 Kann man wollen, was man will? 

Symbole, Interpretationen und Ver-
halten 

Auch wenn er ursprŸnglich aus der Organisations-
forschung stammt, lassen sich die Einsichten des 
organisationstheoretischen Institutionalismus auch 
auf  andere Bereiche Ÿbertragen. Diese Schule 
betont, dass die kognitiven FŠhigkeiten von 
kollektiven und individuellen Akteuren zu 
beschrŠnkt sind, um in einer unsicheren Welt 
wirklich rationale Entscheidungen, also Ent-
scheidungen, die den Nutzen der Entscheiderin im 
Hinblick auf  ihre bewussten Interessen unter 
Einbeziehung aller Alternativen und deren Konse-
quenzen maximieren, zu treffen (Immergut 1998: 
14). Daraus folgt, dass Individuen und Organisa-
tionen auf  komplexitŠtsreduzierende Strategien 
zurŸckgreifen mŸssen, die die Entscheidungs-
findung in einer unŸbersichtlichen Welt erlauben. 
Diese Routinen und Klassifikationsschemata 
stellen die aus organisationstheoretischer Perspek-
tive entscheidenden Institutionen dar. Das daraus 
resultierende beobachtbare Verhalten spiegelt 
nicht die âwahrenÔ Interessen einer Organisation 
oder einer Person wieder, sondern ist zum grš§ten 
Teil Folge der Entscheidungs- und Wahrneh-
mungsstrategie. Unternehmen folgen etwa hŠufig 

bewusst oder unbewusst festgelegten Routinen, 
standard operating procedures, um in einer komplexen 
Welt handlungsfŠhig zu bleiben, ohne bei jeder 
ein-zelnen Anwendung die zugrundeliegende 
Zweck-Mittel-RationalitŠt zu errechnen. Wenn 
diese Entscheidungsroutinen auch im politischen 
Bereich Anwendung finden, kann nicht mehr 
davon ausgegangen werden, dass kollektive 
Entscheidungen die Summe der Einzelinteressen 
abdecken. Vielmehr zeigt sich, dass der konkrete 
Beschluss Artefakt der Eigenlogik eines Entschei-
dungsprozesses in einer unkalkulierbaren Umwelt 
ist. Das €gypten-Beispiel verweist jedoch eher auf  
die zweite Kategorie, nŠmlich kulturell konnotierte 
interpretative frames, die den mšglichen Raum an 
potentiellen Interessen eingrenzen und dadurch 
KomplexitŠt reduzieren und die individuelle 
Definition von PrŠferenzen beeinflussen.4 Allein 
die Frage, was man angemessenerweise verlangen 
kann und wie die eigene Situation einzuschŠtzen 
ist, ist demnach durch vorgŠngige Vorstellungen 
von Hierarchie und Rollenverteilung bestimmt 
(Immergut 1998: 15). Dieses Argument weist eine 
gro§e NŠhe zu den konstruktivistischen 
Argumenten des historischen Institutionalismus 
auf. AutorInnen dieser Schule unternahmen den 
Versuch, die politische Konstruktion von 
Interessen in ihre ErklŠrungsmodelle aufzu-
nehmen, indem sie historisch die Genese und die 
Effekte dieser Institutionen untersuchen. 
Institutionen bestimmen demnach sowohl die 
Interpretation der eigenen Interessen als auch die 
EinschŠtzung konkurrierender Strategien zu ihrer 
Umsetzung (Immergut 1998: 20). Historisch 
orientierte InstitutionalistInnen liefern vielfŠltige 
Beispiele fŸr  Institutionen in diesem Sinne: 
Symbole, Sprache, historische Ereignisse aber auch 
in Verfassungen festgelegte Prozeduren bestim-
men den Hintergrund vor dem PrŠferenzen 
formuliert werden. Entscheidend sind diese 
Institutionen aber auch, weil sie die politischen 
Gelegenheitsstrukturen definieren, die die Wahl 
spezifischer politischer Strategien nahelegen oder 
unratsam erscheinen lassen. Ein prominentes 
Beispiel dazu liefert Steven Steinmo, der anhand 
der Steuerpolitik in Schweden, Gro§britannien 
und den USA zeigt, dass sich das strategische 
Verhalten politischer Akteure aufgrund anderer 
Funktionsweisen des politischen Systems bei 
vergleichbaren Interessen všllig unterschiedlich 
darstellt Ð entsprechend unterschiedlich sind dann 
auch die tatsŠchlich umgesetzten Steuerpolicies 
(Steinmo 1989). 

                                                
4 Damit ist die RationalitŠtskritik des soziologischen 
Institutionalismus radikaler als die des rational-choice-Ansatzes: 
Selbst die Mšglichkeit einer rationalen Interessendefinition wird 
in Zweifel gezogen. 
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3 Die Šgyptische Revolution aus 

institutionalistischer Perspektive 

Was haben aber diese Argumente nun mit der 
Šgyptischen Revolution oder gar mit der 
Schneeballtheorie der Demokratisierung zu tun? 
Um diese Frage zu beantworten, werde ich 
zunŠchst versuchen zu zeigen, dass die 
gegenwŠrtige Protestwelle in Nordafrika einer 
Schneeballlogik folgt. Danach werde ich darstellen, 
wie sich dieser Prozess institutionalistisch deuten 
lŠsst. 
 
3.1 Politische Transformation als Schneeball 

Warum treten Demokratisierungsprozesse und Re-
volutionen, wie zuletzt in Nordafrika, in zeitlichen 
und rŠumlichen Wellen auf? Samuel Huntington 
beschreibt dieses PhŠnomen in seiner 1991 er-
schienenen Monografie ãThe Third WaveÒ 
(Huntington 1991: 31ff.) und benennt mehrere 
mšgliche ErklŠrungsmodelle: ZunŠchst kšnnte 
schlicht ein gemeinsamer Grund vorliegen: Die 
LŠnder A, B, C und D erleben zur gleichen Zeit 
eine Demokratisierung, weil beispielweise eine 
gemeinsame Besatzungsmacht militŠrisch besiegt 
wurde, wie dies etwa in Frankreich und DŠnemark 
nach dem zweiten Weltkrieg der Fall war. Daneben 
kšnnen auch gleichzeitige Šhnliche aber unab-
hŠngige GrŸnde  zu einer Welle von Demokratisie-
rung fŸhren: A, B, C, und D erlangen etwa zur 
gleichen Zeit einen gewissen Wohlstand, der als 
eine Voraussetzung erfolgreicher Demokratie gilt 
(Lipset 1959),  ohne dass diese Prozesse kausal eng 
verknŸpft sind. Ich mšchte jedoch auf  die dritte 
Mšglichkeit eingehen, den Schneeballeffekt. 
Dieser liegt vor, wenn der Regimewechsel in Land 
A der Auslšser fŸr einen Umsturz in B ist, der 
wiederum Revolten in C und D hervorruft. 
WŠhrend Huntington diese ErklŠrung zwar 
erwŠhnt, zieht er fŸr seine Interpretation der 
bisherigen Demokratisierungswellen jedoch in 
erster Linie die ersten beiden Schemata heran. Ich 
mšchte zeigen, dass die AufstŠnde in Nordafrika 
einer Schneeballlogik folgen. FŸr mein Argument 
ist es wichtig, sich die Unterscheidung von Ursa-
che und Auslšser vor Augen zu fŸhren. Ursachen 
wŠren notwendige Bedingungen fŸr Revolutionen, 
die jedoch erst durch einen bestimmten Anlass, 
den Auslšser, virulent werden, so dass es zu einer 
tatsŠchlichen Revolution kommt. Ursachen 
kšnnen sich fŸr einzelne Staaten unabhŠngig ent-
wickeln, wŠhrend die Auslšser beim Schneeball-
typus stets aufeinander bezogen sein mŸssen. 
Gerade letztere lassen sich Ð so meine These Ð nur 
institutionalistisch verstehen. 

3.2 €gyptische Geschichte, tunesische 
Symbole und die Logik der Revolution 

VergegenwŠrtigt man sich den zeitlichen Ablauf  
der arabischen Unruhen, wird deutlich, dass es 
zwischen den verschiedenen Protesten einen 
Zusammenhang geben muss. Es erscheint 
unwahrscheinlich, dass sich die AufstŠnde zufŠllig 
in einem Zeitraum von sechs Wochen konzen-
trieren. FŸhrt man sich vor Augen, dass etwa auf  
Šgyptischen Demonstrationen hŠufig auf  die 
Geschehnisse in Tunesien Bezug genommen 
wurde, zeigt sich dass die erfolgreiche Absetzung 
Ben Alis in Tunesien offenbar als Katalysator fŸr 
aufgestaute Unzufriedenheit mit der eigenen 
Regierung fungierte. Es liegt also ein Schneeball-
effekt vor: Ohne das Modell Tunesiens wŠre es 
wohl nicht zu den Revolten in anderen arabischen 
Staaten gekommen. Der Grund liegt, etwa in 
€gypten, darin, dass kulturell-politische Institu-
tionen, die jahrzehntelang die Herrschaft des 
PrŠsidenten befestigt hatten, durch die Ereignisse 
in Tunesien ihren Einfluss auf  die Artikulations-
fŠhig- und -willigkeit der Šgyptischen Bevšlkerung 
verloren haben. Im Bereich der individuellen 
Interessendefinition sind das die von Organisa-
tionstheorie und historischem Institutionalismus 
eingefŸhrten interpretative frames. €gypten stand seit 
der UnabhŠngigkeit 1922 stets unter mehr oder 
weniger autoritŠrer Herrschaft und kann auf  keine 
gefestigte demokratische Tradition zurŸckblicken. 
Klassische demokratische Werte, BŸrger- und 
Menschrechte waren daher so gut wie nie Teil der 
offiziellen Doktrin. Forderungen nach demokra-
tischen GrundsŠtzen wurden so politisch delegiti-
miert. Hier liegt also ein klassisches institutiona-
listisches Argument vor, das Immergut bis 
Toqueville zurŸckverfolgt (Immergut 1998: 20). 
Dazu kommt dass ein Kampf  fŸr demokratische 
Freiheiten, bei einem Blick auf  die eigene 
Geschichte aussichtslos erscheinen musste. Auch 
wenn man allgemeine Freiheitsrechte beanspruch-
te, ihre Umsetzung muss auch angesichts des 
gewaltigen Repressionsapparates utopisch gewirkt 
haben. So ist zu erklŠren, wie sich lange Zeit trotz 
massiver Unzufriedenheit kein entscheidender Re-
formdruck auf  das korrupte politische System 
aufbauen konnte. Dieses Argument ist jedoch 
nicht mit dem kulturrelativistischen Ressentiment 
gleichzusetzen, dass Menschen in autoritŠren 
Regimen keine Demokratie bekommen, weil sie 
keine wollen. Es geht hier darum, wie die eigene 
kollektive politische Geschichte und die UnterdrŸ-
ckungskapazitŠten des gegenwŠrtigen Regimes 
bestimmte Interpretationen der eigenen Interessen 
weltfremd erscheinen  lassen. Dass die Menschen 
in €gypten VerŠnderungen in Richtung 
Demokratie wollen, zeigten ja gerade die 
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Geschehnisse zu Beginn des Jahres auf  
eindrucksvolle Weise. Begreift man diese 
historisch-politisch-kulturellen Komplexe als 
Institutionen, so wird deutlich, dass diese ihren 
stabilisierenden Einfluss durch die Jasmin-
revolution in Tunesien verloren haben. Der Grund 
dafŸr liegt auf  der Hand: Der erfolgreiche Sturz 
eines Autokraten in einem in vielerlei Hinsicht 
Šhnlichem Land nahm der Situation unter 
Mubarak den Schein ihrer Alternativlosigkeit. 
Plštzlich war bewiesen, dass es trotz einer 
massiven †bermacht von Polizei und MilitŠr 
mšglich ist, durch relativ friedlichen Protest und 
zivilen Ungehorsam eine jahrzehntealte undemo-
kratische Herrschaft zu beenden. Dass wirklich die 
oben beschriebenen Institutionen und nicht der 
tatsŠchliche UnterdrŸckungsapparat fŸr das 
vorherige Ausbleiben massiver Proteste 
verantwortlich war, wird dadurch deutlich, dass in 
den ersten Tagen der Massendemonstrationen 
Mubaraks Repressionsorgane tatsŠchlich 
funktionierten und dutzende Regimekritiker tšte-
ten und hunderte verletzten (Al Jazeera 2011; FAZ 
2011) Ð dennoch gingen die Proteste weiter. Diese 
profitierten ab einem gewissen Zeitpunkt auch 
von der oben dargestellten strategischen Inter-
dependenz: Je mehr Menschen demonstrieren, 
desto wahrscheinlicher wird die eigene Beteiligung, 
die wiederum andere motiviert. Wenn es aber 
tatsŠchlich gelingt, einen gewissen Teil der 
Bevšlkerung zur Teilnahme an Demonstrationen 
zu mobilisieren, verlieren Polizei und MilitŠr ihr 
Abschreckungspotential. Einerseits kšnnen sie die 
Lage schlicht nicht mehr kontrollieren, 
andererseits wird mit zunehmendem Beteiligungs-
grad auch die Weigerung, gewaltsam gegen die 
eigenen MitbŸrgerInnen vorzugehen, immer 
wahrscheinlicher. In €gypten war dies mit der 
Weigerung des MilitŠrs auf  DemonstrantInnen zu 
schie§en am 31. Januar, knapp eine Woche nach 
Beginn der Proteste, der Fall (Spiegel Online 
2011). So verloren auch diese Institutionen ihre 
regimestabilisierende Kraft und ein Sturz des 
Regimes wurde immer wahrscheinlicher, bis 
Mubarak am 11. Februar tatsŠchlich zurŸcktrat. 
Es ist somit mšglich unter RŸckgriff  auf  die 
tunesischen Ereignisse den Zeitpunkt der 
Šgyptischen Revolution institutionalistisch zu 
erklŠren, ohne in behavioralistischer Tradition auf  
VerŠnderungen der zugrundeliegenden PrŠfe-
renzen der politischen Akteure eingehen zu 
mŸssen. Vielmehr scheint die beobachtbare 
revolutionŠre Entwicklung in erster Linie einer 
institutionellen Dynamik geschuldet zu sein. In 
€gypten zeigte sich, wie historische Kontingenz 
eine folgenreiche Kettenreaktion auslšsen kann. 
Durch die Ereignisse in Tunesien verlor mit dem 

vorherrschenden Interpretationsrahmen eine we-
sentliche Institution ihre SelbstverstŠndlichkeit, 
was dann quasi automatisch den Fall weiterer 
Institutionen des alten Systems befeuerte, bis die 
Demonstrierenden am Ende tatsŠchlich ihre Ð 
wiederum nur im Kontext der jetzigen Situation 
verstehbaren Ð Interessen durchsetzen konnten. 
Genau dies ist meiner Ansicht nach auch der 
Mechanismus, der die lawinenartige Ausbreitung 
von Revolten erklŠrt, nŠmlich das Zusammenspiel 
der von der behavioralistischen Revolutions- und 
Transformationstheorie benannten notwendigen 
Bedingungen als Ursache und die institutionelle 
Dynamik im Hinblick auf  interpretative frames  als 
Auslšser eines †bergreifens von Unruhen. 
 
 
4 Das kritische Potential des neuen 

Institutionalismus 

Das Šgyptische Beispiel illustriert zudem gut das 
kritische Potential und die normativen 
Implikationen einer institutionalistischen Pers-
pektive. Musste man von einem behavio-
ralistischen Standpunkt aus das Ausbleiben 
populŠrer Kritik in €gypten als politische Gleich-
gŸltigkeit der Bevšlkerung deuten, so erlaubt die 
BerŸcksichtigung der oben beschriebenen Institu-
tionen die Existenz latenter FreiheitswŸnsche trotz 
oberflŠchlicher StabilitŠt der Autokratie und 
unterstreicht so die Mšglichkeit der UniversalitŠt 
liberaler Rechte. Zu dieser Einsicht kam auch der 
deutsche Au§enminister, der sich nach einem 
Besuch in Kairo genštigt sah, Vorurteile Ÿber die 
generelle DemokratieunfŠhigkeit islamisch 
geprŠgter Staaten zu revidieren (vgl. Westerwelle 
2011). Hier wird deutlich, dass eurozentristische 
Kritik hŠufig auch einer Blindheit gegenŸber 
institutionellen Kontexten geschuldet ist. Gleich-
zeitig vermeidet die institutionalistische Perspek-
tive strukturalistische Akteursvergessenheit und 
zeigt, dass individuelle Interessen und Handeln 
entscheidend sind Ð wenn man sie im 
institutionellen Kontext betrachtet. 
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Lina KŸgler 
Die OPEC: Ist das Erdšlkartell dem Untergang geweiht? 

 
 
Die Entstehung der OPEC war zunŠchst eine Erfolgsgeschichte der Auflehnung einiger armer, aber erdšl-
reicher LŠnder gegen westliche Gro§konzerne. In den 1970er Jahren hatte die Organisation Ð nur rund 
zehn Jahre nach ihrer GrŸndung Ð enormen Einfluss auf einen der weltweit wichtigsten MŠrkte und da-
durch auch ein starkes politisches Gewicht. Doch was ist seither aus dem Erdšlkartell geworden? Und wie 
wird sich die OPEC in Zukunft weiterentwickeln? Zur Beantwortung dieser Fragen mŸssen sowohl ško-
nomische, škologische, innen- und au§enpolitische Aspekte einbezogen werden. FŸr einen weiterhin starken 
Einfluss sprechen die ZugestŠndnisse, welche die westliche Welt den Mitgliedern vor allem im wirtschaftli-
chen Bereich macht, sowie die starke Konzentration der Erdšlreserven innerhalb der Organisation. Doch 
auch auf der anderen Seite stehen starke Argumente: So liegt wohl das Hauptproblem des Kartells noch 
stŠrker als in den Konsequenzen des Klimawandels vor allem bei den Mitglieder selbst. Seit der GrŸndung 
besteht Uneinigkeit Ÿber die richtige Fšrderpolitik und mit dem ãarabischen FrŸhlingÒ, der in einigen Mit-
gliedslŠndern innenpolitische UmwŠlzungen angesto§en hat, kommt ein weiteres Fragezeichen hinzu. Den-
noch hŠtte die OPEC durchaus eine Zukunft: als demokratiefšrdernde Ÿberregionale Organisation roh-
stoffreicher Entwicklungs- und SchwellenlŠnder.    

 

 

1 Die OPEC-Staaten im Fokus der 
westlichen Medien 

Die LŠnder der OPEC bestimmen in unseren 
Tagen hŠufig die Schlagzeilen. Da ist zum einen 
der Irak, dessen Entwicklung nach dem Sturz von 
Saddam Hussein verfolgt wird und dessen Weg 
zur politischen StabilitŠt und EigenstŠndigkeit 
immer wieder von gewaltsamen RŸckschlŠgen 
durchkreuzt wird. Da ist der Iran, dessen PlŠne 
zur Atomarisierung sowie dessen PrŠsident durch 
sein Verhalten die westliche Welt stark beunruhi-
gen. Zudem die immer wieder aufflackernde Re-
volutionsbewegung, die zwar enorme Aufmerk-
samkeit in den westlichen Medien erreichte, im 
Iran selbst jedoch bislang erfolglos blieb. Aktuell 
liest und hšrt man allerorts von den Protesten und 
deren brutaler Niederschlagung in den …llŠndern 
Libyen und Saudi-Arabien, wobei hier der Aus-
gang noch ungewiss ist. Doch nicht nur die arabi-
schen und maghrebinischen Staaten, sondern auch 
das Land mit den grš§ten Erdšlreserven SŸdame-
rikas, Venezuela, macht mit seinem Staatsober-
haupt Hugo Chavez immer wieder Schlagzeilen, 
jŸngst vor allem auch durch die massive Unter-
stŸtzung des libyschen Diktators Gaddafi und 
dessen Vorgehen gegen die Bevšlkerung im eige-
nen Staat.  
Doch bleibt bei der Berichterstattung Ÿber die 
aktuellen Ereignisse meist au§er Acht, dass diese 
Staaten alle durch die Mitgliedschaft in einer ge-
meinsamen internationalen Organisation verbun-
den sind. Zeugt das weitgehende Ignorieren dieser 

Gemeinschaft durch die Medien von der Ohn-
macht der OPEC? Und welche Folgen werden die 
innenpolitischen UmwŠlzungen fŸr die Union 
haben? Es stellt sich also die Frage, ob die Organi-
sation der erdšlexportierenden LŠnder heute 
Ÿberhaupt noch Bedeutung und Macht besitzt und 
in welche Richtung sie sich in Zukunft entwickeln 
wird. Dies mšchte ich im Folgenden diskutieren, 
jedoch zunŠchst den Weg der OPEC zu ihrer 
heutigen Position kurz darstellen. 
 
 
2 Die OPEC zwischen Einflussmacht 

und Bedeutungsverlust  

2.1 Die Entwicklung der Macht der OPEC 

Die Geschichte der Entstehung der OPEC ist 
zunŠchst einmal die der Auflehnung der erdšlrei-
chen Staaten gegenŸber den westlichen MŠchten 
nach dem Zweiten Weltkrieg. Zu dieser Zeit wa-
ren die Lizenzen fŸr die …lfšrderung in der Hand 
von nur sieben gro§en Konzernen, den ãSeven 
SistersÒ und sollten eine GŸltigkeit von bis zu 75 
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Jahren haben. Die Staaten selbst erhielten zwar 
Steuereinnahmen von den …lkonzernen, jedoch 
keine direkte Gewinnbeteiligung. Auch der Preis 
fŸr das Rohšl wurde von den Unternehmen mehr 
oder weniger willkŸrlich festgelegt, da es keinen 
freien Markt fŸr Rohšl gab. Das ist darauf zurŸck-
zufŸhren, dass die ãSeven SistersÒ sowohl die 
Fšrderung des …ls, als auch dessen Weiterverar-
beitung integrierten. Da der Rohšlpreis jedoch die 
Grundlage fŸr die Steuerabgabe an die Ressour-
censtaaten darstellte, hatten die Unternehmen 
direkten Einfluss auf deren Hšhe. Die AnkŸndi-
gung einer Senkung des Rohšlpreises, auch be-
grŸndet durch die Erschlie§ung neuer …lquellen, 
stie§ deshalb auf Proteste der erdšlreichen LŠnder, 
die schlie§lich im Jahr 1960 zur GrŸndung der 
OPEC fŸhrte. Auch wenn die Macht der Organi-
sation zu Beginn noch recht gering war, so ge-
wann sie allmŠhlich und mit steigender Mitglieder-
zahl an Einfluss hinzu. UnterstŸtzend wirkte hier-
bei auch der Markteintritt mehrerer kleinerer Un-
ternehmen, welche die †bermacht der ãSeven 
SistersÒ in Verhandlungen beschnitten. Bis Ende 
der 1970er Jahre gelang es der OPEC alle Lizen-
zen fŸr die Erdšlfšrderung den Ressourcenstaaten 
zurŸckzufŸhren. Schon zuvor, wŠhrend der beiden 
…lkrisen 1973/74 und 1979 demonstrierte die 
Organisation ihre neue Macht. Dabei zeigte sie 
sich dazu bereit, diese auch fŸr die Durchsetzung 
politischer Interessen einzusetzen und entzog sich 
dabei der Verantwortung fŸr die SchŠden vor 
allem in den EntwicklungslŠndern, die durch ihr 
Verhalten und die dadurch enorm ansteigenden 
…lpreise verursacht wurden. (vgl. Rauscher 1989: 
22ff) 
Vor allem in den 1970er Jahren hat die OPEC 
gezeigt, welchen Schaden sie der Weltwirtschaft 
durch Preiserhšhungen durch Produktionsreduk-
tion zufŸgen kann und somit die Macht der Orga-
nisation demonstriert. Doch kommt ihr auch heu-
te, 30 Jahre nach der letzten gro§en …lkrise noch 
diese Bedeutung zu? 
 
2.2 StŠrkung der OPEC in Zukunft 

FŸr eine starke Position der OPEC auch in der 
Zukunft sprechen unterschiedlichste Aspekte. 
Diese umfassen die Sonderstellung der Mitglieds-
staaten in Bezug auf internationale Abkommen, 
die Vorteile die sich aus der Ressourcenverteilung 
ergeben sowie die weltwirtschaftliche Entwicklung 
und der zunehmende …lverbrauch aufstrebender 
Volkswirtschaften.  
 
2.2.1 Ausbau und Sonderrechte des Kartells 

Ein erstes Argument, dass fŸr einen Machtzu-
wachs fŸr die OPEC spricht, ist die Mšglichkeit 

der Ausweitung der Organisation durch das Ge-
winnen neuer Mitglieder. Zwar hatte die OPEC 
ihren stŠrksten Zuwachs innerhalb der ersten drei-
zehn Jahre ihres Bestehens Ð von fŸnf GrŸn-
dungsstaaten 1960 zu 13 Mitgliedern 1973 Ð je-
doch war deren Mitgliedschaft nie vollkommen 
geschlossen. Im Laufe der Jahre verlie§en Staaten 
die OPEC vorŸbergehend oder dauerhaft wie 
Ecuador oder Indonesien und andere kamen neu 
hinzu wie Angola 2007 (Witte / Goldthau 2009: 
257). Russland und Norwegen wurden im Jahr 
2000 in den Beobachterstatus erhoben und eine 
vollwertige Mitgliedschaft des Sudans sowie Ka-
sachstan wurde vorgeschlagen. Eine Integration 
beziehungsweise eine enge Kooperation mit die-
sen Staaten wŸrde eine enorme StŠrkung fŸr das 
Kartell zur Folge haben. Das Einbinden weiterer 
erdšlproduzierender LŠnder wŸrde nicht nur die 
Kontrolle Ÿber grš§ere Anteile an Ressourcen 
bedeuten, sondern auch den Marktanteil und die 
Kontrolle Ÿber den …lmarkt steigern. Zudem 
wŸrde sich die Anzahl der nicht ins Kartell einge-
bundenen Staaten verringern und somit die An-
zahl von Konkurrenten auf dem freien Markt 
verkleinern (Witte / Goldthau 2009: 258).  
Die so gewonnene zusŠtzliche Bedeutung als in-
ternationale Organisation wŸrde der OPEC mehr 
Gewicht verleihen und ihr bei internationalen 
Verhandlungen zum Beispiel um wirtschaftliche 
oder škologische Abkommen zu Gute kommen. 
Es ist strittig, ob sie diese Macht auch dazu nutzt, 
westliche Bestimmungen bezŸglich der Menschen-
rechte und dergleichen zu ignorieren. Oftmals 
wird auch den OECD-LŠndern vorgeworfen, sie 
wŸrden den OPEC-Staaten hier ZugestŠndnisse 
einrŠumen. FŸr den wirtschaftlichen Bereich trifft 
dies allerdings mit Sicherheit zu: Ressourcenstaa-
ten stimmen seltener internationalem Regelwerk 
zu, insbesondere wenn diese die SouverŠnitŠt im 
Energiesektor einschrŠnken (Harks 2007: 15). 
Dennoch sind die OPEC LŠnder Saudi-Arabien 
und Venezuela Mitglieder der Welthandelsorgani-
sation (WTO). Dabei wurden ihnen in der Tat 
gro§e ZugestŠndnisse eingerŠumt und ihnen ge-
stattet den Energiesektor von den Bestimmungen 
auszulassen. Es zeigt sich also, dass die westlichen 
Staaten, reprŠsentiert durch die OECD, heute der 
OPEC ebenso wenig entgegensetzen wie in den 
1970er Jahren (Harks 2007: 16).  
Die FortfŸhrung dieser Sonderrechte fŸr das Kar-
tell vor allem auch in Zusammenhang mit einer 
mšglichen Ausweitung der Organisation gesehen, 
spricht also fŸr eine Zunahme der Macht.  
 
2.2.2 Ressourcenverteilung zu Gunsten der 

OPEC 
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Dass die LŠnder der OPEC einen Gro§teil der 
Erdšlressourcen unter ihrer Kontrolle haben, ist 
an sich keine neue Entwicklung Ð schon mit der 
Zunahme der Mitgliedsstaaten in den 1960er und 
70er Jahren wuchsen die Erdšlreserven auf heute 
circa 75 Prozent (Von Hirschhausen et al. 2009: 
370). Auch wenn der gegenwŠrtige Marktanteil der 
Organisation lediglich 40 Prozent betrŠgt, so ist 
auf Grund der Reservenausstattung mittelfristig 
eine deutliche Steigerung zu erwarten.  
Entscheidend ist dabei allerdings nicht allein die 
QuantitŠt der kontrollierten Rohšlreserven, son-
dern vor allem deren QualitŠt. Denn insbesondere 
das arabische …l ist in der Fšrderung wesentlich 
gŸnstiger als etwa das in der Nordsee gewonnene. 
Da Erdšl bekannter Weise kein unendlicher Roh-
stoff ist, sitzt die OPEC hier mit ihren gro§em 
Anteil am lŠngeren Hebel. VerstŠrkt wird die Si-
tuation noch dadurch, dass sich bereits heute ab-
zeichnet, dass etwa das Nordseešl in den nŠchsten 
Jahr(zehnt)en erschšpft sein wird (Woyke 2007: 
379). Auch die Entdeckung neuer …lquellen au-
§erhalb der bereits bekannten Gebiete ist relativ 
unwahrscheinlich. Lediglich die Erschlie§ung 
unkonventioneller Vorkommen etwa in Form von 
…lsanden oder …lschiefer sowie die Nutzung un-
zulŠnglicher Regionen, beispielsweise die Polarre-
gion, scheint noch mšglich. Allerdings sind beide 
Mšglichkeiten relativ kostenintensiv und bei letz-
terem kommen noch Streitigkeiten bezŸglich der 
nationalen Eigentumsrechte hinzu (ZŸndorf 2008: 
287). Infolgedessen ist also zu erwarten, dass die 
AbhŠngigkeit der europŠischen und US-
amerikanischen Erdšlimporte aus den OPEC 
LŠndern noch weiter steigen wird, wodurch die 
Macht der Organisation zunimmt. 
 
2.2.3 Zunehmender …lverbrauch der Schwel-

len- und EntwicklungslŠnder 

Die AbhŠngigkeit der Energieversorgung der west-
lichen Staaten von den OPEC LŠndern wird also 
auf Grund der baldigen Erschšpfung alternativer 
…lquellen in Zukunft stark zunehmen. Doch Eu-
ropa und die USA sind lŠngst nicht mehr die ein-
zigen Importeure Ð aufstrebende Schwellen- und 
EntwicklungslŠnder drŠngen auf den Markt. Allen 
voran China, das sich vom Nettoexporteur zu 
einem der grš§ten Verbraucher entwickelt hat, mit 
einem Anstieg der …limporte um 250 Prozent von 
2000 bis 2006 (Harks 2007: 19). Da China  im Jahr 
2020 voraussichtlich der grš§te …lverbraucher der 
Welt sein wird, zeigt sich hier ein riesiger neuer 
Absatzmarkt fŸr die OPEC (ZŸndorf 2008: 268f). 
Dies ist fŸr die erdšlexportierenden LŠnder be-
sonders wichtig, da die EnergieintensitŠt des Wirt-
schaftswachstums in den westlichen hochentwic-
kelten LŠndern abnimmt. Allerdings betrifft dies 

nur einen relativ kleinen Teil der Weltbevšlkerung, 
so dass die Nachfrage nach Erdšl weiterhin Ÿber-
proportional zum Bevšlkerungswachstum anstei-
gen wird (ZŸndorf 2008: 280). Ob nun der RŸck-
gang der EnergieintensitŠt des wirtschaftlichen 
Wachstums die zunehmende AbhŠngigkeit vom 
OPEC-…l langfristig aufhebt, ist ungewiss. Sicher 
ist jedoch, dass kurz- und mittelfristig ein enormer 
Konkurrenzkampf entstehen wird zwischen den 
aufsteigenden und den etablierten Volkswirtschaf-
ten. Die OPEC befindet sich dabei in der privile-
gierten Position zwischen den Nachfragern wŠhlen 
zu kšnnen und diese auch gegeneinander ausspie-
len zu kšnnen (ZŸndorf 2008: 269). Dabei stellt 
sich auch die Frage, was die westlichen Staaten in 
diesem Wettbewerb der chinesischen Politik des 
Nichteinmischens in die inneren Angelegenheiten 
der OPEC-LŠnder entgegensetzen kann.   
Die zunehmende Macht der Organisation erdšl-
exportierender LŠnder basiert also im Wesentli-
chen auf zwei SŠulen: Zum einen auf der weiter 
bestehenden und der sich noch verstŠrkenden 
AbhŠngigkeit der etablierten Industriestaaten und 
zum anderen auf dem steigendem …ldurst der 
aufstrebenden Volkswirtschaften.  
 
2.3 SchwŠchung der OPEC 

Die Macht der OPEC haben die westlichen Staa-
ten vor allem wŠhrend der …lkrisen der 1970er 
Jahre zu spŸren bekommen und daraufhin ver-
sucht, ihre AbhŠngigkeit vom Kartell zu verrin-
gern. Doch nicht nur die gro§en Volkswirtschaf-
ten sind daran interessiert den Einfluss der Orga-
nisation einzudŠmmen, sondern auch die šlfšr-
dernden Nicht-OPEC Staaten. Aber auch das 
wachsende Interesse der Weltbevšlkerung an einer 
nachhaltigen Energiepolitik in Hinblick auf den 
Klimawandel schwŠcht die OPEC. Schlie§lich 
trŠgt jedoch die OPEC selbst den grš§ten Teil zu 
ihrem Machtverlust bei.  
 
2.3.1 Verhalten der šlfšrdernden Nicht-

OPEC-Staaten 

Wie bereits erlŠutert, zeigt sich die OPEC aufge-
schlossen gegenŸber einer mšglichen Aufnahme 
neuer Mitglieder. Bei genauerer Betrachtung wird 
jedoch deutlich, dass dies ebenso unwahrschein-
lich wie dekonstruktiv wŠre. Welchen Anreiz sollte 
etwa Russland haben die Zusammenarbeit Ÿber 
den Beobachterstatus hinaus zu erweitern? Als 
Vollmitglied der OPEC mŸsste sich die russische 
Energiepolitik den BeschlŸssen der Organisation 
beugen Ð ein fŸr den Kreml typisches Eingreifen 
in die internationale Politik mit dem Druckmittel 
der Energiereserven wŠre dann nicht mehr mšg-
lich (Witte / Goldthau 2009: 258). Die Wahrung 
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der UnabhŠngigkeit scheint auch fŸr aufstrebende 
…lexporteure wie Brasilien und Aserbaidschan 
attraktiver zu sein Ð sie dŸrfen auch auf Grund der 
fallenden Fšrdermengen aus Norwegen und Me-
xiko mittelfristig auf einen grš§eren Marktanteil 
hoffen (Witte / Goldthau 2009: 259). Insgesamt 
scheint es so, als ob sich fŸr die Nicht-OPEC 
Staaten ein offenes Konkurrenzverhalten auf dem 
Markt bezahlt macht und eine dauerhafte Zusam-
menarbeit mit dem Kartell nicht zu erwarten ist. 
Auch fŸr den unwahrscheinlichen Fall, dass die 
OPEC neue Mitglieder aufnehmen wird, hŠtte dies 
eher negative als positive Auswirkungen. Denn 
zusŠtzliche Mitglieder wŸrden wohl fŸr noch mehr 
Uneinigkeit sorgen und das ohnehin schon labile 
MachtgefŸge innerhalb der Organisation schwŠ-
chen (Witte / Goldthau 2009: 258). 
 
2.3.2 Konflikte der OPEC-Staaten unterein-

ander 

Neben der harten Konkurrenz auf dem Weltšl-
markt findet auch innerhalb der OPEC ein stŠndi-
ger Machtkampf statt. Ein Blick auf die Geschich-
te der Organisation zeigt, dass diese Konflikte 
auch in gewaltsamen Auseinandersetzungen enden 
kšnnen. Auch in Zukunft ist eine solche Eskalati-
on nicht auszuschlie§en. Konfliktpotenzial liegt 
vor allem in der wirtschaftlichen und politischen 
Stabilisierung des Iraks, die eine starke Erhšhung 
der Fšrdermenge mit sich bringen wird (Witte / 
Goldthau 2009: 257). Da der Irak Ÿber die dritt-
grš§ten Rohšlreserven verfŸgt, kšnnte vor allem 
Saudi Arabien seine Vormachtstellung innerhalb 
der OPEC gefŠhrdet sehen.   
Ein fŸr die Organisation grundlegendes Konflikt-
potenzial besteht zudem in den unterschiedlichen 
Vorstellungen Ÿber die richtige Fšrderpolitik. Sie 
wird jeweils bestimmt von der Grš§e der Res-
sourcen sowie der Bevšlkerung der LŠnder. So 
setzen bevšlkerungsreiche Staaten mit begrenzten 
…lreserven wie vor allem Iran und Irak aber auch 
Saudi-Arabien eher auf eine kurz- oder mittelfri-
stige Maximierung der …lrenten. Dagegen bevor-
zugen LŠnder mit einem sehr hohem …lvorkom-
men proKopf, wie Abu Dhabi oder Kuwait, eine 
Strategie der langfristigen Sicherung der Ressour-
cen (vgl. Askari 2006: 10f; ZŸndorf 2008: 259). 
Dadurch entstehen gro§e InteressengegensŠtze; 
das Aufstellen einer gemeinsamen Fšrderquote 
und eines fŸr alle gerechten Preises ist also schwie-
rig. Und auch die Disziplin innerhalb des Kartells 
wird nicht immer eingehalten, da es keine funktio-
nierenden Sanktionen bei †berschreitung der 
Fšrderquote gibt. Zwar ist Saudi-Arabien in der 
Lage durch seine Devisenreserven die eigene Pro-
duktion kurzfristig zu erhšhen oder zu verringern 
und somit den …lpreis zu beeinflussen. Dies nutzt 

der Staat zum einen um temporŠre Nachfrage-
schwankungen auszugleichen, setzt diese FŠhigkeit 
aber auch dazu ein, um andere Mitglieder bei 
QuotenŸberschreitungen zu disziplinieren. Jedoch 
bleibt es hier meist bei unglaubwŸrdigen Drohun-
gen, was die KartellstabilitŠt der OPEC in Frage 
stellt (vgl. Von Hirschhausen et al. 2009: 372). 
 
2.3.3 Konsequenzen des Klimawandels 

Dass bei der Verwendung von Erdšl, sei es nun 
als Kraftstoff fŸr Automobile, als Heizstoff oder 
in der industriellen Produktion, umweltschŠdliche 
Stoffe freigesetzt werden, ist schon lange bekannt. 
Doch allmŠhlich werden im Rahmen der Verein-
ten Nationen Ma§nahmen zum Klimaschutz wie 
etwa der Reduktion von CO2 Aussto§ ergriffen. 
Bislang haben die im Kyoto-Protokoll festgelegten 
Bestimmungen jedoch kaum fŸr EinnahmeausfŠlle 
der OPEC gesorgt, was aber vor allem auf einen 
Ausgleich durch hohe …lpreise zurŸckzufŸhren ist 
(Witte / Goldthau 2009: 261). Der zukŸnftige 
Einfluss der Organisation hŠngt also davon ab, 
wie schnell sich in den Industriestaaten aber auch 
in den extrem energieintensiven Entwicklungs- 
und SchwellenlŠndern alternative Energiequellen 
durchsetzen. Wenn dieser Weg eingeschlagen und 
zudem das System des Emissionshandels ausge-
baut wird, wŸrde dies in der Tat einen enormen 
Machtverlust fŸr die OPEC bedeuten. Denn der 
Handel mit Emissionen kommt faktisch einer 
Energiesteuer gleich, bei der direkt der Konsum 
verteuert wird, was wiederum die Nachfrage und 
somit das Einkommen fŸr die erdšlexportierenden 
Staaten verringern wird (Witte / Goldthau 2009: 
261).  
Doch wŠhrend bei den šlimportierenden Staaten 
allmŠhlich ein Umdenken in Richtung verantwor-
tungsvollerem Umgang mit dem Verbrauch von 
Ressourcen einsetzt, ist davon in den OPEC LŠn-
dern selbst noch wenig zu spŸren. Durch die staat-
liche Subventionierung ist dort das …l so gŸnstig, 
dass es ohne RŸcksicht auf Nachhaltigkeit ver-
schleudert wird. Dies geht in einigen FŠllen so 
weit, dass durch den hohen heimischen Verbrauch 
die Exporte verringert werden mŸssen Ð was Ein-
nahmeeinbu§en mit sich bringt (Witte / Goldthau 
2009: 263). Eine Energiewende, durch effizientere 
Nutzung der fossilen EnergietrŠger, wŠre hier also 
nicht nur ein škologischeres, sondern auch ein 
škonomischeres Vorgehen. Doch auf Grund des 
Festhaltens der OPEC an ihrer ãadaptationÒ Poli-
tik, also der Anpassung an den Klimawandel und 
nicht dem Versuch diesen zu stoppen oder zu 
mildern, ist eine solche Entwicklung nicht sehr 
wahrscheinlich (Witte / Goldthau 2009:263). Das 
hat zur Folge, dass die OPEC-Staaten durch ihren 
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hohen, subventionierten Eigenverbrauch Marktan-
teile und somit Einfluss verlieren. 
 
2.3.4 Innenpolitische Probleme der OPEC-

Staaten 

Der grš§te, aber zugleich auch unkalkulierbarste 
Einflussfaktor auf die Zukunft der OPEC ist die 
Entwicklung der innenpolitischen Probleme der 
Mitgliedsstaaten. Die aktuelle Eskalation in einigen 
der erdšlexportierenden Staaten hŠngt unmittelbar 
mit dem sogenannten ãRessourcenfluchÒ oder 
ãDutch DisseaseÒ zusammen und wurde von eini-
gen Experten bereits prophezeit (ZŸndorf 2008: 
289). Die Ursache der ãHollŠndischen KrankheitÒ 
ist vor allem die Tatsache, dass bei gro§em Res-
sourcenreichtum die Einnahmen des Staates všllig 
unabhŠngig vom Faktor Arbeit sind, was zu einer 
Verzerrung der ArbeitsproduktivitŠt sowie einer 
Erhšhung der WŠhrungsparitŠten fŸhrt. Da so alle 
Sektoren der Volkswirtschaft, die nicht in Verbin-
dung zu den Ressourcen stehen, kaum mehr eine 
Chance auf dem Markt haben, entstehen škono-
mische Monokulturen und Arbeitslosigkeit (MŸller 
2007: 12f). Das Problem der Arbeitslosigkeit wird 
in den arabischen und maghrebinischen …lstaaten 
noch dadurch verschŠrft, dass hier das Bevšlke-
rungswachstum grš§er ist als das der Wirtschaft. 
Zur Lšsung dieser enormen Probleme und der 
gerechten Verteilung der Erdšlrenten brŠuchte es 
ein politisches System mit starken Rechtstandards. 
In den meisten OPEC-Staaten sind allerdings eher 
autokratische Regime zu finden, deren FŸhrung 
die Renteneinnahmen weitgehend fŸr sich bean-
spruchen. Allerdings mŸssen diese kostenintensiv 
und škonomisch unproduktiv durch ein Netz von 
Korruption, LoyalitŠten und eines starken Sicher-
heitsapparats gesichert werden (Harks 2007: 24). 
Ob es in Folge der aktuellen Ereignisse in den 
OPEC Staaten Libyen und Saudi-Arabien zu einer 
Demokratisierungswelle aller Mitgliedsstaaten 
kommt, ist derzeit nicht absehbar. Fraglich bleibt 
dabei auch, ob die neuen Regierungen dann in der 
Lage sein werden, die Staaten langfristig zu stabili-
sieren und ob sie weiterhin mit den anderen erdšl-
exportierenden LŠndern als Kartell zusammenar-
beiten werden.       
 
 
3 Fazit: Neuorientierung der OPEC 

Eine abschlie§ende Prognose darŸber zu stellen, 
wohin der Weg der OPEC nun fŸhren wird, ist 
auf Grund der vielfŠltigen škonomischen, školo-
gischen, innen- und au§enpolitischen EinflŸssen 
nicht einfach. Jedoch lassen sich Tendenzen fest-
stellen, dass der Organisation schon jetzt nicht 
mehr die Bedeutung zukommt wie zu ihrer Hoch-

zeit in den 1970er Jahren und dass sich diese Ent-
wicklung auch in Zukunft durchsetzen wird. ZŸn-
dorf geht sogar soweit, das Erdšlkartell lediglich 
als eine ãvorŸbergehende Stšrung des global-
kapitalistischen SystemsÒ, als ein ãrevolutionŠres 
IntermezzoÒ zwischen dem Industriekapitalismus 
der ãSeven SistersÒ-Konzerne und des heutigen 
Finanzkapitalismus in dem Markt- und Bšrsenre-
geln den …lpreis bestimmen, zu beschreiben 
(ZŸndorf 2008: 271). Auch das steigende škologi-
sche Bewusstsein und die Entwicklung von Tech-
nologien die ohne den Verbrauch endlicher Res-
sourcen auskommen, zeigen den Weg in ein erdšl-
freies Zeitalter in dem die Organisation langfristig 
in der Bedeutungslosigkeit zu versinken droht.  
Ein vollstŠndiger Untergang der OPEC kann den-
noch fŸr unwahrscheinlich gehalten werden. Denn 
wie es bei internationalen Organisationen weit 
verbreitet ist, wird die Neuausrichtung meist der 
Auflšsung vorgezogen. Die OPEC kšnnte sich 
also von einem Kartell hin zu einer Gemeinschaft 
(ehemals) erdšlexportierender Staaten mit vielsei-
tigen Aufgaben wandeln. Neue Ziele fŸr eine sol-
che Organisation zu finden wŸrde nicht schwer 
fallen. Denn insbesondere die Faktoren, die zu 
einer SchwŠchung des Kartells fŸhren werden, 
kšnnen die betroffenen Staaten nur gemeinsam 
lšsen. So kšnnte sich eine neue OPEC zunŠchst 
den gro§en gesellschaftlichen Problemen ihrer 
Mitglieder widmen und den durch die aktuellen 
Proteste angestrebten Demokratisierungsprozess 
unterstŸtzen. Ein weiteres Ziel mŸsste vor allem 
im Wandel der wirtschaftlichen Ausrichtung der 
Staaten liegen, etwa durch den Ausbau des alterna-
tiven Energiesektors, um die schwindenden Ein-
nahmen der Erdšlproduktion kompensieren zu 
kšnnen. WŸrde sich die OPEC als eine demokra-
tiefšrdernde Organisation etablieren, so mŸsste 
die gerechte Verteilung der …lrenten einen wichti-
gen Platz einnehmen. Dies kšnnte etwa durch die 
Einrichtung von Staatsfonds geschehen durch die 
die BŸrger an den Einnahmen beteiligt werden 
(Askari 2006: 334).                                                    
Da die OPEC bereits in ihrer heutigen Struktur 
eine der wenigen Ÿberregionalen Organisationen 
von Entwicklungs- und SchwellenlŠndern ist, 
steckt hier viel Potenzial um soziale Verantwor-
tung zu Ÿbernehmen (MŸller 2007: 15). Ob es 
allerdings zu einer solchen Entwicklung kommt, 
hŠngt vor allem davon ab, ob es tatsŠchlich zu 
einer Demokratisierung in den arabischen Erdšl-
staaten kommt. Und das ist momentan noch sehr 
ungewiss.  
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Steffen Beigang 

Gesetzgebung zum gastronomischen Nichtraucherschutz in Berlin 
und Brandenburg 
Kooperation im deutschen Fšderalismus trotz unterschiedlicher Problemlagen 
 

Seit 2007 ist das Thema Nichtraucherschutz in der Gastronomie zunehmend auf die politische Agenda geraten und 

hat eine breite Diskussion ausgelöst, da hier wesentliche Grundrechte gegeneinander abgewogen werden müssen. Zwar 
wurde die Gesetzgebungskompetenz nach einigem Hin und Her den Ländern zuerkannt, doch diese erließen im 

Endeffekt alle sehr ähnliche Regelungen. Mit dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2008 mussten die Län-

der jedoch ihre Gesetze überarbeiten und orientierten sich sich stark an den Vorgaben des Gerichts. So sind auch die 
Nichtraucherschutzgesetze in Berlin und Brandenburg einander sehr ähnlich. Diese Arbeit stellt zunächst sowohl die 

Ursprungs- als auch die novellierten Gesetze beider Länder vergleichend gegenüber, um im Anschluss zu untersuchen, 
inwieweit sich die unterschiedliche Bedeutung der Gastronomie, institutionelle Faktoren (etwa die Berlin-

Brandenburgische Kooperation) und der Parteienwettbewerb auf die Gesetzgebung ausgewirkt haben. Während bei 
dem Ausgangsgesetz die außerordentlich enge intergouvernementale Abstimmung zwischen beiden Ländern zu sehr 

ähnlichen Regelungen führte, haben sich in Berlin die Fronten bis zur Gesetzesnovellierung so verhärtet, dass dieses 
Thema zu einem Unterscheidungsmerkmal im Parteienwettbewerb geworden ist. Erst an dieser Stelle wurde der Un-

terschied in der Gastronomie beider Länder - insbesondere in Bezug auf die sprichwörtliche Berliner Eckkneipe - re-

levant. 
 

 

1 Ein umstrittenes Thema kommt auf 
die Agenda 

War es vor zehn Jahren noch der Normalzustand, 
im šffentlichen Raum rauchen zu kšnnen, hat sich 
dieses seitdem fundamental verŠndert. VerfŸgten 
damals Nichtraucher Ÿber eigene Bereiche, so sind 
es heute die Bereiche, in denen das Rauchen er-
laubt ist, die explizit gekennzeichnet werden. 
Grundlegend fŸr diese VerŠnderung waren inter-
nationale Ereignisse, wie etwa das GrŸnbuch ãFŸr 
ein rauchfreies Europa: Strategieoptionen auf EU-
EbeneÒ der EuropŠischen Kommission (2007) 
und die Tabakrahmenkonvention der Weltge-
sundheitsorganisation (Deutscher Bundestag 
19.11.2004).1 Besonderes Augenmerk wurde dabei 
stets auf den Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz 
gelegt, da die BeschŠftigten dem unfreiwilligen 
Tabakkonsum hier nicht ausweichen kšnnen. 
Insbesondere das Rauchen in der Gastronomie 
war umstritten, weil dort verschiedene elementare 
RechtsgŸter aufeinandertreffen: Zum einen die 
persšnliche Freiheit des Einzelnen (Art. 2 Abs. 1 
GG), fŸr den der Tabakkonsum traditionell zu 
gesellschaftlichen und geselligen AnlŠssen gehšrt; 
zum anderen der Gesundheitsschutz von Ange-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
1 WŠhrend die Tabakrahmenkonvention vor allem von Regu-
lierungsmšglichkeiten gegen Tabakkonsum im Sinne eines 
Gesundheitsschutzes (hierzu zŠhlen unter anderem AufklŠ-
rung, preisbezogene Ma§nahmen, Verpackung aber auch 
Schutz vor Passivrauchen) auch den Rauchern gegenŸber 
handelt, kommt der Gedanke des Nichtraucherschutz im 
GrŸnbuch der EuropŠischen Kommission wesentlich stŠrker 
zur Geltung.  

stellten und anderen GŠsten (Art. 2 Abs. 2 GG). 
Aber auch die Gewerbefreiheit der Gastronomen 
steht dabei zur Disposition, da ihnen wirtschaftli-
che Einbu§en drohen (Art. 12 Abs. 1 GG). 
Als das Thema auf der politischen Agenda in der 
Bundesrepublik auftauchte, begann alsbald eine 
Diskussion, welche Ebene Ÿber die notwendigen 
Gesetzgebungskompetenzen im GaststŠttenrecht 
verfŸge.2 WŠhrend die einen bereits vor der Fšde-
ralismusreform I eine ErfŸllung der Erforderlich-
keitsklausel und damit eine Bundeskompetenz 
erkannten (Siekmann 2006), gab es auch die ent-
gegengesetzten Ansichten, die bereits vor der Fš-
deralismusreform aber erst recht durch die †ber-
tragung des GaststŠttenrechts in die LŠnderhoheit 
keine Bundeskompetenz erkennen konnten (Rossi, 
Lenski 2006). Diese rechtlichen Schwierigkeiten 
fŸhrten schlie§lich zur Aufgabe einer Bundesge-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
2 Bereits frŸhzeitig reklamierten die LŠnder die Gesetzge-
bungskompetenzen fŸr sich (Bundesrat 2007). 
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setzinitiative im Bereich des gastronomischen 
Nichtraucherschutzes.3 
Im folgenden sollen vergleichend die Rahmenbe-
dingungen fŸr die Gesetzgebung des Nichtrau-
cherschutzes in der Gastronomie4 in Berlin und 
Brandenburg untersucht werden. Bei den verab-
schiedeten Gesetzen kann insgesamt ein hoher 
Grad an †bereinstimmung zwischen beiden LŠn-
dern festgestellt werden und das obwohl sich die 
Gastronomielandschaft grundlegend unterschei-
det. Ein Vergleich zwischen Berlin und Branden-
burg liegt nicht nur wegen des Šhnlichen Ergeb-
nisses bei unterschiedlicher Problemlage nahe, 
sondern bietet sich ebenfalls aufgrund der direkten 
Nachbarschaft und der damit einhergehenden 
Kooperation beider LŠnder an. Auch die parteipo-
litische Konstellation erscheint bei einer solchen 
GegenŸberstellung interessant: Stellt die SPD auch 
in beiden FŠllen den Regierungschef, so hat sie im 
relevanten Zeitraum mit der Linken in Berlin und 
der CDU in Brandenburg doch sehr unterschiedli-
che Koalitionspartner. Mit dem hier verwendeten 
Analysekonzept von Julia von Blumenthal (2010) 
kšnnen Parteienwettbewerb, Problemrelevanz 
aber auch finanzielle LeistungsfŠhigkeit sowie 
institutionelle Faktoren einbezogen werden, um 
Ursachen fŸr Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
in den Regelungen beider LŠnder zu finden. 
 
 
2 Vergleich der Regelungen in Berlin 

und Brandenburg 

 Der Gesetzgebungsprozess verlief im gesamten 
Bundesgebiet parallel, so dass bis Juli 2008 in allen 
BundeslŠndern ein erstes Nichtraucherschutzge-
setz in Kraft trat, in der Folgezeit wurden diese 
nach den Urteilen mehrerer Landesverfassungsge-
richte und dem des Bundesverfassungsgerichtes 
vom 30.07.2008 Ÿberarbeitet. Auch in Berlin und 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
3 Im Bereich des Nichtraucherschutzes in šffentlichen Ver-
kehrsmitteln und anderen der Bundeskompetenz zugehšrigen 
Bereichen ist der Bund dagegen aktiv geworden. In der Ar-
beitsstŠttenverordnung hat der Bund jedoch explizit den 
Nichtraucherschutz insoweit eingeschrŠnkt, ãals die Natur des 
Betriebes und die Art der BeschŠftigung es zulassenÒ (Ar-
beitsstŠttenverordnung - ArbStŠttV vom 18.12.2008, ¤¤ 5 
Abs. 2). Das hat faktisch den Ausschluss von GaststŠtten aus 
dem Nichtraucherschutz zur Folge. 
4 Der Untersuchungsgegenstand wird dabei insoweit einge-
schrŠnkt, als dass von einem engen Begriff der Gastronomie 
ausgegangen wird, welcher lediglich die Speise- und Schank-
wirtschaften beinhaltet. ErgŠnzend soll immer wieder der 
Blick auf die Diskotheken geworfen werden, die durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts in den Fokus der Dis-
kussion gerŸckt sind und wo sich in Berlin und Brandenburg 
unterschiedliche Regelungen in Bezug auf eine Gleichsetzung 
mit GaststŠtten ergaben. Weitere Gebiete, wie etwa Beherber-
gungsbetriebe und Spielhallen, werden nicht genauer betrach-
tet. 

Brandenburg wurde der Policy-Circle bisher jeweils 
zweimal komplett durchlaufen (vgl. Blum, Schu-
bert 2009: 134Ð140).5 Die jeweiligen Gesetze wei-
sen gro§e €hnlichkeiten auf, so verbieten beide - 
wie auch alle anderen LŠnder - grundsŠtzlich das 
Rauchen in Restaurants und bestimmen davon 
ausgehend Ausnahmen (Wiesel 2010: 63).  
 
2.1 Die ursprŸnglichen Nichtraucher-

schutzgesetze 

Die Ausnahmeregelungen in Berlin und Branden-
burg waren im ersten Gesetzestext beinahe iden-
tisch. So hie§ es im Berliner Nichtraucherschutz-
gesetz: 
 

ã[...] kšnnen die Betreiberin oder der Betrei-
ber in der GaststŠtte [...] abgetrennte Neben-
rŠume einrichten, in denen das Rauchen er-
laubt ist, wenn voneinander getrennte und 
abgeschlossene RŠume sowohl fŸr rauchende 
GŠste als auch fŸr nicht rauchende GŠste zur 
VerfŸgung stehenÒ (NRSG vom 16.11.2007, 
¤¤ 4 Abs.3). 

 
Inhaltlich gleich formuliert der Brandenburger 
Gesetzgeber: 
 

ãEbenso gilt das Rauchverbot nicht in Ne-
benrŠumen von Hotels, GaststŠtten [É]. 
RŠume, in denen geraucht werden darf, mŸs-
sen baulich von den Ÿbrigen RŠumen getrennt 
sein, dass ein stŠndiger Luftaustausch nicht 
bestehtÒ (BbgNiRSchG vom 18.12.2007, ¤¤ 4 
Abs.2). 

 
Oberster Grundsatz fŸr solche Ausnahmen ist den 
GesetzesantrŠgen zufolge, dass keine Gesund-
heitsgefahren fŸr Dritte entstehen.6 
In ihrer BegrŸndung fŸr den Gesetzentwurf wei-
sen beide Landesregierungen ausdrŸcklich darauf 
hin, dass es sich bei den RaucherrŠumen tatsŠch-
lich nur um NebenrŠume handeln darf (vgl. Land-
tag Brandenburg 2007b: 17 und Abgeordneten-
haus Berlin 2007b: 13). Zwar erklŠren sowohl 
Brandenburg (Landtag Brandenburg 2007b: 17) als 
auch Berlin (Abgeordnetenhaus Berlin 2007b: 13), 
dass als NebenrŠume keine abgetrennte Raumteile 
etwa durch VorhŠnge zŠhlen und das der Zutritt 
zu den Nichtraucherbereichen ohne Durchqueren 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
5 In Bayern und dem Saarland wurde der Policy-Circle dage-
gen schon ein drittes Mal durchlaufen, in beiden LŠndern 
wurde ein vollstŠndiges Rauchverbot in der Gastronomie 
ohne Ausnahmen eingefŸhrt. 
6 Im Berliner Nichtraucherschutzgesetz wird dieses in            
¤ 4 Abs. 5 auch ausdrŸcklich benannt: ãGesundheitsgefahren 
durch Passivrauchen sind bei allen Ausnahmeregelungen 
auszuschlie§enÒ (NRSG vom 16.11.2007, ¤¤ 4 Abs.5). 
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der Raucherbereiche mšglich sein muss7, der Ber-
liner Senat definiert diese aber zusŠtzlich Ÿber die 
Anzahl der PlŠtze: ãDabei muss die Anzahl der 
PlŠtze im Nichtraucherbereich deutlich hšher sein, 
als die Anzahl der PlŠtze in [sic!] Raucherraum. 
NebenrŠume sind nicht die Haupt(gast)-RŠumeÒ 
(Abgeordnetenhaus Berlin 2007b: 13). Dieser 
klaren Definition steht fŸr Brandenburg lediglich 
eine unbestimmte Prognose gegenŸber, die auch 
fŸr Abweichungen offen ist: ãIn der Regel wird es 
sich bei den NebenrŠumen um kleinere RŠume 
handelnÒ (Landtag Brandenburg 2007b: 17). Zu-
mindest vorŸbergehend war in Berlin sogar das 
Bedienen von GŠsten in RaucherrŠumen nicht 
gestattet. Diese Regelung wurde jedoch von der 
Senatsverwaltung im Juli 2008 zurŸckgezogen, da 
sie offensichtlich grundgesetzwidrig war (Wiesel 
2010: 65Ð66).8 
Gewichtiger als dieser eher theoretische Unter-
schied in der Beschreibung von NebenrŠumen ist 
jedoch die Bedeutung von Raucherklubs, die in 
Berlin nicht erlaubt sind. Diese zu VereinsrŠum-
lichkeiten umdeklarierten GaststŠtten eršffnen in 
Brandenburg die Mšglichkeit auch weiterhin in 
der Gastronomie zu rauchen. Wird ein solcher 
Raucherklub von den dafŸr zustŠndigen Ord-
nungsbehšrden nicht beanstandet9, kann auf diese 
Weise das Rauchverbot umgangen werden (Wiesel 
2010: 64).  
Einen bedeutsamen Unterschied zwischen beiden 
LŠndern gibt es bei der Regelung zu Diskotheken. 
Sowohl die Brandenburger Landesregierung als 
auch der Berliner Senat haben in ihren Gesetzes-
antrŠgen ein vollstŠndiges Rauchverbot gefordert. 
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens wurde 
das in Berlin allerdings nur noch fŸr Diskotheken 
aufrecht gehalten zu denen Personen unter 18 
Jahren Zugang haben. Das wird von den Regie-
rungsfraktionen als konsequente Gleichstellung 
von Restaurants und Diskotheken gewertet (Ab-
geordnetenhaus Berlin 2007e: 5). 
Insgesamt sind die Unterschiede zwischen Berlin 
und Brandenburg im Nichtraucherschutz in der 
Gastronomie nur gering,10 lediglich bei den soge-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
7 Damit unterscheiden sich beide LŠnder etwa von den Rege-
lungen in Baden-WŸrttemberg und Rheinland-Pfalz. 
8 Unaufgefordert hat sich hierzu auch das Bundesverfas-
sungsgericht kritisch geŠu§ert (Bundesverfassungsgericht, 
Urteil vom 30.07.2008, Rn. 98Ð100). 
9 Das ist jedoch an strenge Regeln geknŸpft: z.B. dass es sich 
tatsŠchlich um eine VereinsgaststŠtte handeln muss, die sich 
durch eine feste Mitgliederstruktur, Einlass nur fŸr Mitglieder 
(inklusive Einlasskontrollen) und die Nichtmšglichkeit die 
Mitgliedschaft fŸr einen Abend zu erwerben auszeichnet 
(Ministerium fŸr Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
2009).  
10 In seiner Studie ãDichter oder sich lichtender RauchÒ stellt 
Christian Wiesel dennoch einen grš§eren Unterschied zwi-
schen den Berliner und Brandenburger Regeln fest (Wiesel 

nannten Raucherklubs, den Diskotheken und dem 
anfŠnglichen Bedienverbot in den Berliner Rau-
cherrŠumen weichen die Gesetze voneinander ab. 
Dabei wŠren durchaus auch andere Regelungen 
mšglich gewesen, wie der Blick in andere LŠnder 
zeigt. So hat Bayern etwa als einziges Land ein 
Rauchverbot eingefŸhrt, ohne Ausnahmemšglich-
keiten fŸr NebenrŠume vorzusehen und das Saar-
land ermšglichte ausschlie§lich inhabergefŸhrten 
GaststŠtten, sich ohne EinschrŠnkungen zu Rau-
cherlokalen zu erklŠren. In Bayern, Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein ist Rauchen bei 
geschlossenen Gesellschaften im ganzen GaststŠt-
tenbereich erlaubt (Wiesel 2010: 64Ð65).  
 
2.2 Die neuen Regelungen nach dem Urteil 

des Bundesverfassungsgerichts  

Sowohl in Rheinland-Pfalz als auch in Sachsen 
hatten die Landesverfassungsgerichte bereits frŸh-
zeitig die jeweiligen Landesnichtraucherschutzge-
setze per einstweiliger Anordnung zumindest teil-
weise modifiziert. So durften sich in beiden LŠn-
dern ausschlie§lich inhabergefŸhrte Ein-Raum-
GaststŠtten zu Raucherlokalen erklŠren (Wiesel 
2010: 63Ð64). Ausschlaggebend dafŸr war die 
Ungleichbehandlung von kleineren GaststŠtten, 
welche nicht in der Lage seien einen Raucherraum 
einzurichten. Eben dieses war auch die Argumen-
tation, die das Bundesverfassungsgericht bei seiner 
Entscheidung gegen die Nichtraucherschutzgeset-
ze von Berlin und Baden-WŸrttemberg verwende-
te (Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 
30.07.2008, Rn. 140-146). Grundgesetzwidrig sei 
es demnach, bei dem Erlass von Rauchverboten 
mit Ausnahmeregelungen bestimmte Gruppen 
hiervon auszunehmen, wie das in beiden LŠndern 
mit der getrŠnkegeprŠgten Kleingastronomie ge-
schehen sei. Die KlŠger wandten sich auch gegen 
die Regelung fŸr Diskotheken in Baden-
WŸrttemberg, die weitgehend mit der Branden-
burger Ÿbereinstimmte, wonach hier ein vollstŠn-
diges Rauchverbot galt. Es stelle ãeinen gleich-
heitswidrigen BegŸnstigungsausschluss dar, wenn 
gesetzlich in GaststŠtten zugelassene RaucherrŠu-
me in Diskotheken untersagt sindÒ (Bundesverfas-
sungsgericht, Urteil vom 30.07.2008, LeitsŠtze). 
Mit seinem Richterspruch hat das Bundesverfas-
sungsgericht nicht nur die bisherigen Regelungen 
in Berlin und Baden-WŸrttemberg fŸr grundge-
setzwidrig erklŠrt, auch fast alle anderen LŠnder 
waren davon betroffen, da sie vergleichbare Rege-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
2010: 71-72; 163-171). Das liegt jedoch vor allem an der 
Verwendung eines erweiterten Gastronomiebegriffes, bei dem 
die hier nicht beachteten Hotels und Spielbanken mit einbe-
zogen werden. Zudem legt er seine Operationalisierung expli-
zit darauf aus, Unterschiede zwischen den LŠndern mšglichst 
deutlich hervortreten zu lassen. 
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lungen zum gastronomischen Nichtraucherschutz 
in ihren Gesetzen getroffen hatten. FŸr die als 
grundgesetzwidrig anerkannten Gesetze beschloss 
das Bundesverfassungsgericht zugleich †ber-
gangsregelungen, die die betreffenden Passagen 
ersetzten. So konnten danach die Inhaber zu-
nŠchst selbst entscheiden, ob das Rauchen in ih-
rem Lokal gestattet sein soll oder nicht, wenn es 
sich um GaststŠtten handelt 
 

ãmit weniger als 75 Quadratmetern GastflŠ-
che und ohne abgetrennten Nebenraum, zu 
denen Personen mit nicht vollendetem 18. 
Lebensjahr der Zutritt verwehrt wird, der 
GaststŠttenbetreiber [É] Ÿber eine GaststŠt-
tenerlaubnis verfŸgt, die das Verabreichen 
zubereiteter Speisen zum Verzehr an Ort und 
Stelle nicht einschlie§t, und wenn die Gast-
stŠtte am Eingangsbereich in deutlich erkenn-
barer Weise als RauchergaststŠtte, zu der Per-
sonen mit nicht vollendetem 18. Lebensjahr 
keinen Zutritt haben, gekennzeichnet ist.Ò 
(Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 
30.07.2008) 

 
Die so eingesetzte †bergangsregelung ist von 
besonderer Bedeutung, da sich alle Landesgesetz-
geber an ihr orientierten - so auch in Berlin und 
Brandenburg. Beide Ÿbernahmen die fŸnf Kriteri-
en des Bundesverfassungsgerichtes (Grš§e bis 75 
m!, nur ein Gastraum, kein Zutritt fŸr unter 18-
JŠhrige, keine zubereiteten Speisen, Kennzeich-
nung als Raucherlokal), nach denen die Gastro-
nomen selber Ÿber ein Rauchverbot entscheiden 
kšnnen (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin 2009a und 
Landtag Brandenburg 2009b). In Berlin muss 
zudem das zustŠndige Bezirksamt darŸber infor-
miert werden. Weitergehend hat man das Kriteri-
um des Zutrittsverbots fŸr unter 18-JŠhrige in 
beiden LŠndern auch als Regelung fŸr NebenrŠu-
me neu Ÿbernommen. 
WŠhrend Berlin in einem Informationsflyer den 
Begriff der ãvor Ort zubereitete[n] SpeisenÒ nŠher 
definiert, bleibt der fŸr Brandenburg verwendete 
Begriff der ãzum alsbaldigen Verzehr zubereiteten 
SpeisenÒ unbestimmt. Vielmehr wird in den online 
FAQ des Ministeriums fŸr Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz erlŠutert, dass die Gast-
stŠtte nur Ÿber eine Schankerlaubnis verfŸgen darf, 
ãdas hei§t, [sie] bietet keine selbst zubereiteten 
Speisen anÒ (2009). Nimmt man beide Aussagen 
zusammen, so scheint die Regelung hier strenger 
zu sein als in Berlin. Denn fŸr Berliner Raucher-
gaststŠtten ist das primŠre Ziel nicht die Trennung 
von Speise- und Rauchgenuss sondern zwischen 
dem Ort der Speisenzubereitung und dem des 
Tabakkonsums (vgl. Wiesel 2010: 77). Anders lŠsst 

es sich kaum erklŠren, warum die Landesregierung 
ausdrŸcklich das Angebot von ãessfertige[n] Spei-
sen (selbst eingekauft oder angeliefert)Ò (Senats-
verwaltung fŸr Gesundheit 2009: 5) zulŠsst. Im 
Gegensatz zu anderen LŠndern haben aber weder 
Berlin noch Brandenburg weitergehende Regelun-
gen erlassen, nach denen etwa RauchergaststŠtten 
inhabergefŸhrt sein mŸssten oder sie Ÿber mehr 
als einen Gastraum verfŸgen kšnnen (vgl. ausfŸhr-
lich Wiesel 2010: 75Ð81).11 
Mit der ausdrŸcklichen Ausnahme der Wasserpfei-
fen-Cafes vom Rauchverbot, wenn keine alkoholi-
schen GetrŠnke angeboten werden, der GeschŠfts-
schwerpunkt auf dem Shisha-Konsum liegt, eine 
Kennzeichnung erfolgt und der Zutritt fŸr unter 
18-JŠhrige verboten ist (Abgeordnetenhaus Berlin 
27.05.2009, Senatsverwaltung fŸr Gesundheit 
2009: 5), hat Berlin ein bundesweites Unikum 
geschaffen (Wiesel 2010: 79). Mit dieser Regelung 
folgt der Gesetzgeber einer einstweiligen Anord-
nung des Landesverfassungsgerichts (Verfas-
sungsgerichtshof des Landes Berlin 2008). In 
Brandenburg gelten fŸr Wasserpfeifen-Cafes da-
gegen die gleichen Regeln wie in allen anderen 
GaststŠtten (Ministerium fŸr Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz 2009). Damit ist der Shis-
ha-Konsum - und somit auch der eigentliche 
Zweck eines solchen Lokals - nur in NebenrŠu-
men mšglich oder in GaststŠtten von unter 75 m! 
Grš§e. 
Eine Angleichung der Regelungen gab es dagegen 
bei den Diskotheken. Galt in Brandenburg bis 
zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts ein 
vollstŠndiges Rauchverbot, so ist dieses jetzt inso-
weit eingeschrŠnkt, dass es nur noch fŸr Disko-
theken gilt, zu denen Personen unter 18 Jahren 
Zutritt haben (Landtag Brandenburg 03.06.2009, 
Art. 1 Abs. 1b). In allen anderen Diskotheken darf 
in einem Nebenraum ohne TanzflŠche ein Rau-
cherraum eingerichtet werden. Damit stimmen die 
Regelungen von Berlin und Brandenburg hier 
vollstŠndig Ÿberein.12 
Insgesamt haben sich mit den Gesetzesnovellie-
rungen die Unterschiede zwischen Berlin und 
Brandenburg eher verstŠrkt. Das liegt jedoch nicht 
zuletzt an dem hšheren Regelungsbedarf, der mit 
der EinfŸhrung von RauchergaststŠtten einher-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
11 Der Vergleich mit anderen LŠndern zeigt auch, dass die 
Spannbreite fŸr mšgliche Regelungen noch wesentlich grš§er 
ist. So dŸrfen etwa in Sachsen alle Formen von Speisen ange-
boten werden, in Baden-WŸrttemberg nur kalte und in Bayern 
war es entscheidend, dass das GetrŠnkeangebot grš§er ist als 
das der Speisen (Wiesel 2010: 76Ð77). 
12 In anderen LŠndern gelten dagegen abweichende Regelun-
gen, wie ein Zutrittsverbot fŸr MinderjŠhrige zum Raucher-
raum (z.B. ThŸringen), keine ZutrittsbeschrŠnkungen (z.B. 
Niedersachsen) oder auch die Mšglichkeit von TanzflŠchen 
im Nebenraum (z.B. Hamburg) (Wiesel 2010: 78). 
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geht. Aber auch der bereits dargestellte Unter-
schied in Bezug auf Raucherklubs wurde beibehal-
ten. Eine weitere Abweichung ist mit der Berliner 
Sonderregelung fŸr Wasserpfeifen-Cafes entstan-
den; im Gegenzug haben sich dafŸr die Regelun-
gen in Diskotheken angeglichen. Dennoch kann 
konstatiert werden, dass die grundsŠtzlichen Eck-
punkte identisch sind, erst bei der detaillierteren 
Regelung Ÿber Art und Form eines Speiseangebots 
in RauchergaststŠtten weichen beide LŠnder von-
einander ab.  
 
 
3 Ursachen fŸr Šhnliche Regelungen 

Als Analysekonzept fŸr die ErklŠrung einheitlicher 
Regelungen soll im Folgenden ein von von Blu-
menthal (2010) entwickeltes Konzept verwendet 
werden. Dabei werden vier13 verschiedene Dimen-
sionen untersucht, die Einfluss darauf haben sol-
len, ob sich bei einem Politikfeld unitarische oder 
landesspezifische Lšsungen durchsetzen. Diese 
Dimensionen, die im Folgenden genauer fŸr den 
gastronomischen Nichtraucherschutz in Berlin 
und Brandenburg betrachtet werden sollen, sind 
die Problemrelevanz, die finanzielle LeistungsfŠ-
higkeit, institutionelle Faktoren und der Parteien-
wettbewerb. 
Auf eine ausfŸhrliche Darstellung der Dimension 
der finanziellen LeistungsfŠhigkeit kann bei dem 
gastronomischen Nichtraucherschutz jedoch ver-
zichtet werden, da keine direkten Kosten fŸr die 
LŠnder entstehen. Erst in zweiter Linie, durch die 
Kontrollen zur Einhaltung des Gesetzes, sind 
finanzielle Lasten zu verbuchen, welche jedoch 
nicht fŸr die Gesetzgebung sondern eher fŸr die 
praktische Umsetzung des Gesetzes entscheidend 
sind.14 
 
3.1 Problemrelevanz 

Unter dem Faktor der Problemrelevanz fasst von 
Blumenthal ãdie spezifische Situation eines Lan-
desÒ (von Blumenthal 2010: 180) zusammen, die 
einen Einfluss auf die zu untersuchende politische 
Frage hat. Dazu zŠhlen vor allem sozialstrukturelle 
oder sozialškonomische Merkmale, die darŸber 
entscheiden, ob und wie ein Problem in einem 
Land wahrgenommen wird und ob man ihm eine 
Bedeutung zumisst. Falls die Problemrelevanz sehr 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
13 Die nicht nŠher erlŠuterte fŸnfte Dimension, die des Lob-
byismus, kann auch in dieser Arbeit nur angeschnitten wer-
den, da genauere Kenntnisse hierŸber kaum vorliegen. 
14 Wiesel stellt dabei fŸr zumindest fŸr Berlin fest, dass die 
Kontrollen in den einzelnen Bezirken mit sehr unterschiedli-
cher Strenge durchgefŸhrt wurden (Wiesel 2010: 96). Es sind 
hier also nicht nur Unterschiede zwischen, sondern auch 
innerhalb der LŠnder zu erwarten. 

unterschiedlich ist oder zumindest unterschiedlich 
wahrgenommen wird, so ist eher davon auszuge-
hen, dass sich fšderal verschiedene Lšsungen 
durchsetzen (von Blumenthal 2010: 181Ð184). 
Eine grundsŠtzlich unterschiedliche, subjektiv 
empfundene Problemrelevanz ergibt sich in bei-
den LŠndern aufgrund der Vorgeschichte und 
Diskussionen um den Nichtraucherschutz auf 
anderen Gebieten. WŠhrend sich in Brandenburg 
das Parlament bei den vorangegangenen Regelun-
gen zum Nichtraucherschutz stets mit geringer 
EmotionalitŠt auseinandersetzte und zum Teil 
offenbar fraktionsŸbergreifend abstimmte, sind in 
Berlin darŸber schon einige Schlachten geschlagen 
wurden.15 TatsŠchlich bemerkt die Abgeordnete 
Stefanie Winde (SPD): 
 

ãder Nichtraucherschutz dŸrfte in dieser Le-
gislaturperiode wohl das hŠufigste im Plenum 
besprochene Thema sein, denn es steht nun 
zum achten Mal hier auf der TagesordnungÒ 
(Abgeordnetenhaus Berlin 2009c: 4247). 

 
In derselben Debatte notiert Wolfgang Albers 
(Die Linke) seine Hoffnung, ãdass wir das Pro-
blem Nichtraucherschutzgesetz jetzt endlich ein-
mal ad acta legen kšnnen. Es hat lange genug 
gedauertÒ (Abgeordnetenhaus Berlin 2009c, 4251). 
Diese Beispiele deuten bereits an, dass in Berlin 
das Thema ãNichtraucherschutzÒ wesentlich um-
strittener war und ein Unterscheidungsmerkmal 
fŸr die politischen Parteien bildete (vgl. 3.3). Der 
stŠrkere Parteienwettbewerb und das zwischen-
zeitlich aussichtsreiche Volksbegehren haben zu 
einer insgesamt wesentlich stŠrker wahrgenomme-
nen Problemrelevanz gefŸhrt. In Brandenburg 
dagegen waren die parteipolitischen Fronten bei 
diesem Thema nicht in der Form verhŠrtet, was zu 
einer moderateren Diskussion und einer geringen, 
subjektiv empfundenen Problemrelevanz fŸhrte. 
In Bezug auf den gastronomischen Nichtraucher-
schutz lassen sich einige weitere Aspekte der Pro-
blemrelevanz finden. Deutliche Hinweise geben 
darauf sowohl die BegrŸndungen der Gesetzesan-
trŠge als auch die Plenardebatten in denen die 
Parlamentarier €nderungswŸnsche erklŠren und 
ebenfalls teilweise mit speziellen Konfigurationen 
des Landes begrŸnden.  
 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
15 Hauptstreitpunkt war dabei der Nichtraucherschutz in den 
GebŠuden des Berliner Abgeordnetenhauses, wobei es durch-
aus zu hitzigen, fraktionsŸbergreifenden Diskussionen kam. 
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Tabelle 1: Statistische Kennziffern des Tourismusgewerbes im LŠndervergleich 2007 
 

 Berlin Brandenburg 

Hotelleriebetriebe (in Klammer jeweils: Anzahl der Betten) 488 (76 168) 1003 (44 638) 

 Davon Gasthšfe 10 (233) 226 (4 516) 

 Davon Hotels 158 (49.397) 447 (31.327) 

Anzahl der †bernachtungen  
 Anteil auslŠndischer GŠste 

17.285.837 
38,26% 

9.934.912  
7,10% 

Umsatz des Gastgewerbes in Euro  
 Anteil am Bruttoinlandsprodukt des Landes 

2.400.000.000 
2,87% 

950.000.000  
1,81% 

Anzahl der BeschŠftigten im Gastgewerbe 
 Anteil an Gesamtzahl aller BeschŠftigten im Land 

55.100 
5,78% 

27.100 
3,79% 

 
Quelle: Eigene Zusammenstellung mit teils eigenen Berechnungen nach: Amt fŸr Statistik Berlin-Brandenburg 
2008a: 72, 342-344, 469; Amt fŸr Statistik Berlin-Brandenburg 2008b: 77, 406-409, 553; Amt fŸr Statistik Berlin-
Brandenburg [2008c]; Amt fŸr Statistik Berlin-Brandenburg [2008d], alle Zahlen stammen aus dem Jahr 2007 16 
 
 
3.1.1 GefŠhrdung durch Rauchen und Passivr

 auchen16 

Die grundsŠtzliche BegrŸndung fŸr einen besseren 
Nichtraucherschutz ist die Gefahr des Passivrau-
chens, auf die sowohl im Brandenburger als auch 
im Berliner Gesetzentwurf ausfŸhrlich und in 
genereller Form17 eingegangen wird.18 TatsŠchlich 
ist die Gefahr des Passivrauchens auch keineswegs 
lŠnderabhŠngig. Dennoch unterscheidet sich die 
Bedeutung des Rauchens zwischen Berlin und 
Brandenburg. So ist in Berlin der Anteil der rau-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
16 Um die Vergleichbarkeit der statistischen Kennziffern 
innerhalb dieser Arbeit zu gewŠhrleisten, konnten die teils 
vorhandenen neueren Daten nicht verwendet werden, da 
diese nicht sŠmtliche Informationen enthielten, die fŸr die 
vorliegende Darstellung notwendig waren. Zudem Šnderten 
sich mit dem Jahr 2008 die Klassifikation der Wirtschafts-
zweige, was eine Vergleichbarkeit ebenfalls unmšglich ge-
macht hŠtte. Soweit es sich jedoch Ÿberblicken lŠsst, sind die 
€nderungen der statistischen Werte nicht au§ergewšhnlich 
stark, so dass auch die vorliegenden Daten als aussagekrŠftig 
gelten kšnnen. 
17 Bis auf die beiden SŠtze: ãJedes Jahr sterben allein in Bran-
denburg 3.500 Menschen an den Folgen des Tabakkonsums. 
In Brandenburg rauchen 24 % der Frauen und 37 % der 
MŠnner.Ò (Landtag Brandenburg 2007b, 8) in der Gesetzes-
begrŸndung Brandenburgs sind beide Problemdarstellungen 
austauschbar und kšnnten in jedem anderen Land ebenso 
verwendet werden. Es wird kein Versuch unternommen, bei 
der Darstellung der Gefahren des Passivrauchens eine landes-
spezifische Problemlage zu konstruieren. 
18 So beginnen beide Landesregierungen ihre BegrŸndung fŸr 
ein solches Gesetz mit der Anzahl der durch Tabakkonsum 
verursachten Toten in ganz Deutschland, erlŠutern die wis-
senschaftlich bewiesene Gefahr des Passivrauchens, weisen 
die GefŠhrdungen des Rauchens ausdrŸcklich aus und benen-
nen die Zahl der Todesopfer durch Passivrauchen. In Berlin 
wird darŸber hinaus auch der Weg zu diesem Gesetz von der 
WHO-Tabakrahmenkonvention bis zu den GesprŠchen 
zwischen Bundes- und Landesregierungen dargestellt. 

chenden Erwachsenen au§ergewšhnlich hoch, 
wŠhrend Brandenburg jeweils einen Platz im (zu-
mindest bei MŠnnern: oberen) Mittelfeld belegt. 
Bei Kindern und Jugendlichen (15 bis 20 Jahre) ist 
dagegen in Brandenburg die Quote der Raucher 
besonders hoch, wŠhrend Berlin hier nur durch-
schnittliche Werte erreicht (Pštschke-Langer et al. 
2009: 32Ð33). Was zum einen ein Hinweis auf eine 
grš§ere Notwendigkeit des Nichtraucherschutzes 
sein kann, bedeutet zum anderen aber auch einen 
hšheren Anteil von Rauchern als WŠhler. Deshalb 
bleibt es fraglich, ob aber solche Statistiken tat-
sŠchlich eine unterschiedliche Problemrelevanz 
darstellen kšnnen. In diesem Sinne scheinen auch 
die politischen Akteure davon auszugehen, dass 
allein das Faktum der GesundheitsgefŠhrdung 
Unbeteiligter durch Passivrauchen ein Handeln 
notwendig macht - unabhŠngig vom genauen An-
teil der Raucher.  
 
3.1.2 Wirtschaftliche und kulturelle Bedeu-

tung der Gastronomie 

Der gastronomische Nichtraucherschutz ist nicht 
nur eine RechtsgŸterabwŠgung zwischen dem 
Gesundheitsschutz vor Passivrauchen und dem 
Recht auf freie Entfaltung der Raucher, sondern 
auch das Recht der Gewerbefreiheit gilt es zu 
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Tabelle 2: Statistische Kennziffern des Gastronomiegewerbes im Ländervergleich 2007 
 

 Berlin Brandenburg 

Umsatz der Gastronomie in Euro  
 Anteil am Bruttoinlandsprodukt 

1.000.000.000 
1,2% 

490.000.000 
0,93% 

Anzahl der Beschäftigten in der Gastronomie 
 Anteil an allen BeschŠftigten im Land 

32.500 
3,41% 

14.600 
2,04% 

Umsatz in der speisengeprägten Gastronomie in Euro  
 Anteil an der Gesamtgastronomie 

890.000.000 
89,00% 

460.000.000 
93,88% 

Anzahl der Beschäftigten in der speisengeprägten Gastronomie  
 Anteil an der Gesamtgastronomie 

27.900 
85,85% 

13.500 
92,47% 

 
Quelle: Eigene Zusammenstellung mit teils eigenen Berechnungen nach: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
2008a: 72, 342-344, 469; Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2008b: 77, 406-409, 553; Amt für Statistik Berlin-
Brandenburg [2008c]; Amt für Statistik Berlin-Brandenburg [2008d], alle Zahlen stammen aus dem Jahr 2007 
 
 
beachten. Dementsprechend soll im Folgenden 
nach dem Anteil der Raucher in der Bevölkerung 
auch die Bedeutung der Gastronomie untersucht 
werden. Sie stellt ebenso einen Aspekt der Pro-
blemrelevanz dar, der jedoch in den Gesetzesan-
trägen der Landesregierungen nicht genannt wird. 
 
3.1.2.1  Allgemeine Bedeutung des Tourismus und 

der Gastronomie 

Zwar darf bei den Nichtraucherschutzgesetzen 
nicht vergessen werden, dass sie sich auch an die 
Gastronomie wenden, die nicht primär von Touri-
sten besucht wird, wie etwa Stammkneipen, Kan-
tinen und ähnliches, aber dennoch hilft der Blick 
auf einige Kerndaten der Tourismusbranche, um 
bedeutsame Unterschiede zwischen der touristi-
schen Ausrichtung von Berlin und Brandenburg 
festzustellen. Dabei geht es sowohl um die wirt-
schaftliche Bedeutung als auch um qualitative 
Unterschiede. 
Der Blick auf den Anteil der Beschäftigten und 
den Umsatzanteil am Bruttoinlandsprodukt lässt 
bereits den Schluss zu, dass das Gastgewerbe in 
Berlin von größerer Bedeutung ist als in Branden-
burg. Doch dieser gesamtwirtschaftliche Unter-
schied erscheint gering im Vergleich zu den quali-
tativen Unterschieden. Berlin, wie es bei einer 
Metropole auch kaum anders zu erwarten ist, ist 
geprägt durch große Hotels und sehr hohe Über-
nachtungszahlen. Dabei handelt es sich wohl nicht 
nur um (Städte-)Touristen im klassischen Sinne, 
sondern auch der Anteil Geschäftsreisender und 
Messebesucher dürfte hier höher als in Branden-
burg ausfallen. Deutlich treten die Unterschiede 
auf den jeweiligen Tourismusportalen beider Län-
der im Internet zu Tage: Findet man unter „Bran-
denburg erleben“ als touristische Themen an er-
ster Stelle „Natur“, „Wasser“, „Radfahren“, 

„Sport & Aktiv“ und „Wellness & Kur“ (TMB 
Tourismus-Marketing Brandenburg GmbH o.J.), 
so finden sich auf der Berliner Tourismushomepa-
ge unter „Berlin erleben“ die Themen „Events“, 
„Shopping“, „Ausgehen“, „Essen und Trinken“ 
(Berlin Tourismus Marketing GmbH 2010) an 
vorderer Position. Allein diese wenigen Beispiele 
weisen anschaulich auf die Rollenverteilung zwi-
schen beiden Ländern hin. Vereinfacht ausge-
drückt: Während Brandenburg für Touristen steht, 
die Ruhe und Erholung suchen, sind Berlin-
Touristen auf der Suche nach Erlebnis, nach Bars, 
Clubs und Diskotheken - Orte die traditionell für 
gesellige Zusammenkünfte stehen und damit auch 
für Tabakkonsum. Das könnte erklären, warum es 
im Interesse der Berliner Tourismusindustrie ist, 
auch in einer in der Betriebsform einer Diskothek 
geführten Gaststätte eine Rauchmöglichkeit zu 
etablieren.  
 
3.1.2.2  Besondere Bedeutung von Eckkneipen 

und kleinen Gaststätten 

Beide Länder unterscheiden sich stark in ihren 
touristischen Angeboten und sprechen unter-
schiedliche Zielgruppen an. Das lässt sich weiter 
verdeutlichen anhand der Bedeutung der Gastro-
nomie in beiden Ländern unter besonderer Be-
rücksichtigung des Unterschieds zwischen geträn-
ke- und speisengeprägter. Dadurch gerät auch jene 
Gastronomie, die sich nicht primär an Touristen 
richtet, stärker in den Fokus. 
Auch hier weisen die Zahlen für Berlin eine leicht 
höhere wirtschaftliche Bedeutung der Gastrono-
mie aus. An dieser Stelle erscheint es jedoch er-
neut sinnvoller, anstatt die quantitativ-
wirtschaftliche Bedeutung zu untersuchen, die 
qualitativ-kulturelle Dimension näher zu betrach-
ten. Hierbei zeigen sich erneut wesentliche Unter-
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schiede zwischen dem lŠndlich geprŠgten Bran-
denburg und der Metropole Berlin. So ist in Bran-
denburg die speisengeprŠgte Gastronomie von 
grš§erer Bedeutung als in Berlin. Das mag zu-
sammenhŠngen mit der Vielzahl der sprichwšrt-
lich gewordenen Berliner Eckkneipen, die mittler-
weile eine kulturelle Tradition entwickelt haben. 
Sie sind zwar sowohl eine touristische Attraktion 
geworden, aber vor allem sind sie noch immer 
eine ãclosed, exclusive, not open to outsidersÒ 
(O`Carroll 2005: 57) Gemeinschaft geblieben.19 
Zugleich sind es auch vor allem diese Lokale, die 
nicht Ÿber die Mšglichkeit eines zweiten Gastrau-
mes verfŸgen, obgleich gerade bei ihnen der Ta-
bakkonsum hŠufig ein elementarer Bestandteil 
ist.20 Die Problemrelevanz des Nichtraucherschut-
zes fŸr kleine GaststŠtten bzw. fŸr ausgesprochene 
Kneipen ist in Berlin folglich hšher als in Bran-
denburg.  
Die kulturelle Bedeutung von Kneipen war auch 
in der parlamentarischen Beratung ein Kritikpunkt 
an dem vom Berliner Senat eingebrachten Gesetz. 
Insbesondere fŸr die zweite Lesung lŠsst sich das 
anschaulich belegen: So betont der CDU-
Abgeordnete Mario Czaja hier, dass seine Fraktion 
auch an die Besitzer kleinerer Kneipen denkt, 
ãzumal die Eckkneipe genauso zu Berlin gehšrt 
wie das Brandenburger Tor, der Reichstag oder 
aber der Flughafen Tempelhof.Ò (Abgeordneten-
haus Berlin 2007f: 1694) und sie als eine ãBerliner 
InstitutionÒ (Abgeordnetenhaus Berlin 2007f: 
1694) adelt.21 In einer spŠteren Plenumssitzung, 
der ersten Lesung zum €nderungsgesetz zur An-
passung an die Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichtes, fordert Kai Gersch im Namen der Libe-
ralen, ãdass die Eckkneipe das bleibt, was sie ist, 
nŠmlich ein Treffpunkt von Menschen und - wie 
man es auch umschreiben kann - ein Kulturgut.Ò 
(Abgeordnetenhaus Berlin 2009b: 3946). Jetzt, als 
dieser besonderen Problemrelevanz Rechnung 
getragen wird, traut sich auch Holger ThŠrichen 
fŸr die SPD-Fraktion von ãder berŸhmten Eck-
kneipeÒ (Abgeordnetenhaus Berlin 2009b: 3942) 
zu sprechen. Die objektiv vorhandene Problemre-
levanz mit der Ungleichbehandlung von kleineren 
Lokalen wird von den beteiligten politischen Ak-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
19 Die typischen GŠste sind demnach ãold men, undesirables, 
alcoholics and 'people not like us'Ò (O`Carroll 2005: 46). 
20 So ist es auch nicht zufŠllig, dass sich dreiviertel aller Berli-
ner GaststŠtten unter 75 m! nach der GesetzesŠnderung als 
RauchergaststŠtten deklariert haben (Wiesel 2010, 76). 
21 Auch der FDP-Abgeordnete Kai Gersch sieht das Wohl 
von kleineren Kneipen gefŠhrdet und fragt: ãWie sehen 
aufrechte Sozialdemokraten - sofern es diese noch              
gibt [...] - diese Einschnitte in persšnliche Rechte, wenn in 
Kneipen wie der ãDicken WirtinÒ oder dem ãZwiebelfischÒ 
der Glorie vergangener Zeiten im alten Westberlin gedacht 
wird?Ò (Abgeordnetenhaus Berlin 2007f: 1692). 

teuren also auch subjektiv wahrgenommen und 
vorgebracht.  
Auch in Brandenburg wurde Ÿber kleine Kneipen 
diskutiert, die nicht Ÿber die Mšglichkeit eines 
zweiten Gastraumes verfŸgen. Dabei wurde je-
doch weniger auf der Ebene kultureller Tradition 
diskutiert als vielmehr Ÿber die škonomische Un-
gleichbehandlung der Gastwirte von gro§en und 
kleinen GaststŠtten. So fragt etwa die DVU-
Abgeordnete Birgit Fechner als Vertreterin der 
einzigen Fraktion im brandenburgischen Landtag, 
die sich fŸr einen lockereren Nichtraucherschutz 
ausspricht: ãDoch wie viele Gastwirte bzw. Gast-
stŠtten besitzen nur einen Gastraum, und wer 
kann hier noch von freiem Wettbewerb spre-
chen?Ò (Landtag Brandenburg 2007e: 4445). Die 
Problemrelevanz dieses Themas war hierbei stŠr-
ker von jenen Aspekten geleitet, die spŠter auch 
vor dem Bundesverfassungsgericht ausschlagge-
bend sein sollten. 
Die in Brandenburg genannte wirtschaftliche Dis-
kriminierung kleinerer GaststŠtten lŠsst sich natur-
gemŠ§ auch auf die Berliner Eckkneipen Ÿbertra-
gen. Dennoch ist es die kulturelle Bedeutung der 
Eckkneipe, die in Berlin Emotionen hochkochen 
lie§ und fŸr hitzige Diskussionen gesorgt hat. 
Trotzdem hat sich dieser Unterschied im ur-
sprŸnglichen Nichtraucherschutzgesetz nicht wi-
dergespiegelt. In der Gesetzesnovellierung kann 
zumindest der Berliner Verzicht auf die Trennung 
von Speise und Rauch zugunsten einer Trennung 
von Speisezubereitung und Rauch als RŸcksicht-
nahme auf die Eckkneipen interpretiert werden.22 
Kleinere Hausmannskost, wie etwa Bulette, Cur-
rywurst oder Sol-Eier, die wiederum klassisch zu 
solchen Eckkneipen gehšren, kšnnen so von an-
deren Anbietern problemlos geliefert und den 
GŠsten zum Verzehr angeboten werden.  
 
3.1.2.3  Besondere Bedeutung von Wasserpfeifen-

Cafes 

Wasserpfeifen verdienen eine besondere Aufmerk-
samkeit, da sie auch von Personen, die sich eigent-
lich als Nichtraucher verstehen, konsumiert und 
ihre Gefahren vielfach unterschŠtzt werden (Bun-
deszentrale fŸr gesundheitliche AufklŠrung       
2007: 15Ð17). In Berlin gibt es inzwischen - im 
Vergleich mit Brandenburg - viele sogenannte 
Shisha-CafŽs - insbesondere in jenen Bezirken mit 
hohem Migrantenanteil (Bezirksamt Friedrichs-
hain-Kreuzberg 2007: 10, 25). Ursache dafŸr ist 
die unterschiedliche Bevšlkerungsstruktur: So ist 
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
22 Wiesel fŸhrt dies primŠr auf eine erfolgreiche Lobbyarbeit 
des Berliner Hotel- und GaststŠttenverbandes zurŸck (Wiesel 
2010, 102, 106). Es ist allerdings davon auszugehen, dass 
diese Lobbyarbeit nur wegen der kulturellen Bedeutung der 
Eckkneipen erfolgreich sein konnte. 
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der Anteil von Menschen mit Migrationshinter-
grund in Berlin wesentlich grš§er als in Branden-
burg. Es sind aber insbesondere die arabisch- und 
tŸrkischstŠmmigen Gemeinschaften, durch die 
sich in den letzten Jahren der Wasserpfeifen-
Konsum in Deutschland immer mehr etabliert hat 
(Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 2007: 10, 
25). 
Aus diesem Grund erscheint es wenig verwunder-
lich, dass diesen Lokalen in Berlin eine besondere 
Bedeutung beigemessen wird; nur hier werden sie 
vom Rauchverbot komplett ausgenommen. Ent-
scheidender Faktor mag hierbei aber auch die - der 
institutionellen Ebene zuzurechnende - einstweili-
ge Anordnung des Landesverfassungsgerichts 
(Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin 2008) 
gewesen sein, welche das Rauchverbot zumindest 
einstweilig in Wasserpfeifen-CafŽs ausgesetzt hat-
te. BegrŸndet wurde dieses damit, dass die Ge-
schŠftsidee eines solchen CafŽs wesentlich auf den 
Tabakkonsum ausgerichtet sei und ihr bei einem 
kompletten Rauchverbot die Grundlage entzogen 
wŸrde. Zur Hauptverhandlung kam es nicht mehr, 
stattdessen hat der Gesetzgeber die †bergangsre-
gelung des Landesverfassungsgerichts weitgehend 
Ÿbernommen. Lediglich die Altersgrenze wurde 
von 16 auf 18 Jahre erhšht und die gesetzliche 
Regelung gilt auch fŸr neu entstehende Shisha-
CafŽs. Ob fŸr diese Ausnahmeentscheidung des 
Berliner Gesetzgebers die Bedeutung solcher Lo-
kale oder aber der institutionelle Faktor der Ge-
richtsentscheidung und die sich dadurch verschŠr-
fende Problemrelevanz ausschlaggebend waren, 
lŠsst sich nicht eindeutig feststellen.23 
 
3.2 Institutionelle Faktoren 

Durch die Einnahme einer neoinstitutionalisti-
schen Perspektive schafft von Blumenthal mit 
dieser Dimension ein sehr weites Feld. So zŠhlen 
ãauch weniger formal festgelegte Regeln und Ver-
fahrenÒ (von Blumenthal 2010: 180) in einzelnen 
LŠndern ebenso hinzu wie etwa die Mšglichkeiten 
der Volksgesetzgebung, der Einfluss der EuropŠi-
schen Union und der Verfassungsgerichte und die 
horizontalen und vertikalen intergovernmental relati-
ons. Je nachdem inwieweit diese landesspezifisch 
ausgeprŠgt sind, ergeben sich unterschiedliche 
Chancen einer unitarischen Gesetzgebung oder 
einer eher landesspezifischen (von Blumenthal 
2010: 185Ð187). Bei den institutionellen Faktoren, 
die beim Nichtraucherschutz gewirkt haben, muss 
unterschieden werden zwischen denen, die sich 
auf alle LŠnder ausgewirkt haben und jenen, die 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
23 Anzunehmen ist aber, dass es die Kombination aus beiden 
ist, da so am ehesten erklŠrt werden kann, warum die Rege-
lung erst bei der Gesetzesrevision aufgenommen wurde. 

spezifisch fŸr Brandenburg und/oder Berlin gel-
ten. 
 
3.2.1 Allgemeine Faktoren 

Als allgemeine, fŸr alle LŠnder gleicherma§en 
wirkend, lassen sich drei institutionelle Faktoren 
extrahieren. Zum einen handelt es sich dabei um 
die Policy-Aktivierung und das Vorantreiben 
durch internationale †bereinkŸnfte, die intergovern-
mental relations und das bereits ausfŸhrlicher er-
wŠhnte Urteil des Bundesverfassungsgerichts (vgl. 
2.2). Durch dieses Urteil wurde der Prozess der 
Gesetzesrevision ausgelšst, der in allen LŠndern 
Ausnahmen fŸr kleine GaststŠtten geschaffen hat. 
DarŸber hinaus hat es zwischen Berlin und Bran-
denburg auch zur Anpassung der Brandenburger 
Diskotheken-Regelung an Berliner gefŸhrt. 
Wie bereits dargestellt, sind die wesentlichen Im-
pulse, das Thema Nichtraucherschutz auf die poli-
tische Agenda der Bundesrepublik zu setzen, von 
internationalen Organisationen ausgegangen. Da-
bei ist zunŠchst die Tabakrahmenkonvention der 
Weltgesundheitsorganisation (Gesetz zu dem Ta-
bakrahmenŸbereinkommen) zu nennen. In deren 
nicht bindenden Leitlinien zur Tabakrahmenkon-
vention24 ist ein Ergebnisindikator die ãVerminde-
rung des Gehalts an Tabakrauch aus zweiter Hand 
in der Luft am Arbeitsplatz (vor allem in Restau-
rants)Ò (Weltgesundheitsorganisation 2007: 12).  
Wesentlich stŠrker wurde jedoch durch die Euro-
pŠische Union Druck ausgeŸbt25 und zwar mittels 
des GrŸnbuchs ãFŸr ein rauchfreies Europa: Stra-
tegieoptionen auf EU-EbeneÒ (2007). Auch im 
zugehšrigen Beschluss des EuropŠischen Parla-
mentes wird ausdrŸcklich gefordert, 
 

ãinnerhalb von zwei Jahren ein uneinge-
schrŠnktes Rauchverbot in sŠmtlichen ge-
schlossenen ArbeitsstŠtten, einschlie§lich der 
Gastronomie sowie in sŠmtlichen geschlosse-
nen šffentlichen Einrichtungen [...] in der Eu-
ropŠischen Union einzufŸhrenÒ (EuropŠi-
sches Parlament 2007). 

 
Die Forderung, ein mšglichst strenges und konse-
quentes Rauchverbot zu erlassen, war stets mit der 
teils unterschwelligen aber mitunter auch akzentu-
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
24 Von der Bundesregierung werden diese ãals "Goldstan-
dard", der den Vertragsparteien helfen soll, die Konvention 
bestmšglich nach ihren nationalen Gegebenheiten umzuset-
zenÒ (Deutscher Bundestag 2010: 2) betrachtet. 
25 Gesundheitskommissar M‡rkos Kyprianou moniert bei-
spielsweise in einem Interview mit der Berliner Zeitung be-
zŸglich der Verzšgerungen in der Umsetzung des Rauchver-
botes - nicht zuletzt aufgrund der Kompetenzfrage im Bun-
desstaat: ãDeutschland lŠsst sich tatsŠchlich mehr Zeit als 
andere LŠnder damit, rauchfreie Zonen zu schaffen.Ò (BŸch-
ner 12.04.2006).  
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iert ausgesprochenen Drohung verbunden, dass 
anderenfalls die EuropŠische Kommission hier 
aktiv werden kšnnte (vgl. Schlitz 29.05.2008; han-
delsblatt.com 25.10.2008).26 Auf diese Weise wer-
den die politischen Handlungsalternativen der 
LŠnder weiter eingeschrŠnkt, wenn sie nicht Ge-
fahr laufen wollen, die gerade erst im Bundesstaat 
erkŠmpfte Kompetenz Ÿber das Thema zu verlie-
ren. 
Von Anfang an gab es Bestrebungen der LŠnder 
sich untereinander abzustimmen, um beim Rauch-
verbot Šhnliche Regelungen festzulegen. So etwa 
hat der damalige bayerische Gesundheitsminister 
Werner Schnappauf bereits im Januar 2007 festge-
stellt, man kšnne ãdoch keinem erklŠren, dass im 
bayerischen Neu-Ulm etwas anderes gilt als gleich 
daneben im baden-wŸrttembergischen UlmÒ (zi-
tiert nach Husemann et al. 29.01.2007). Die teils 
vertikale, primŠr jedoch horizontale Kooperation 
der LŠnder untereinander fand ihren Ausdruck vor 
allem in zwei Ereignissen: Zum einen die Konfe-
renz der Gesundheitsminister am 30.06.2006 und 
dann die MinisterprŠsidentenkonferenz am 
22.02.2007, die auf den Ergebnissen der gemein-
samen Bund-LŠnder-Arbeitsgruppe Nichtraucher-
schutz aufbaute (spiegel.de 23.02.2007). Konnten 
sich die Gesundheitsminister nur darauf einigen, 
die Gastwirte zur Auszeichnung getrennter Rau-
cher- und Nichtraucherbereiche zwingen zu wol-
len (Gesundheitsministerkonferenz 2006; Much 
01.07.2006), wurden in der MinisterprŠsidenten-
konferenz weitergehende Regelungen beschlossen. 
So einigten sich die MinisterprŠsidenten auf ein 
weitreichendes Rauchverbot in GaststŠtten und 
Diskotheken, wobei sich die LŠnder in der Ga-
stronomie das Recht von Ausnahmen vorbehalten 
haben (sueddeutsche.de 20.03.2007). Damit wurde 
offenkundig, dass sich die LŠnder nicht auf genaue 
Regelungen, sondern nur auf einen allgemeinen 
Rahmen einigen konnten, in welchem sich dann 
tatsŠchlich alle Gesetze befanden.  
 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
26 Auch in dem EU-Parlamentsbeschluss wird an die Kom-
mission die Forderung erhoben ãfŸr den Fall, dass die ge-
nannten Ziele nicht von allen Mitgliedstaaten erreicht werden, 
dem EuropŠischen Parlament und dem Rat bis 2011 einen 
Vorschlag fŸr Regelungen fŸr den Nichtraucherschutz im 
Bereich des Arbeitsschutzes vorzulegen und dabei die bereits 
bestehenden nationalen Bestimmungen der Mitgliedstaaten 
anzuerkennenÒ (EuropŠisches Parlament 2007). 

3.2.2 Bindung zwischen Berlin und Branden-
burg 

Neben diesen allgemeinen KoordinationsbemŸ-
hungen der LŠnder untereinander, hat sich seit der 
Deutschen Einheit 1990 zwischen Berlin und 
Brandenburg eine intensive Zusammenarbeit ent-
wickelt. Zwar sind die BemŸhungen um eine Ver-
einigung beider LŠnder mit der Volksabstimmung 
von 1996 vorlŠufig gescheitert, die Kooperation 
mit dem Ziel des Ausbaus der teils bereits existie-
renden ãHauptstadtregion Berlin-BrandenburgÒ 
(Gemeinsame Landesplanungsabteilung der LŠn-
der Berlin und Brandenburg 2006: 5) blieb jedoch 
erhalten. Als eigenen Anspruch an die Zukunft 
formulieren die beiden Landesregierungen: 
 

ãWir werden mit Blick auf die angestrebte 
Fusion beider LŠnder alle Mšglichkeiten 
staatlicher Zusammenarbeit ausschšpfen und 
Schritt fŸr Schritt die Rechtsvorschriften und 
das Verwaltungshandeln angleichenÒ (Ge-
meinsame Landesplanungsabteilung der LŠn-
der Berlin und Brandenburg 2006: 23). 

 
Die bisher unternommen Schritte haben dazu 
gefŸhrt, dass - nach Eigenauskunft - ãdas Ausma§ 
der Zusammenarbeit einzigartig im deutschen 
FšderalismusÒ (Senatskanzlei Berlin & Staatskanz-
lei Brandenburg o.J.) ist. Wie weit die Partner-
schaft geht, zeigt sich beispielhaft daran, dass in 
allen GesetzesvorschlŠgen des Berliner Senates 
nach den ãAuswirkungen auf die Zusammenarbeit 
mit dem Land BrandenburgÒ gefragt wird. 
Diese enge Zusammenarbeit wurde auch im Be-
reich des Nichtraucherschutzes gesucht. Wie aus 
der Antwort auf eine Anfrage im brandenburgi-
schen Landtag hervorgeht, war die Grundlage fŸr 
die Kooperation die ZielŸbereinstimmung beider 
LŠnder, sich an dem Entwurf fŸr ein Bundesgesetz 
orientieren zu wollen. Die konkrete Abstimmung 
der GesetzesentwŸrfe lief dabei zunŠchst Ÿber die 
Referentenebene (Landtag Brandenburg       
2007c: 3354). In der genannten EinschŠtzung des 
Berliner Senates auf die Zusammenarbeit mit 
Brandenburg hei§t es etwa: 
 

ãDer vorliegende Gesetzentwurf wurde in 
enger Zusammenarbeit mit den geplanten 
Vorgaben des Landes Brandenburg inhaltlich 
abgestimmt. Geltungsbereiche und Ausnah-
men wurden dabei angepasst. Dennoch blei-
ben einzelne Unterschiede bestehenÒ (Abge-
ordnetenhaus Berlin 2007b: 4). 

 
Dieser Punkt wird auch durch Wolfgang Albers 
(Die Linke) in Reaktion auf das lange Verfahren 
bis zu einem Rauchverbot betont und er bewertet 
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den Versuch, einheitliche Regelungen in Berlin 
und Brandenburg zu erlassen, als „weitestgehend 
gelungen“ (Abgeordnetenhaus Berlin            
2007d: 1445). Eine besondere Rolle spielt dabei 
das Bedienverbot, das eigentlich in den Raucher-
nebenräumen in Berlin gelten sollte. Dabei handelt 
es sich um eine bewusst gewählte Abweichung 
von den Regelungen vieler anderer Länder - unter 
anderem auch Brandenburg - um die Attraktivität 
von Rauchernebenräumen deutlich zu senken. So 
betont Stefanie Winde für die SPD-Fraktion, dass 
man hierbei wesentlich weiter gegangen sei als in 
anderen Ländern (Abgeordnetenhaus Berlin     
2007f: 1693). Es lässt sich ebenso am Beispiel der 
Diskotheken zeigen: Unterschiede zwischen bei-
den Ländern erscheinen innerhalb des parlamenta-
rischen Prozesses als rechtfertigungsbedürftig und 
werden entweder als signifikante Verbesserungen 
gegenüber den Regelungen des anderen Landes 
dargestellt oder aber mit unterschiedlichen, bereits 
geltenden Gesetzen begründet. 
Wesentlich begrenzter scheint die Koordinierung 
innerhalb der Gesetzesrevision gelaufen zu sein. In 
beiden Ländern wird eher eine Orientierung an 
den Regelungen des Bundesverfassungsgerichts 
deutlich als der Versuch einer horizontalen Koor-
dinierung. Dabei erscheint es, als würde die Frage 
des Servierens von Speisen in Raucherkneipen 
zumindest von einigen unterschätzt. So bezeichnet 
Martina Münch für die Brandenburger SPD die 
Formulierungsunterschiede in beiden Ländern als 
„im Grunde genommen lächerlich und Haarspal-
terei“ (Landtag Brandenburg 2009c: 6163). Von 
Seiten des Koalitionspartners CDU warnt dagegen 
Monika Schulz, nicht „die gemeinsame Wirt-
schafts- und Tourismusregion Berlin-Brandenburg 
ganz aus dem Blick zu lassen. Ansonsten entschei-
den die Leute mit den Füßen“ (Landtag Branden-
burg 2009c: 6164). Dem entspricht auch die Fest-
stellung im Ausschussprotokoll: „Wünschenswert 
aus ihrer Sicht wäre gewesen, gemeinsam mit dem 
Land Berlin für beide Landesgesetze denselben 
Wortlaut hinzubekommen.“ und da dies offenbar 
nicht gelungen ist, heißt es weiter: „Das Interesse 
richtet sich nun darauf, zügig Rechtssicherheit zu 
schaffen.“ (Landtag Brandenburg 2009a: 4). Von 
Seiten Berlins, wo - wie noch zu zeigen sein wird - 
die Gesetzesnovellierung inhaltlich deutlich um-
strittener ist, finden sich in den Plenardebatten 
keine Anzeichen für den Wunsch einer inhaltli-
chen Abstimmung mit dem Brandenburger Ge-
setzgeber. 
Es ist anzunehmen, dass der hohe Grad der Über-
einstimmung zwischen Berlin und Brandenburg in 
den Ursprungsgesetzentwürfen trotz der teils un-
terschiedlichen Problemrelevanz wesentlich auf 
die Kooperation beider Länder zurückzuführen 

ist. Im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens 
wurde das von Berliner Seite durch die Gleichstel-
lung von Diskotheken und Gaststätten bereits 
aufgeweicht. Beim Änderungsgesetz sind Ab-
stimmungen kaum noch erkennbar, was zwar von 
Brandenburger Seite bedauert wird, aber vor allem 
mit sehr unterschiedlichen Auffassungen im Berli-
ner Abgeordnetenhaus zusammenhängt. Dieser 
politische Streit, der seine Ursache in der speziel-
len Berliner Gastronomiekultur hat, überlagerte 
das Bedürfnis der Abstimmung mit dem Nachbar-
land. 
 
3.2.3 Volksgesetzgebung 

Das Rauchverbot in der Gastronomie beschäftigte 
nicht nur Politiker, sondern verursachte ein breites 
Medienecho aufgrund der direkten Wirkung auf 
die Bürger und sorgte für vielfältige Diskussionen. 
Das führte soweit, dass es sowohl in Berlin als 
auch in Brandenburg zu Bestrebungen kam, das 
eingeführte Gesetz über Mittel der Volksgesetzge-
bung wieder abzuschwächen. Beide Länder haben 
in ihrer Verfassung eine solche Möglichkeit vorge-
sehen, während jedoch die Brandenburger Rege-
lungen als eher restriktiv gelten, sind die Berliner 
Regelungen eher liberal (Mehr Demokratie e.V. 
2010: 29, 39; Mehr Demokratie e.V. 2007: 29, 36). 
Das Volksbegehren in Brandenburg ist bereits 
frühzeitig und mit ca. 100 Unterschriften so deut-
lich gescheitert (Frank Rehmet 2009: 38)27, dass es 
als nicht ernsthaft verfolgt eingestuft werden 
muss. Demgegenüber waren die Bestrebungen in 
Berlin deutlich konsequenter. Das liegt nicht zu-
letzt daran, dass bereits kurz zuvor zwei Volksbe-
gehren die Hürde zum Volksentscheid genommen 
hatten.28 In dieser Atmosphäre wollte die „Initiati-
ve für Genuß“ eine vollständige Wahlfreiheit für 
die Berliner Gastwirte erwirken (Puschner 
13.01.2009), ihr Lokal als Raucher- oder Nichtrau-
cherlokal auszuweisen (Initiative für Genuß Berlin 
e.V. [2008]). Dafür wurden in der ersten Runde 
des Volksbegehrens über 23 000 Unterschriften 
gesammelt. Um einen Volksentscheid zu erwirken, 
wären in der nächsten Runde 171 223 Unterschrif-
ten nötig gewesen, es unterschrieben jedoch nur 
61 644 Berliner (Landeswahlleiter für Berlin 
09.06.2009). Trotzdem hat es bereits ein breites 
Medienecho innerhalb Berlins ausgelöst und das 
Bedürfnis vieler Bürger nach einem weniger strik-
ten Nichtraucherschutz zum Ausdruck gebracht 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
27 Dieselbe Initiative hat auch in Berlin ein Volksbegehren zur 
Aufhebung des Nichtraucherschutzgesetzes angestrebt, aber 
die Unterschriftensammlung bereits frühzeitig aufgegeben 
(Efler et al. 2008: 12). 
28 Dort ist jedoch sowohl die Initiative „Pro Reli“ (2009) als 
auch die Initiative für den Erhalt des Flughafens Tempelhof 
(2008) gescheitert. 
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(Hecht 26.05.2009). Das blieb auch den politi-
schen Akteuren nicht verborgen und sorgte somit 
durchaus fŸr Bewegung im Parteienwettbewerb 
und kšnnte ebenfalls eine Rolle gespielt haben bei 
der Entscheidung der Regierungsfraktionen fŸr 
eine (im Vergleich zum Ursprungsgesetz und zu 
Brandenburg) eher liberale Regelung bei der Ge-
setzesrevision. 
 
3.3 Parteienwettbewerb 

Der letzte Faktor in dem von von Blumenthal 
entworfenen Analyseraster teilt sich in verschiede-
ne Dimensionen auf. Dabei handelt es sich nicht 
nur um die Frage, welche Parteien in den jeweili-
gen Regierungen vertreten sind und welche Aus-
wirkungen das auf die Bearbeitung politischer 
Themen hat, auch die Bedeutung ãlandesspezifi-
scher Eigenheiten des ParteienwettbewerbsÒ (von 
Blumenthal 2010: 181) muss untersucht werden. 
Hierzu zŠhlt zunŠchst ganz grundsŠtzlich die Fra-
ge, ob ein bestimmtes Thema bundespolitisch 
bereits Ÿberformt ist, aber auch ob und inwieweit 
sich die Landesparteien von ihren Bundesparteien 
in der konkreten politischen Frage abgrenzen. 
Nicht zuletzt ist die landespolitische Wettbe-
werbsdynamik von Bedeutung: welche Parteien 
sind in den LŠndern von Relevanz, Ÿber welche 
StŠrke verfŸgen sie und inwieweit eignet sich das 
zu untersuchende Thema zur Profilbildung und 
Abgrenzung (von Blumenthal 2010: 187Ð189). 
Sollen die parteipolitischen Konfliktlinien in bei-
den LŠndern analysiert werden, so muss zunŠchst 
grundlegend festgestellt werden, dass es sich nicht 
um die gleichen Akteure handelt. WŠhrend in 
Berlin ein SPD gefŸhrter Senat in Koalition mit 
der Linkspartei regiert, besteht die Brandenburger 
Landesregierung aus einer SPD gefŸhrten Gro§en 
Koalition mit der CDU. Diese drei Parteien - 
SPD, CDU und Linkspartei - sind auch jene Par-
teien, die zum Zeitpunkt der Verabschiedung der 
Nichtraucherschutzgesetze29 in beiden Landtagen 
vertreten waren. In Brandenburg gab es darŸber 
hinaus noch die DVU-Fraktion, wŠhrend in Berlin 
sowohl FDP als auch BŸndnis90/Die GrŸnen in 
Fraktionsgrš§e im Abgeordnetenhaus vertreten 
waren.30  

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
29 Mit der Landtagswahl im September 2009 haben auch FDP 
und GrŸne Sitze im brandenburgischen Landtag erringen 
kšnnen. Seitdem ist es jedoch zu keinen weiteren parlamenta-
rischen AktivitŠten in Bezug auf den gastronomischen Nicht-
raucherschutz gekommen. 
30 In der parlamentarischen Diskussion kommt bei fast allen 
Fraktionen beider Landtage heraus, dass innerhalb der Frak-
tionen durchaus unterschiedliche Meinungen zu den jeweili-
gen Nichtraucherschutzgesetzen vertreten werden. Die als 
Fraktionsmeinung vorgetragene Rede in der Plenardebatte 
kann daher stets nur als Kompromiss innerhalb der Fraktion 
verstanden werden.  

3.3.1 DVU, FDP und GrŸne 

Die Brandenburger DVU setzte sich dabei fŸr ein 
Rauchverbot mit relativ weitreichenden Ausnah-
men ein und prŠsentierte sich dabei als Anwalt der 
Gastwirte31 und fordert eine Verringerung der 
Strafzahlungen sowie die Mšglichkeit, durch tech-
nische Lšsungen auch in GaststŠtten ohne baulich 
abgetrennte GastrŠume das Rauchen zu ermšgli-
chen (Landtag Brandenburg 2007a: 16Ð18). Der 
Einfluss der DVU auf die Brisanz und Lšsung der 
Problemstellung muss alles in allem als gering 
betrachtet werden, da von ihrer Seite nicht der 
Versuch unternommen wurde, sich Ÿber dieses 
Thema zu etablieren. Hinzu kommt die Uneinig-
keit in der eigenen Fraktion und der ãKonsens der 
DemokratenÒ, nach dem die anderen Parteien 
AntrŠgen von rechtsextremen Parteien prinzipiell 
nicht zustimmen (vgl. im Grundsatz: Dulig     
2008: 296Ð297). 
Noch wesentlich weiter ging die ursprŸngliche 
Forderung der Berliner FDP, die sich jedoch bei 
der Gesetzesnovellierung schon wieder gemŠ§igt 
hatte. So brachte die Fraktion im April 2007 einen 
Gesetzesentwurf ein, der den Gastronomen voll-
stŠndige Freiheit lie§, sich zu einer Rauchergast-
stŠtte zu deklarieren (Abgeordnetenhaus Berlin 
2007a). Der Vorschlag des Senates wurde dagegen 
als ãlebensfremdÒ (Abgeordnetenhaus Berlin 
2007d: 1443), als ãstaatliche BevormundungÒ (Ab-
geordnetenhaus Berlin 2007f: 1693), als ãMacht-
demonstration und eine ZwangsbeglŸckung mit 
einem trojanischen PferdÒ (Abgeordnetenhaus 
Berlin 2007f: 1692) bezeichnet. Wortwahl, Vehe-
menz in der Darstellung der eigenen Position und 
die unter dem Motto ãVerbieten lŠsst sich alles. 
Rauchverbot Ð nein danke!Ò (FDP-Fraktion 
im Abgeordnetenhaus Berlin 2007) gestartete 
Kampagne zeigen deutlich, dass die FDP ihre 
Position zu einem Alleinstellungsmerkmal in Ber-
lin erhob. Den folgenden Urteilsspruch des Bun-
desverfassungsgerichtes feierten die Liberalen als 
einen Sieg, der ihre Position stŠrke. In ihrem Ent-
wurf fŸr ein €nderungsgesetz ein Jahr spŠter sollte 
die vollstŠndige Wahlfreiheit nur noch inhaberge-
fŸhrten GaststŠtten zustehen und die Ausnahme-
mšglichkeit fŸr NebenrŠume erhalten bleiben.32 
Durch ihre Extremposition hat die FDP den Par-
teienwettbewerb verschŠrft und angeheizt und sich 
ein Alleinstellungsmerkmal gesichert. Den Gegen-
pol und das andere Extrem bildete dabei die Berli-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
31 Die Notwendigkeit des Nichtraucherschutzes wird zwar 
anerkannt, aber das Gesetz als diskriminierend und regelrecht 
bevormundend beschrieben (Landtag Brandenburg       
2007d: 3844). 
32 Diese €nderung ist dabei durchaus als AnnŠherung an die 
Unionsposition zu verstehen, die spŠter einen sehr Šhnlichen 
Antrag einbrachte. 
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ner Fraktion von BŸndnis90/Die GrŸnen, die von 
Anfang an ein komplettes Rauchverbot forderte 
und diese Forderung im Abgeordnetenhaus allein 
vertritt. Um ihre Position zu verdeutlichen, hat die 
Fraktion einen €nderungsantrag zum Koalitions-
gesetzentwurf eingereicht (Abgeordnetenhaus 
Berlin 2007c) und bei der Gesetzesnovellierung 
zum wiederholten Male eine Bundesratsinitiative 
fŸr eine €nderung der ArbeitsstŠttenverordnung 
beantragt, um auf diese Weise das vollstŠndige 
Rauchverbot durchzusetzen (Abgeordnetenhaus 
Berlin 2008a).  
 
3.3.2 Die Linke 

Die Brandenburger Linken traten ebenfalls fŸr ein 
resolutes Nichtrauchergesetz ein. Aus ihrer Sicht 
war der Regierungsentwurf inkonsequent, da er 
das Rauchen in NebenrŠumen weiterhin gestattete. 
Mit Hilfe eines €nderungsantrag (Landtag Bran-
denburg 2007a: 15) versuchten sie, ein vollstŠndi-
ges Rauchverbot durchzusetzen. Damit vertraten 
sie eine andere Position als ihre Berliner Kollegen. 
Dort zeigt sich in den PlenumsbeitrŠgen sehr deut-
lich, dass es innerhalb der Fraktion unterschiedli-
che Meinungen zur Ausgestaltung des Nichtrau-
cherschutzes gibt, so spricht Wolfgang Albers (Die 
Linke) etwa von sehr kontroversen Diskussionen 
auch innerhalb der eigenen Reihen und bekundet 
verfassungsrechtliche Bedenken bezŸglich der 
Nebenraumregelung (Abgeordnetenhaus Berlin 
2007f: 1695)33. So verwundert es nicht, dass er 
ãdieses Gesetz als den Einstieg in den Weg der 
Lšsung und nicht als Lšsung selbstÒ (Abgeordne-
tenhaus Berlin 2007d: 1445) sieht. Auch per Flyer 
hat die Fraktion fŸr das neue Gesetz geworben 
und als konsequenten Nichtraucherschutz darge-
stellt (Die Linke im Abgeordnetenhaus von Berlin 
2007). Die innerhalb der Fraktion umstrittene 
Nebenraumregelung kann demnach sowohl als ein 
ZugestŠndnis an den Koalitionspartner als auch an 
die eigene Partei gewertet werden.  
Dieser Zwiespalt verdeutlicht sich ebenfalls beim 
€nderungsgesetz, wo laut Wolfgang Albers nur 
die ãzweitbeste LšsungÒ (Abgeordnetenhaus Ber-
lin 2009b: 3945) erreicht wurde und er sich selbst 
als Vertreter eines strikten Rauchverbotes outet, 
fŸr das es aber ãin unseren Fraktionen keine 
Mehrheit gibt, ob wir wollen oder nichtÒ (Abge-
ordnetenhaus Berlin 2009b: 3944). Die Position 
der Linkspartei muss dabei besonders unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Regierungsverantwortung 
betrachtet werden. WŠhrend sie in Brandenburg 
muntere Oppositionspolitik betreiben und dabei 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
33 Das Verfassungsgericht wird diese Bedenken von einem 
Mitglied der Regierungsfraktionen inhaltlich spŠter teilen und 
damit die Gesetzesrevision auslšsen. 

auch extremere Positionen vertreten kann, hat ihre 
Position in Berlin rechtsverbindliche Folgen. Aus 
diesem Grund ist anzunehmen, dass die Ausein-
andersetzungen zwischen BefŸrwortern eines 
strikten und eines weniger strikten Nichtraucher-
schutzgesetzes in Berlin wesentlich hŠrter verlau-
fen sind als in Brandenburg und sich so eher ein 
Kompromiss durchsetzte, der zudem auch von 
der SPD-Fraktion mitgetragen werden konnte. 
 
3.3.3 SPD 

Als einzige Partei ist die SPD in beiden betrachten 
LŠndern in der Regierung vertreten. In Berlin lobt 
sie dabei den Gesetzentwurf als solchen und be-
tont dabei besonders, wie unattraktiv es werde, 
RauchernebenrŠume einzurichten, wenn darin 
nicht bedient werden darf. Das erweckt den An-
schein, diese RauchernebenrŠume seien lediglich 
ein ZugestŠndnis und von der Partei selbst nicht 
wirklich unterstŸtzt. Damit wŸrde einer der grund-
legendsten Unterschiede zwischen dem Berliner 
und Brandenburger Gesetzentwurf, dem Bedien-
verbot in RauchernebenrŠumen, zum entschei-
denden Punkt, der es der SPD ermšglicht, das 
Gesetz zu unterstŸtzen. Die Gesetzesnovellierung 
mit den Ausnahmeregelungen fŸr die getrŠnkege-
prŠgte Kleingastronomie wird dann als ãErgebnis 
einer grŸndlichen AbwŠgungÒ (Abgeordnetenhaus 
Berlin 2009b: 3942) beschrieben, welches ebenfalls 
noch das Ziel des Nichtraucherschutzes erreiche 
(Abgeordnetenhaus Berlin 2009b: 3942). In der 
zweiten Lesung gesteht Stefanie Winde jedoch zu, 
dass ein vollstŠndiges Rauchverbot am Arbeits-
platz und damit auch in der Gastronomie eine 
gute Idee bleibt (Abgeordnetenhaus Berlin   
2009c: 4248).34 Die Berliner SPD-Fraktion scheint 
also auch eher einen strikten Nichtraucherschutz 
zu wŸnschen, konnte diesen aber wohl nicht gegen 
die WiderstŠnde der eigenen Partei und des Koali-
tionspartners durchsetzen.  
Auch die Brandenburger SPD, als dominante Par-
tei in einem Dreiparteiensystem (Stšss 2008: 189), 
stellt sich als Vertreterin eines mšglichst strikten 
Nichtraucherschutzes dar. Besonders auffallend ist 
dabei, dass sowohl von Fraktionsseite als auch von 
der zustŠndigen Landesministerin die Einstiegs-
wirkung in den Nichtraucherschutz durch dieses 
Gesetz betont wird. So hei§t es etwa von Martina 
MŸnch: ãIch persšnlich hŠtte mir ein komplettes 
Rauchverbot in GaststŠtten ohne NebenrŠume 
gewŸnscht. [É] Ein komplettes Verbot bleibt 
mšglicherweise einer Novellierung vorbehalten 
[É]Ò (Landtag Brandenburg 2007d: 3844). Das 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
34 Medienberichten zufolge ist allerdings nur ein geringer Teil 
der SPD-Fraktion der Meinung, dass ein totales Rauchverbot 
die bessere Lšsung sei (Keilani 11.09.2008). 
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fŸhrt soweit, dass das bayerische Nichtraucher-
schutzgesetz hoch gelobt wird (Landtag Branden-
burg 2007e: 4444) und die Rede der Ministerin 
Dagmar Ziegler gipfelte in dem Appell an die 
Gastwirte: ãErspart euch heute die Investitionen 
in RauchernebenrŠume! In zwei Jahren wird sich 
mšglicherweise herausstellen, dass es herausge-
worfenes Geld ist. Spart das Geld und richtet 
rauchfreie GaststŠtten einÒ (Landtag Brandenburg 
2007e: 4446). Selbst das zusŠtzliche Ausnahmen 
schaffende €nderungsgesetz wird so als ein 
ãSchritt auf dem Weg zur kompletten Rauchfrei-
heitÒ (Landtag Brandenburg 2009c: 6163) be-
grŸ§t.35 Als Grund fŸr die unvollstŠndige Umset-
zung des Rauchverbotes wird dabei stets weniger 
auf Uneinigkeit in der eigenen Partei verwiesen, 
sondern auf den Koalitionspartner CDU, an dem 
strengere Regeln gescheitert seien (Landtag Bran-
denburg 2007e: 4444). 
 
3.3.4 CDU 

Die Brandenburger CDU hat in ihrer Einstellung 
zum Nichtraucherschutz einen gewissen Wandel 
vollzogen. WŠhrend in der ersten Plenumsdebatte 
durchaus eine ãstŠrkere VerschŠrfung des Geset-
zesÒ (Landtag Brandenburg 2007d: 3845) in Be-
tracht gezogen wird36, hei§t es schon in der zwei-
ten Lesung des Gesetzes ganz deutlich: ãDie Ne-
benraumregelung finden wir gut!Ò (Landtag Bran-
denburg 2007e: 4445). Dabei wird das Gesetz 
unter die †berschrift ãFreiheit und Verantwor-
tungÒ (Landtag Brandenburg 2007e: 4446) gestellt 
und als solches fŸr gut empfunden. FŸr die Novel-
lierung des Gesetzes lŠsst sich keine eindeutige 
Unionsposition ausmachen. Ganz anders als bei 
der Berliner Unionsfraktion, die das ursprŸngliche 
Regierungsgesetz zwar unterstŸtzte, danach jedoch 
zu einer aktiven Oppositionsarbeit umschwenkte. 
So beruhte die Zustimmung zum Nichtraucherge-
setz vor allem auf der †bereinstimmung mit den 
Vorgaben der gemeinsamen Linie der MinisterprŠ-
sidenten (Abgeordnetenhaus Berlin 2007f: 1694). 
Kritik begrenzte sich vor allem auf fehlende In-
formation von Seiten der Senatorin gegenŸber 
Kneipenbesitzern (Abgeordnetenhaus Berlin 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
35 Interessanterweise hei§t es in einer Pressemitteilung der 
SPD-Fraktion von 2007 noch, dass der Fraktionschef GŸnter 
Baaske ãAusnahmeregelungen auf LŠnderebene fŸr soge-
nannte Eckkneipen [...] fŸr falsch [hŠlt]Ò (SPD-Fraktion im 
Landtag Brandenburg 2007). Hier erfolgte offenbar eine 
Anpassung an die vom Bundesverfassungsgericht neu gesetz-
ten RealitŠten. 
36 So hei§t es etwa auch bei der Sozial- und Gesundheitspoli-
tischen Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion in Bezug auf 
die Mšglichkeit in NebenrŠumen in der Gastronomie zu 
rauchen: ãIch lehne es strikt ab, Bedienungspersonal, das 
selbst nicht raucht, auf diese Weise zu gefŠhrden.Ò (Schier 
2007: 3). 

2007f: 1694Ð1695), Zweifeln an der Umsetzung 
des Gesetzes durch die OrdnungsŠmter (Abge-
ordnetenhaus Berlin 2007d: 1444) und Teilgebie-
te37, die nicht zum hier betrachteten gastronomi-
schen Nichtraucherschutz zŠhlen.38  
Beim €nderungsgesetz konnte die Berliner CDU-
Fraktion dagegen nicht zustimmen, da es ihrer 
Meinung handwerklich schlecht und pedantisch 
sei, begrŸndet wurde dieses vor allem mit unklaren 
Formulierungen etwa in Bezug auf das Speisenan-
gebot und mit angeblich zu komplizierten und 
irrefŸhrenden Regelungen. In einem €nderungs-
antrag fordern sie deshalb bei inhabergefŸhrten 
Einraumkneipen die Entscheidung Ÿber ein 
Rauchverbot den Wirten selbst zu Ÿberlassen (Ab-
geordnetenhaus Berlin 2008b). Im Gegensatz zur 
FDP-Fraktion gilt das nur fŸr GaststŠtten, die aus 
genau einem Raum bestehen, wŠhrend die FDP 
keine Raumanzahl zur Grundlage macht.39 Somit 
hat sich auch die CDU in Richtung der FDP be-
wegt. BegrŸndet werden kann das nicht zuletzt 
durch die Versuche, ein Volksbegehren gegen das 
Nichtraucherschutzgesetz zu starten, wodurch das 
Thema brisanter geworden ist und stŠrkere Profi-
lierungsmšglichkeiten bietet. 
 
3.3.5 Zusammenfassung 

Zusammenfassend lŠsst sich feststellen, dass zwar 
die grundsŠtzlichen Positionen der LandesverbŠn-
de der im Berliner und Brandenburger Parlament 
vertretenen Parteien Ÿbereinstimmen, jedoch in 
den Details Unterschiede zu finden sind. Diese 
Diskrepanzen finden sich aber nicht nur zwischen 
den LandesverbŠnden der Parteien sondern bereits 
innerhalb der einzelnen Fraktionen. Es handelt 
sich folglich um eine sehr geringe bundesparteipo-
litische Durchdringung des Nichtraucherschutzes 
(vgl. Wiesel 2010: 116Ð117).40 Vielmehr ist das 
eigene Profil der LandesverbŠnde entscheidend, 
wobei hier ihre Rolle als Opposition oder Regie-
rungsfraktion von besonderer Bedeutung ist. WŠh-
rend das Regierungshandeln in geltendes Recht 
umgewandelt wird, so ist das Oppositionshandeln 
wesentlich freier und muss nicht auf jeden einzel-
nen Abgeordneten RŸcksicht nehmen. Eindeutig 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
37 Hierzu zŠhlen beispielsweise Rauchverbote auf Kinder-
spielplŠtzen, die in Berlin weiterhin bezirklichen Regelungen 
Ÿberlassen bleiben. 
38 Am Ende haben sich dennoch 7 von 35 an der Abstim-
mung teilnehmenden Mitglieder der Unionsfraktion enthal-
ten. 
39 DafŸr wird von Seiten der FDP der Begriff ãinhaberge-
fŸhrtÒ enger definiert. 
40 Dennoch ist hiermit noch keine Abkoppelung vom bun-
despolitischen Parteienwettbewerb gegeben, da Ÿber den 
Gesetzesentwurf und die jeweilige Positionierung dort die 
grundlegenden Richtlinien fŸr die Parteien bereits festgelegt 
wurden. 
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zeigt sich das beim Ursprungsgesetz mit den Ne-
benrŠumen fŸr Raucher: In Brandenburg ist diese 
Regelung ein Anliegen der Unionsfraktion, in 
Berlin zeigen aber beide Koalitionspartner kein 
besonderes Interesse an dieser Regelung. Vielmehr 
scheint es lediglich eine RŸcksichtnahme auf Teile 
von Partei und Fraktion gegeben zu haben. 
Interessant ist aber auch die Rolle der Oppositi-
onsfraktionen. Diese haben in Berlin und Bran-
denburg beim Ursprungsgesetz vor allem einen 
Unterschied in der Frage der IntensitŠt der Aus-
einandersetzung bewirkt. Die strikte, teils 
polemisierend vorgebrachte Ablehnung des 
Gesetzes durch die FDP und der durch die 
GrŸnen gesetzte Kontrapunkt erwirkten eine 
Debatte, in der alle Mšglichkeiten denkbar 
schienen. In Brandenburg haben dagegen die 
Linken ihre Ablehnung des Gesetzes und der 
Forderung nach einem strikten gastronomischen 
Rauchverbot nicht mit jener Vehemenz 
vorgebracht und auch die DVU-Fraktion konnte 
aufgrund der wirkenden Exklusionsmechanismen 
ihrer Position kaum Relevanz verleihen. So verlief 
auch die Gesetzesnovellierung in Brandenburg 
unter weitgehendem EinverstŠndnis - es wurde 
sogar auf eine Plenardebatte bei der zweiten 
Lesung verzichtet. Im wesentlich fragmentierteren 
und segmentierteren Parteiensystem Berlins 
(Reichart-Dreyer 2008: 154Ð155) verhŠrteten sich 
dagegen die Fronten nochmals. Die Aus-
nahmeregelung fŸr die getrŠnkegeprŠgte Kleinga-
stronomie, insbesondere mit der Mšglichkeit der 
Anlieferung von Speisen, ist wohl durchaus darauf 
zurŸckzufŸhren, dass beim Ursprungsgesetz be-
reits die FDP und bei der Novellierung auch die 
CDU hier fŸr eine mšglichst liberale Regel eintra-
ten. BegrŸndet wurde diese Position mit dem Wil-
len, der besonderen Bedeutung der Berliner Eck-
kneipe gerecht werden zu wollen. Jene Problemre-
levanz, die in dieser Arbeit bereits festgestellt wur-
de, konnte erst durch die Oppositionsfraktionen 
so deutlich auf die Agenda geraten. Aufgrund 
dieser parteipolitischen Auseinandersetzungen 
wurde auch auf eine weitere Abstimmung mit 
Brandenburg verzichtet.   
3.4 Ursachen fŸr Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede 

Durch den Vergleich der Nichtraucherschutzge-
setze in Berlin und Brandenburg konnte festge-
stellt werden, dass ihre €hnlichkeit - insbesondere 
im Vergleich zu anderen LŠndern - sehr hoch war. 
Die Ursache dafŸr liegt vor allem in der bereits 
frŸhzeitigen Abstimmung auf Referentenebene. 
Dementsprechend wurden die GesetzesentwŸrfe 
in beiden LŠndern auch von der Landesregierung 
eingebracht. Insbesondere in Berlin wurden im 
parlamentarischen Prozess noch €nderungen 

vorgenommen, wie etwa die Gleichstellung der 
Diskotheken mit Restaurants. Interessant ist dabei, 
dass aus Sicht der Regierungsfraktionen insbeson-
dere jene Dinge rechtfertigungsbedŸrftig sind, die 
Abweichungen von den Regelungen des jeweilig 
anderen Landes sind. Die Kooperation wird hier-
bei zu einem Normalzustand und erst die Abwei-
chung von der gegenseitigen Vereinbarung bedarf 
einer ErklŠrung. WŠhrend die Gleichstellung von 
Diskotheken mit GaststŠtten in Berlin eine 
schlichte juristische Notwendigkeit war, wie spŠter 
auch das Bundesverfassungsgericht feststellte, lŠsst 
sich fŸr die Erlaubnis von Raucherclubs in Bran-
denburg keine eindeutige ErklŠrung finden. Am 
plausibelsten ist hierbei die Ursache in der partei-
politischen Zusammensetzung der Brandenburger 
Landesregierung zu suchen, wo sich insbesondere 
die CDU fŸr liberalere Regelungen einsetzte. Dem 
gegenŸber steht das ursprŸngliche Bedienverbot in 
RauchernebenrŠumen in Berlin, was durch den 
restriktiveren Kurs des Rot-Roten-Senates zu 
erklŠren ist. Die objektiv, zumindest teilweise, 
unterschiedliche Problemrelevanz wurde zwar 
durch die Oppositionsfraktionen insbesondere in 
Berlin angemerkt und hat dort zu einer VerschŠr-
fung der Auseinandersetzung gefŸhrt, aber (noch) 
keinen Niederschlag im Gesetz gefunden. 
Anders gestaltet sich die Situation bei der Geset-
zesnovellierung. Zwar kam es hier in einigen Be-
reichen, wie etwa den Diskotheken, zu AnnŠhe-
rungen, aber diese sind vor allem auf das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zurŸckzufŸhren. 
Eine Kommunikation beider LŠnder hat im Vor-
feld der Einbringung des Gesetzentwurfes offen-
bar nicht stattgefunden. Zwar hŠtte zumindest von 
Brandenburger Seite ein Interesse an intergouver-
nementaler Abstimmung bestanden, in Berlin war 
das Thema jedoch mittlerweile so umstritten, dass 
hier das BedŸrfnis nach parteipolitischer Profilie-
rung einer Kooperation im Wege stand. Damit 
kam auch der lokalen Struktur, etwa der unter-
schiedlichen touristischen Ausrichtung und der 
Bedeutung der Berliner Eckkneipen, die wesent-
lich die Argumentation der Opposition prŠgten, 
eine grš§ere Bedeutung zu, was zu weniger stren-
gen Regelungen in Berlin fŸhrte.41 
 
 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
41 Inwieweit Lobbyismus innerhalb der Gesetzgebung von 
Bedeutung war, lŠsst sich nur schwer feststellen. Es muss 
jedoch davon ausgegangen werden, dass er sich - wenn - vor 
allem in den Stellungnahmen der Parteien widerspiegelt. 
Damit bleibt nur offen, ob es sich um primŠre Parteimeinun-
gen handelte oder ob diese ihrerseits durch LobbyeinflŸsse 
geprŠgt waren. 
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4 Schlussfolgerungen 

In der hier durchgefŸhrten Untersuchung der 
Gesetze zum Nichtraucherschutz in zwei Bundes-
lŠndern wurde ein fŸr den deutschen Fšderalismus 
untypisches Beispiel gewŠhlt. Die beiden LŠnder 
Berlin und Brandenburg pflegen seit der versuch-
ten Vereinigung einen besonders intensiven Aus-
tausch und eine enge Kooperation. Zudem ist das 
Politikfeld nach der InitialzŸndung auf internatio-
naler Ebene sehr stark durch die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts geprŠgt. 
ZunŠchst ist festzuhalten, dass im Fšderalstaat 
Deutschland von einer Zusammenarbeit der LŠn-
der untereinander ausgegangen werden muss. 
Kooperation wird somit zum Regelfall und Nicht-
kooperation zur Ausnahme. Allerdings darf der 
Begriff der Kooperation nicht als finale Einigung 
auf bestimmte Regelungen missverstanden wer-
den, sondern vielmehr als eine Form der freiwilli-
gen Rahmengebung der LŠnder. Im Nichtraucher-
schutz sind vor allem die Bund-LŠnder-
Arbeitsgruppe Nichtraucherschutz und die Mini-
sterprŠsidentenkonferenz von Bedeutung. Auch 
zwischen Berlin und Brandenburg hat die vertiefte 
Zusammenarbeit anfangs sehr stark gewirkt. 
Bemerkenswert ist, dass eine freiwillige Koopera-
tion zwischen Berlin und Brandenburg bei dieser 
Thematik solange funktionierte, bis im Berliner 
Abgeordnetenhaus im landesspezifischen Partei-
enwettbewerb Unterschiede bei der Problemrele-
vanz dominierten. TatsŠchlich braucht eine lan-
desspezifische Problemrelevanz, hier verstanden 
als eine konkrete, fŸr bedeutsam erkannte Infor-
mation, stets einen TrŠger der sie in die Politik 
einfŸhrt. Das kšnnen die Verwaltung, Lobbygrup-
pen42 aber auch Parteien - insbesondere, wenn sie 
im Parlament vertreten sind - und Fraktionen sein. 
In Brandenburg waren es die Oppositionsfraktio-
nen, in Berlin die Vertreter des Volksbegehrens, 
der Berliner Landesverband des Hotel- und Gast-
stŠttenverbandes aber auch Teile der Regierungs-
fraktionen, die im Rahmen des €nderungsgesetzes 
eine landesspezifische Problemrelevanz erkannten. 
Damit bewirkten sie eine Abkehr der Kooperation 
mit Brandenburg. Es kann hier nur noch deutli-
cher unterstrichen werden, was von Blumenthal 
bereits darstellt (2010: 191): Es kommt nicht dar-
auf an, ob tatsŠchlich eine unterschiedliche Pro-
blemrelevanz gegeben ist, sondern ob sie als sol-
che wahrgenommen wird. Damit verliert sich 
allerdings die Problemrelevanz als eigenstŠndiger 
Faktor in ihrem Analysekonzept. Mšgen wirt-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
42 Im konkreten Fall sind neben den LandesverbŠnden des 
Deutschen Hotel- und GaststŠttenverband (DEHOGA) auch 
die Vertreter des Berliner Volksbegehrens als solche zu inter-
pretieren. 

schaftliche Zahlen zwar zur Operationalisierung 
dienen, so kšnnen sie aber nur dann sinnvoll ver-
wendet werden, wenn gezeigt werden kann, dass 
diesem Merkmal auch von den beteiligten Akteu-
ren selbst eine Bedeutung zugemessen wird. So 
interpretiert wŠre die hier vorgenommene Betrach-
tung touristischer Kennwerte und touristischer 
Ausrichtung beider LŠnder sowie die Anteile der 
Raucher an der jeweiligen Landesbevšlkerung nur 
begrenzt zulŠssig, da der Tourismus in der Debat-
te nur im Sinne von ãdie Eckkneipe als Wahrzei-
chen BerlinsÒ Bedeutung erhielt. 
Doch interessanterweise endet die Kooperation 
zwischen Berlin und Brandenburg im Nichtrau-
cherschutz mit dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, welches seinerseits bereits eine uni-
tarisierende Wirkung entfaltete. Danach kam es zu 
keinen nennenswerten Absprachen der LŠnder 
untereinander. Ein interessantes Forschungsfeld 
wŠre damit die Frage, welche Determinanten es 
fŸr die spezifische Berlin-Brandenburger Koope-
ration gibt. Wie das dargelegte Fallbeispiel zeigt, 
fŸhrt ein in einem Land Ÿberbordender parteipoli-
tischer Wettbewerb zu einem Ende der Abspra-
chen in dem jeweiligen Themengebiet. Inwieweit 
jedoch bundesweit geŠu§erte UnitarisierungswŸn-
sche von Bedeutung sind oder andere Problemla-
gen, muss offen bleiben. 
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Christentum, Christdemokratie und der moderne Wohlfahrtsstaat 

 
Die EinfŸhrung der vier tragenden sozialpolitischen Pfeiler der Unfall-, Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversiche-
rung markierte die beginnende Expansion des modernen Wohlfahrtsstaates. Grundlegend sollte dadurch den Aus-
wirkungen der Transformationen zum industriellen Kapitalismus und der daraus resultierenden Kommodifizierung 
der Arbeitskraft durch den Schutz vor WechselfŠllen des Lebens und vor Verelendung Einhalt geboten werden. Die 
folgende Ausweitung, lŠnderspezifische Gestaltung und Institutionalisierung dieser intervenierenden Politik definiert 
einen Kerngegenstand der vergleichenden wohlfahrtsstaatlichen Forschung. Dabei galt jedoch das Hauptaugenmerk 
lange Zeit lediglich der Untersuchung eines kausalen Zusammenhangs zwischen dem Ausma§ des Wohlfahrtsstaates 
einerseits und dem politischen Erfolg der Sozialdemokratie sowie der StŠrke und dem Zusammenhalt von Gewerk-
schaften andererseits. 
DemgegenŸber gibt diese Arbeit einen †berblick Ÿber den Forschungsstand bezŸglich der Bedeutung der religišsen 
Denominationen fŸr zugrundeliegende Prinzipen und Werte, einschlie§lich der Christdemokratie und ihrem Beitrag 
zur Ausgestaltung distinktiver wohlfahrtsstaatlicher Regime innerhalb Europas. 
Nach einfŸhrenden Bemerkungen zur Entstehung und Entwicklung der modernen Sozialpolitik werden grundlegende 
TheoriestrŠnge dargestellt. Anschlie§end wird die fundamentale Relevanz, die Religion und Christdemokratie fŸr die 
Untersuchung der wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung haben verdeutlicht. Abschlie§end soll dies durch Befunde des 
gegenwŠrtigen Stellenwertes untermauert werden. 

 
 
1 Die UrsprŸnge moderner Sozialpoli-

tik  

Der moderne Sozial- oder Wohlfahrtsstaat1 wur-
zelt im spŠten 19. Jahrhundert. WŠhrend dieser 
Zeit wurden in unterschiedlichen LŠndern Kern-
gesetze zur sozialen Sicherung verabschiedet. Die 
vier tragenden Pfeiler der Sozialpolitik, die Unfall-, 
Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, 
wurden dabei als erstes in den europŠischen Pio-
niernationen Deutschland, DŠnemark, Belgien und 
…sterreich eingefŸhrt, au§erhalb Europas fasste 
der Wohlfahrtsstaat vor allem in Neuseeland und 
Australien frŸhzeitig Fu§ (Schmidt 2005: 182). 
Trotz lŠnderspezifisch variierender Muster wurde 
dabei im Durchschnitt zunŠchst die Unfallsversi-
cherung etabliert, anschlie§end die Rentenversi-
cherung, gefolgt von der Krankenversicherung 
und letztlich der Arbeitslosenversicherung (Flo-
ra/Heidenheimer 1995: 50, Schmidt 2005: 181ff.).   
Das zugrunde liegende Prinzip lie§e sich dabei 
folgenderma§en zusammenfassen: 
 

,,organized power is deliberately used 
(through politics and administration) in an ef-
fort to modify the play of market forces in at 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
1 Der englische Begriff welfare state, der im angelsŠchsischen 
Raum als Gegenbegriff zur nationalsozialistischen 
,,VolksgemeinschaftÔÔ, dem warfare state, gebraucht wurde, 
verbreitete sich in der …ffentlichkeit im Gro§britannien der 
1940er-Jahre. Im deutschsprachigen Raum lie§e sich als erste 
politisch-šffentliche ErwŠhnung eine den Wohlfahrtsstaat der 
Weimarer Rupublik diskreditierende Aussage von Kanzler 
von Papen aus dem Jahre 1932 vermuten (Flo-
ra/Heidenheimer 1995: 19).   

least three directions - first, by guaranteeing 
individuals and families a minimum income 
irrespective of the market value of their work 
or their property; second, by narrowing the 
extent of insecurity by enabling individuals 
and families to meet certain Ôsocial contingen-
ciesÕ (for example, sickness, old age and un-
employment) which lead otherwise to indi-
vidual and family crises; and third, by ensur-
ing that all citizens without distinction of 
status or class are offered the best standards 
available in relation to a certain agreed range 
of social servicesÕÕ (Briggs 1961: 228).  
 

Demnach sind diese Institutionen grundlegend 
darauf ausgerichtet, vor WechselfŠllen des Lebens 
und vor Verelendung zu schŸtzen und/oder die 
Gleichheit der LebensfŸhrungschancen zu fšr-
dern. Dies kann durch Eingriffe in die Einkom-
mensverteilung, durch Dienstleistungen und GŸ-
terproduktion sowie durch Gebote und Verbote 
erfolgen (Schmidt 2007: 21). 
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Allerdings existierten bereits vor der legislativen 
Expansion sozialpolitische Mechanismen der So-
zialfŸrsorge und Armenpflege2, in Deutschland 
etwa auf genossenschaftlicher, kommunaler, be-
trieblicher und kirchlicher Basis (Schmidt 2005: 
21). Wesentlicher Unterschied war dabei jedoch 
die BeschrŠnkung des gewŠhrten Schutzes, der 
lediglich Bevšlkerungsminderheiten galt, etwa 
Beamten und MilitŠrs3. Eine Abkehr von dieser 
traditionellen Armenpolitik erfolgte dabei zu-
nŠchst in Deutschland, durch das ,,Gesetz, betref-
fend die Krankenversicherung der ArbeiterÔÔ vom 
15.06.1883, eine Zwangsversicherung, primŠr fŸr 
die Arbeiter der gewerblichen Wirtschaft. Mit der 
EinfŸhrung einer Unfallversicherung (1884) sowie 
einer InvaliditŠts- und Altersversicherung (1889) 
erwies sich das Deutsche Reich als Vorreiter dreier 
essenzieller Zweige des Wohlfahrtsstaates.  
Als allgemeiner Hintergrund der modernen Sozi-
alpolitik lassen sich die fundamentalen UmwŠl-
zungen des 19. Jahrhundert deuten. Dabei vollzog 
sich eine Entwicklung von Agrargesellschaften zu 
urbanisierten, industriell-kapitalistisch und bŸro-
kratisch organisierten, demokratisch verfassten 
Gesellschaften. Die Modernisierungstheorie kon-
struiert dabei einen kausalen Zusammenhang zwi-
schen der rasanten Modernisierung, allen voran 
den Teilaspekten der Industrialisierung und De-
mokratisierung, und der Notwendigkeit von Sozi-
alpolitik4. Die unmittelbaren Folgen der Moderni-
sierung waren die Auflšsung traditioneller sozialer 
Bindungen und Netzwerke, ein soziale Desintegra-
tion und damit der Zusammenbruch bisheriger 
Mechanismen der SozialfŸrsorge und Armenpfle-
ge. Demnach wird die entstehende moderne Sozi-
alpolitik mit FunktionslŸcken erklŠrt, welche im 
Prozess der Modernisierung aufbrachen. Einfluss-
reich war dabei insbesondere die strukturell-
funktionale Differenzierung der Gesellschaft; diese 
,,involves a loosening of ascriptive bonds and a 
growing mobility of men, goods and ideasÔÔ (Flo-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
2 Diese poor law-Periode lie§e sich auf die Zeit zwischen dem 
16. - 19. Jahrhundert datieren, und war ,,much more reliant on 
punishments than on reliefÔÔ (Flora/Heidenheimer 1995: 48). 
3 So existierten beispielsweise auch in den USA, eher als 
WohlfahrtsnachzŸgler zu klassifizieren, in den 1870er-Jahren 
fŸr BŸrgerkriegsveteranen und ihre Familien umfassende 
wohlfahrtsstaatliche Mechanismen. Aufgrund der ExklusivitŠt 
der Leistungen wird dem teilweise daraus gezogenen Schluss 
allerdings widersprochen, die USA seien ,,the first modern 
welfare stateÔÔ (Aspalter 2008: 779). 
4 Verwiesen sei zudem auf die Theorie der Industrialisierung, 
welche ebenfalls einen funktionalistischen Charakter aufweist 
und KausalitŠt zwischen der Industrialisierung und der damit 
verbundenen Notwendigkeit sozialpolitischer Intervention 
durch den Staat betont (van Kersbergen 1995: 10). Aufgrund 
der MultidimensionalitŠt des Konzeptes der Modernisierung 
(Flora/Heidenheimer 1995: 38), wird die Modernisierungs-
theorie hier bevorzugt. 

ra/Heidenheimer 1995: 38). Gerade soziale Desin-
tegration, verbunden mit arbeitsmarktspezifischen 
VerŠnderungen, wie sich Šndernden Arbeitsbedin-
gungen durch die Fabrikarbeit, dem Leben in der 
wachsenden Gro§stadt und dem steigenden Ver-
lust von Einkommenssicherheit, fŸhrten weiterhin 
zur Mobilisierung von Gro§teilen der Bevšlke-
rung. Insbesondere die rasant wachsende Klasse 
von (sich organisierenden) Lohnarbeitern erschŸt-
terte traditionelle politische und wirtschaftliche 
Ordnungen in ihren Grundfesten. Dies drŸckte 
sich in Protesten und Gewalt aus. Die ,,soziale 
FrageÔÔ fŸhrt zu ,,pressure generated by social and 
political mobilizationÔÔ (Flora/Heidenheimer 1995: 
43). Von entscheidender Bedeutung wurde, dass 
mit der ,,transformation of the state, the basis of 
its legitimacy and its functions also changeÔÔ (Flo-
ra/Heidenheimer 1995: 23). Die Antwort auf diese 
gesellschaftliche Transformation beinhaltete eine 
staatliche Politik des sozialen Ausgleiches und der 
(Wieder-) Eingliederung. Somit ist dies durchaus 
als rationales Mittel der staatlichen Intervention zu 
sehen, um LegitimitŠt und FunktionalitŠt zu ge-
wŠhrleisten. WŠhrend die Transformation zum 
industriellen Kapitalismus, allen voran durch die 
Entwicklung selbst-regulierender MŠrkte, zu einer 
Kommodifizierung der Arbeitskraft fŸhrte, folgte 
somit funktionell notwendigerweise eine Dekom-
modifizierung; mit anderen Worten: ,,society pro-
tected itself against the perils inherent in a self-
regulating market systemÔÔ (Polanyi 2001: 80). Die 
Geschichte der Entwicklung der modernen Sozi-
alpolitik im ausgehenden 19. Jahrhundert ,,was 
thus a result of a double movementÔÔ (Polanyi 
2001: 79).  
 
 
2 Theorien der wohlfahrtsstaatlichen 

Entwicklung  

WŠhrend die funktionalistische Modernisierungs-
theorie zutreffend den allgemeinen Hintergrund 
einer sich entwickelnden Sozialpolitik zu deuten 
vermag, kann sie die lŠnderspezifischen Zeitpunk-
te der EinfŸhrung sowie die Varianz der unter-
schiedlichen Reaktionen auf die lŠnderŸbergrei-
fend relativ vergleichbaren Problemgrundlagen 
nur unzureichend erklŠren. Durch sozialwissen-
schaftliche Forschung haben sich fruchtbare The-
orien Ÿber die nŠheren Bestimmungsfaktoren 
wohlfahrtsstaatlicher Politik entwickelt. Im Rah-
men dieser Arbeit, und mit Hinsicht auf den the-
matischen Schwerpunkt, sollen zunŠchst die 
Machtressourcentheorie, die politisch-
institutionalistische Theorie, die Parteiendifferenz-
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theorie sowie die Politik-Erblast-Theorie vorge-
stellt und grundlegend erlŠutert werden5. 
 
2.1  Machtressourcentheorie 

Die Theorie der Machtressourcen6 hat eine klas-
sensoziologische und machttheoretische Fundie-
rung. Dies setzt die Annahme voraus, dass staatli-
che AktivitŠten nicht als direkte Funktion gesell-
schaftlicher und wirtschaftlicher Bedarfslagen 
verstanden werden kšnnen. Vielmehr werden die 
Inhalte der Politik durch wirtschaftliche und poli-
tische Machtverteilungen zwischen gesellschaftli-
chen Gruppen oder Klassen und durch die KrŠf-
teverhŠltnisse zwischen ihnen geprŠgt (Schmidt 
2007: 40). 
Eine theoriebildende Bedeutung kommt dabei 
Korpi und Esping-Andersen zu (Korpi 1983, 
1985, 1989; Esping-Andersen 1985a, 1985b, 1990). 
Betont werden in diesen Arbeiten die Auswirkun-
gen der Klassenstruktur einer Gesellschaft, und 
die damit verbundenen Machtressourcen gesell-
schaftlicher Gruppen mit entgegengesetzten wirt-
schaftlichen und sozialen Interessen, auf die 
StaatstŠtigkeit. FŸr die Arbeiten beider Vertreter 
gilt: ,,the distribution of power resources in society 
is of crucial importanceÔÔ (Korpi 1983: 25). Auf 
machtressourcentheoretischen Annahmen beru-
hend und wegweisend hinsichtlich des VerstŠnd-
nisses der Entstehung und Struktur unterschiedli-
cher Wohlfahrtsstaaten erscheint die Studie ,,The 
Three Worlds of Welfare CapitalismÔÔ von Esping-
Andersen (1990), welche aufgrund ihrer Bedeu-
tung fŸr die vergleichende Wohlfahrtsstaatenfor-
schung detaillierter dargestellt werden soll.  
Entscheidend sind demnach die Ressourcen von 
organisierten Interessen. Allerdings ist es 
 

,,a fact that welfare state construction has de-
pended on political coalition-building. The 
structure of class coalitions is much more de-
cisive than are the power resources on any 
single classÕÕ (Esping-Andersen 1990: 30). 

 
Neben der Formation von organisierten Interes-
sen gilt es somit gerade die politischen Koalitions-
bildungen zu untersuchen. Wohlfahrtsstaaten las-
sen sich Esping-Andersen zufolge anhand ihrer 
Position in zwei grundlegenden Dimensionen 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
5 Damit wird sich an einer Gliederung der ,,wichtigsten Theo-
rien zur Erforschung wohlfahrtsstaatlicher PolitikÔÔ von 
Schmidt orientiert (Schmidt 2007: 23ff.).  
6 Machtressourcen lassen sich vor allem anhand der Organisa-
tionskraft, der KonfliktfŠhigkeit, der Kampfkraft/FŠhigkeit 
zur Mobilisierung der Mitglieder, der au§erparlamentarischen 
und parlamentarischen PrŠsenz  und der Regierungsbeteili-
gung eigener oder verbŸndeter Parteien erfassen (Schmidt 
2007: 40). 

untersuchen. Einerseits lŠsst sich der Grad der 
Dekommodifizierung bestimmen. Dekommodi-
fizierung 
 

,,occurs when a service is rendered as a matter 
of right, and when a person can maintain a li-
velihood without reliance on the marketÔÔ 
(Esping-Andersen 1990: 21f.). 

 
Als zweite Dimension wird die soziale Schichtung 
einer Gesellschaft fokussiert, wobei spezifischer 
Sozialpolitik unterschiedliche stratifizierende Wir-
kungen attestiert werden, denn 
 

,,[t]he welfare state is not just a mechanism 
that intervenes in, and possibly corrects, the 
structure of inequality; it is, in its own right, a 
system of stratificationÔÔ (Esping-Andersen 
1990: 23). 

 
Esping-Andersen identifiziert drei idealtypische 
worlds of welfare state capitalism, ein ,,konservativesÔÔ, 
ein ,,liberalesÔÔ und ein ,,sozialdemokratischesÔÔ 
Regime7, welche hinsichtlich ihrer Stellung in den 
beiden SchlŸsseldimensionen regime cluster bilden. 
Die sozialdemokratischen Regime kennzeichnen 
sich durch einen hohen Grad an Dekommodifizie-
rung und ein universalistisches Prinzip. Liberale 
Regime sind demgegenŸber durch geringe De-
kommodifizierung, an BedŸrftigkeitskriterien ge-
bundene Sozialleistungen sowie einen hohen An-
teil privat finanzierter sozialer Sicherungssysteme 
charakterisiert. Konservative Regime sind 
,,moderatÔÔ dekommodifizierend und zielen auf die 
Erhaltung von differenzierten Status ab. Weiterhin 
sind sie durch Etatismus, Korporatimus8 und ein 
kirchliches Erbe geprŠgt, etwa das Prinzip der 
,,SubsidaritŠtÔÔ9 (Esping-Andersen 1990: 27, 77). 
  
2.2 Parteiendifferenztheorie 

Auch im Rahmen der Parteiendifferenztheorie, 
analog zu Machtressourcentheorie, stehen die 
unterschiedlichen Interessen und Machtverteilun-
gen in Wirtschaft, Politik und Gesellschaft im 
Zentrum der Aufmerksamkeit. Allerdings fokus-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
7 Dabei wird von Regimen gesprochen, da wohlfahrtsstaatli-
che Politik umfassend die Sozialstruktur der Gesellschaft 
prŠgt sowie ,,to denote the fact that in the relation between 
state and economy a complex of legal and organizational 
features are systematically interwovenÕÕ (Esping-Andersen 
1990: 2). 
8 Etatismus und Korporatismus in den konservativen Re-
gimen finden dabei ihren Ausdruck vor allem in der Existenz 
berufsgruppenspezifischer und gesonderter Sozialpolitik fŸr 
Staatsdiener (Esping-Andersen 1990: 24). 
9 ,,[T]he principle of ÔsubsidarityÔ serves to emphasize that the 
state will only interfere when the familyÕs capacity to service 
its members is exhaustedÔÔ (Esping-Andersen 1990: 27). 
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siert diese Theorie stärker das Handeln und die 
politisch-ideologischen Ausrichtungen (regieren-
der) Parteien. Somit wird aus Sicht der Parteiendif-
ferenztheorie die Staatstätigkeit vor allem aus der 
parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung 
bestimmt. Im Rahmen der partisan theory wird da-
von ausgegangen, dass politische Parteien die spe-
zifischen Präferenzen ihrer Anhängerschaft be-
rücksichtigen (Hibbs 1977, 1992). 
 

,,Parties behave to a significant degree ‘ideo-
logically‘, meaning that they promote policies 
broadly consistent with the objective interests 
and revealed preferences of their core con-
stituencies.‘‘ (Hibbs 1992: 363) 

  
Andere Varianten der Parteiendifferenztheorie 
berücksichtigen zudem die unmittelbaren Rah-
menbedingungen des Regierungshandelns. In ei-
nem Beitrag von Hicks/Swank (1992) werden 
sogenannte ,,Ansteckungseffekte‘‘ nachgewiesen. 
Dies bezieht sich einerseits auf die Beeinflussung 
,,rechter‘‘ Parteipolitik durch das Vorhandensein 
und die Stärke ,,linker‘‘ Parteien (,,left contagion‘‘) 
- ,,they pressure parties to their right to enhance 
welfare effort (Hicks/Swank 1992: 670). Um-
gekehrt lässt sich ein ,,right contagion‘‘, ein 
,,embourgeoisement effects on left governments ex-
erted by right, as well as center, oppositional 
strength‘‘, nachweisen (Hicks/Swank 1992: 665). 
Neben der Opposition wird dieser Effekt auch 
eventuellen ,,junior parties’’ in Koalitionsregierun-
gen zugesprochen (Hicks/Swank 1992: 668). Zu-
dem haben Vertreter der Parteiendifferenztheorie 
an die Erkenntnisse politisch-institutionalistischer 
Theorien angeknüft und auf direkte und Interakti-
onseffekte zwischen der Regierungspartei und 
staatlichen Strukturen hingewiesen (Schmidt 1996: 
177). Dieser Zweig berücksichtigt somit regieren-
de Parteien, eventuelle Koalitionspartner, Opposi-
tionen sowie die institutionellen Rahmenbedin-
gungen des politischen Systems (Hicks/Swank 
1992; Schmidt 1996, 2002). 
 
2.3  Politisch-institutionalistische Theorie 

Die politisch-institutionalistische Theorie hingegen 
betont primär die Relevanz der Prägung von Poli-
tik und ihrer Ergebnisse durch institutionelle Be-
dingungen. Dies umfasst die ,,interpersonellen'' 
Regeln und Normen der öffentlichen Willensbil-
dung und Entscheidungsfindung, verfassungspoli-
tische Vorgaben, aber auch die Organisation der 
Interessenvermittlung zwischen Gesellschaft, 
Wirtschaft und Politik (Schmidt 2007: 63). Inner-
halb dieses Stranges findet sich eine beträchtliche 
Varianz von Ansätzen. Eine selektive Darstellung 

ließe sich jedoch anhand zweier unterschiedlicher 
Herangehensweisen gliedern – der Typologisie-
rung und Untersuchung spezifischer institutionel-
ler Arrangements einerseits, gegenüber typologie-
übergreifenden Ansätzen, die den politischen Ent-
scheidungsprozess in den Fokus rücken und die 
Effekte einer Summe von diesbezüglichen Be-
schränkungen untersuchen.  
 
2.3.1 Typologien und institutionelle Arran-

gements  

Typologien politischer (Regierungs-) Systeme cha-
rakterisieren distinktive Formen der Demokratie 
und verweisen weiterhin oftmals, im- oder explizit, 
auf die ,,beste‘‘ Form der Regierung sowie Eigen-
schaften hinsichtlich der politischen Stabilität. 
Auch werden spezifische Auswirkungen auf policy 
deklariert. 
Eine entscheidende Grundlage der wegweisenden 
Arbeiten von Lijphaart (1984, 1999) ist die Kon-
zentrierung beziehungsweise Streuung exekutiver 
Macht. Demnach lassen sich Mehrheits- und Kon-
sensdemokratien unterschieden, wobei der Mehr-
heitsdemokratie eine Machtkonzentrierung zu 
attestieren ist, während innerhalb der Konsensde-
mokratien Entscheidungsgewalt institutionell ge-
teilt und durch vielfältige checks-and-balances-
Mechanismen geprägt ist. Weiterhin wird argu-
mentiert, dass diese unterschiedlichen Demokra-
tieformen entscheidenden Einfluss auf die policy-
Produktion ausüben, wonach in unterschiedlichen 
Politikfeldern der Konsensdemokratie eine Über-
legenheit bescheinigt wird.  Diese sei ,,in the kind-
ness and gentleness of their public policy orienta-
tions‘‘ der Mehrheitsdemokratie überlegen 
(Lijphaart 1999: 301). Auch sei in Konsensdemo-
kratien die Qualität der Demokratie und der Re-
präsentation besser gelungen, weswegen ,,the 
overall performance record of the consensus de-
mocracies is clearly superior to that of majoritarian 
democracies‘‘ (Lijphaart 1999: 301f.). Dies betrifft 
unter anderem auch die Generösität des Wohl-
fahrtsstaates (Lijphaart 1999: 293ff.).  
Persson und Tabellini (2002) beziehen neben der 
Regierungsform das Design des Wahlsystemes ein. 
Dabei wird unterschieden zwischen den Regie-
rungsformen des Präsidentialismus und Parlamen-
tarismus sowie den Wahlsystemen single member 
district versus proportional. Demnach führen ein 
single member district Wahlsystem und die Regie-
rungsform des Präsidentialismus zu signifikant 
sinkenden Ausgaben der Regierung im Bereich der 
Sozialpolitik (Persson/Tabellini 2002: 25). 
Weiterhin haben Arbeiten die Wirkung spezifi-
scher institutioneller Arrangements untersucht, 
etwa die Unterschiede zwischen Einheits- und 



CHRISTENTUM, CHRISTDEMOKRATIE UND DER MODERNE WOHLFAHRTSSTAAT 159 

Bundesstaaten (Wachendorfer-Schmidt 2000), 
beziehungsweise Auswirkungen des Fšderalismus 
(und den verschiedenen konkreten fšderalen Aus-
gestaltungen) als Ordnungsprinzip (Maioni 1997, 
Obinger/Leibfried/Castles 2005), oder zwischen 
Staaten mit vielfŠltigen direktdemokratischen 
Elementen und solchen mit weitestgehender Re-
prŠsentativdemokratie (Wagschal/Obinger 1999). 
Studien haben zudem quantitativ, unter dem Ein-
schluss der Erkenntnisse anderer theoretischer 
Zweige, den Einfluss differenzierter institutionel-
ler Spezifika auf die wohlfahrtsstaatliche Entwick-
lung analysiert. So werden als mšgliche Determi-
nanten bei Huber/Ragin/Stephens (1993) auch die 
StŠrke unterschiedlicher Parteien, sozioškonomi-
sche Determinanten, die politische Erblast und die 
StŠrke der Gewerkschaften als au§erparlamentari-
sche ,,MachtgruppierungÔÔ einbezogen. 
Hicks/Swank (1992) fokussieren zwar politisch-
institutionelle Determinanten, untersuchen aller-
dings ebenfalls die Erblast und sozioškonomische 
Determinanten. 
 
2.3.2 Vetopunkte und Vetospieler 

WŠhrend die bisher beschriebenen Vertreter der 
politisch-institutionalistischen Theorie vorrangig 
die Wirkungen spezifischer institutioneller Arran-
gements, die Folgen eines institutionellen settings, 
analysieren, fokussieren andere Vertreter die Ef-
fekte einer Summe von BeschrŠnkungen, welche 
den politischen Handlungsspielraum einer Regie-
rung begrenzen. Diese Theorien grenzen sich von 
Typologien durch  ,,conceptualizing political sys-
tems as integrated wholes and leaving more scope 
for the role of political preferencesÔÔ ab (Immer-
gut/Andersen et al. 2007: 7). 
Immergut (1990, 1992a, 1992b) fasst mit der Ve-
topunkte-Theorie legislative Prozesse als Kette 
politischer Entscheidungen entlang unterschiedli-
cher politischer Arenen auf. Durch die notwendige 
Zustimmung ,,at several points along a chain of 
decisions made in different arenasÔÔ hŠngt das 
Schicksal von legislativer Vorhaben von ,,the 
number and location of opportunities for veto 
along this chainÔÔ ab (Immergut 1990: 396). Die 
Wahrscheinlichkeit eines Vetos wŠhrend des Ge-
setzgebunsprozesses ist dabei an die Partisankom-
position mšglicher Vetopunkte gebunden, was die 
Legislative, Zweite Kammern, PrŠsidenten, Refe-
renda oder auch Verfassungsgerichte beinhalten 
kann. Dies erlaubt eine Analyse der Dynamiken 
von policy-Wandel und eventueller Reformhinder-
nisse. 
Auch die Vetospieler-Theorie fokussiert politische 
Entscheidungsprozesse. Tsebelis (1995, 1999, 
2002) definiert dabei Vetospieler als individuelle 

oder kolletive10 Akteure, deren Zustimmung fŸr 
eine €nderung des politischen status quo notwendig 
ist. Unterschieden wird zwischen institutional veto 
players und partisan veto players. Dabei sind institutio-
nal veto players Akteure, deren politischer Einfluss 
durch die Verfassung bestimmt ist, etwa PrŠsiden-
ten, legislative Kammern oder Verfassungsgerich-
te. Es werden fallgebunden partisan majorities und 
die aus der Verfassung abgeleiteten ,,realenÔÔ 
MachtverhŠltnisse als Kriterien fŸr die Beurteilung 
mšglicher Vetospieler bestimmt. Als partisan veto 
player gelten die an einer Regierung beteiligten 
Parteien. 
Neben der Zahl der Vetospieler, welche mit zu-
nehmendem Ma§e policy-Wandel, eine €nderung 
des status quo, erschwert, kommt weiterhin den 
policy-PrŠferenzen der Akteure eine entscheidende 
Bedeutung zu. Je grš§er die Distanz dieser er-
scheint, desto unwahrscheinlicher wird Politik-
wandel. Diese inhaltliche NŠhe zwischen unter-
schiedlichen Vetospielern wird als Kongruenz 
bezeichnet. Zudem spielt die KohŠsion der Ve-
tospieler eine Rolle, ,,the similarity of policy posi-
tions of the constituent units of each veto playerÔÔ 
(Tsebelis 1995: 301). Dies verweist auf die Homo-
genitŠt beziehungsweise HeterogenitŠt des einzel-
nen kollektiven Vetospielers und die Bedeutung 
des Willens, von der idealen PrŠferenz abzuwei-
chen. So wirken beispielsweise parlamentarische 
Gruppierungen mit eng gesteckten policy-
PrŠferenzen hemmend auf eine VerŠnderung des 
status quo, da somit die Kompromisswahrschein-
lichkeit mit anderen Parteien, und somit  im Par-
lament, sinkt. Zudem steigt die Wahrscheinlichkeit 
fŸr policy-Wandel mit der Dauer einer Regierung 
und der ideologischen Distanz zwischen einer 
aktuellen und der vorangegangenen Regierung 
(Tsebelis 1999: 596f.). 
 
2.4 Politik-Erblast-Theorie 

Die Politik-Erblast-Theorie betont, dass gegen-
wŠrtige StaatstŠtigkeiten als Produkt von geplanten 
und unintendierten Folgen von zu einem frŸheren 
Zeitpunkt getroffenen politischen Entscheidungen 
gesehen werden kšnnen. Dies betrifft vor allem 
Problemlšsungsroutinen, die als Ergebnis eines 
historisch angelegten Problemlšsungspfades zu 
deuten sind, als Resultat von ,,PfadabhŠngigkeitÔÔ.  
Allerdings gilt es zu unterscheiden zwischen der 
Erblast und der PfadabhŠngigkeit. Die Erblast 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
10 Dabei verweist Tsebelis darauf, dass individuelle Vetospie-
ler, etwa einflussreiche PrŠsidenten oder ,,monolithische 
MehrheitenÔÔ (beispielsweise kommunistische Parteien) eher 
rar getreut sind und politische Entscheidungsprozesse im 
Regelfall von kollektiven Akteuren, wie Parteien oder Parla-
menten, dominiert werden (Tsebelis 2002: 38). 
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besteht aus der Summe bestehender politischer 
Reglungen: 
 

,,[t]he legacy of a newly elected government 
consists of the accumulation of commitments 
made in previous decades, generations or cen-
turies by all of its predecessorsÕÕ (Rose 1990: 
266). 
 

Dies ,,casts a shadow across the present and into 
the futureÕÕ (Rose 1990: 264). Die mšglichen Fol-
gen dessen sind vielfŠltig, der Handlungsspielraum 
aktueller politischer Akteure kann dadurch, in 
AbhŠngigkeit von Politikbereich und der Art des 
spezifischen Erbes, eingeschrŠnkt sein. Die Pfad-
abhŠngigkeit betont demgegenŸber die langfristige 
Bedeutung eher spezifischer Weichenstellungen. 
Neben einer gewisserma§en grundlegenden 
,,TrŠgheitÔÔ hinsichtlich des Abweichens von sich 
als praktikabel erwiesenen Problemlšsungsrouti-
nen sind dabei potentielle Umlern-, Such- und 
Stabilisierungskosten, also ,,AbweichungskostenÔÔ 
fŸr die PfadabhŠngigkeit mitverantwortlich 
(Schmidt 2007: 85f.). Die Kosten steigen zudem 
mit zunehmender Wandlung auf einem bestimm-
ten Pfad (Pierson 2000: 252). Im Gegensatz zu 
anderen Theorien wird hierbei also die Vergan-
genheit als entschiedende Determinante politi-
schen Handels gesehen. 
 
 
3 Konfessionelle Wurzeln und SŠkula-

risierung 

Im Rahmen der funktionalistischen Modernisie-
rungstheorie und der double movement werden die 
SŠkularisierung11 und der Protestantismus als fšr-
derlich fŸr die Entstehung der Wohlfahrtsstaaten 
beschrieben.  
Der Protestantismus gilt, durch die damit verbun-
dene fundamentale Neuausrichtung der Beziehung 
zwischen Staat und Kirche, als ein historisch ent-
scheidender Ansto§ der SŠkularisierung. WŠhrend 
ein vorherrschender katholischer Einfluss in Kul-
tur und Politik durch den dadurch persistenten 
Konflikt zwischen Kirche und Staat der wohl-
fahrtsstaatlichen Entwicklung als hinderlich er-
scheint, wird dem Protestantimus, durch eine gra-
duelle Entwicklung der Kirche-Staat-Beziehung, 
ein fšrderlicher Einfluss attestiert. Demnach wa-
ren in LŠndern mit primŠr protestantischem Glau-
ben und dem dadurch verstŠrkten Grad an SŠkula-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
11 Dabei umfasst die SŠkularisierung allen voran einen sinken-
den Einfluss der Religion auf nicht-religišse Bereiche, etwa 
Staat und Wirtschaft, aber auch einen RŸckgang des Aus-
drucks religišser TŠtigkeiten durch Individuen (Bruce 2002: 
3). 

risierung die Voraussetzungen fŸr wohlfahrtsstaat-
liche Entwicklung bedeutend aussichtsreicher. 
Somit werden im Rahmen funktionalistischer 
Theorien allen voran Unterschiede in der Quali-
tŠt12 und dem Zeitpunkt der EinfŸhrung der Sozi-
alpolitik auf die Konfession und den SŠkularisie-
rungsgrad zurŸckgefŸhrt.  
Es wird den verschiedenen Mobilisierungsmustern 
eine entscheidende Bedeutung zugeschrieben: 
 

,,the protestant nationalization of the territo-
rial culture in the North favored the mobiliza-
tion of voice Ôfrom belowÕ: the early devel-
opment of literacy encouraged the mobiliza-
tion of lower strata into mass politics, and the 
incorporation of the church into the state ap-
paratus reduced one potential source of con-
flict and produced a clear-cut focus for the 
opposition of the dominant population. By 
contrast, the supra-territorial influence  of the 
catholic church favored a mobilization Õfrom 
aboveÕ: the late development of literacy re-
tarded spontaneous mass mobilization and 
the conflicts over the control over the educa-
tional system led to efforts by the church to 
mobilize against the stateÕÕ (Flora 1983: 22). 

 
Der ,,idealeÔÔ, universalistische, zentralistisch 
organisierte Wohlfahrtsstaat entwickelte sich daher 
in der europŠischen Peripherie - in grš§tmšglicher 
rŠumlicher Distanz zu Rom (Manow/van Kers-
bergen 2009: 12).  
Differenzierter analysiert wird der Zusammenhang 
zwischen Religion und SŠkularisierungsmustern 
sowie dem ,,westward spreadÔÔ des Wohlfahrtsstaa-
tes von Heidenheimer (1983). In Dialogform, nach 
Perspektiven von Max Weber und Ernst 
Troeltsch, wird der Frage nachgegangen,  
 

,,whether the spread of social insurance is at 
all related to the religious ethos prevalent in 
different countries and if so, how do the dif-
ferent branches of Christianity compare in the 
degree to which they have welcomed or op-
posed this trend?ÔÕ (Heidenheimer 1983: 6). 

 
WŠhrend sich nach Weber aufgrund der spezifi-
schen Doktrin und einer engeren Beziehung zwi-
schen Staat und Kirche die Bedingungen in prote-
stantisch geprŠgten Landern fŸr Sozialpolitik als 
fšrderlich erwiesen und daher katholisch domi-

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
12 ,,QualitŠtÔÔ bezieht sich dabei auf den Grad der ,,statenessÔÔ 
(dem Ausma§ der Zentralisation, respektive der Staat-Kirche-
Integration, sowie dem Ausma§ der staatlichen Intervention 
in die Wirtschaft) und den Grad der institutionellen KohŠ-
renz, also universalistisch versus fragmentiert (Ma-
now/Kersbergen 2009: 12). 
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nierte LŠnder wohlfahrtsstaatliche NachzŸgler 
waren, verweist Troeltsch auf die wichtige Unter-
scheidung zwischen lutheranischen und calvinisti-
schen LŠndern. Wegen der Verbindung zu liberal-
kapitalistischem Gedankengut lie§e sich vermuten, 
dass calvinistische LŠndern nicht nur stŠrker gegen 
(sozialpolitische) staatliche Interventionen oppo-
nierten als protestantische, sondern auch als ka-
tholische LŠnder. Hinsichtlich der SŠkularisie-
rungsmuster vollzog sich aus der Sicht Webers mit 
der SŠkularisierung eine Rationalisierung, die als 
solche fšrderlich fŸr die wohlfahrtsstaatliche Ent-
wicklung galt, wohingegen sich mit Troeltsch auf 
die MultidimensionalitŠt dieses Prozesses hinwei-
sen lie§e, wobei, je nach Bereich der Politik und 
des alltŠglichen Lebens, die Religion Einfluss ver-
loren haben mag, allerdings in bestimmten SphŠ-
ren durchaus traditionelle Werte in sŠkulŠre Struk-
turen und Prozesse ,,transplantiertÔÔ wurden (Hei-
denheimer 1983: 9). 
Auch Manow (2002) befasst sich, in kritischer 
Auseinandersetzung mit der wohlfartsstaatlichen 
Regimedreiteilung nach Esping-Andersen13, mit 
den konfessionellen Wurzeln des europŠischen 
Wohlfahrtsstaates. Dabei wird auf einen zu starken 
Fokus auf den politischen Katholizismus verwie-
sen. Nštig sei jedoch, ,,den Einfluss der protestan-
tischen Soziallehre auf die Entwicklungsmuster 
der westlichen Wohlfahrtsstaaten genauer in den 
Blick zu nehmenÔÔ (Manow 2002: 221). Er identifi-
ziert jeweils konfessionell geprŠgte Nord/SŸd- 
und Ost/West-Achsen. Dabei bewege man sich 
von katholisch geprŠgten sŸdeuropŠischen LŠn-
dern, Ÿber gemischt-konfessionelle Gesellschaften 
hin zu primŠr protestantischen LŠndern im Nor-
den. Auf der Ost/West-Achse bewege man sich 
nun wiederum, innerhalb der gemischt-
konfessionellen sowie dominant-protestantischen 
LŠndern, zugleich von einer Dominanz der luther-
anischen Staatskirche hin zu einer immer grš§eren 
Bedeutung ,,non-konformistischer Stršmungen, 
protestantischer Sekten, Freikirchen und des re-
formierten ProtestantismusÔÔ (Manow 2002: 206f). 
Demnach lassen sich UnzulŠnglichkeiten der Ka-
tegorisierung von Esping-Andersen durch die 
unterschiedliche Bedeutung von protestantischer 
und katholischer Soziallehre einerseits sowie die 
Variationen protestantischer Glaubensrichtungen 
andererseits erklŠren.  
Somit wird auch hier auf die differenziert zu un-
tersuchende Bedeutung des Protestantismus ver-
wiesen: gerade der freikirchliche beziehungsweise 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
13 Dabei umfasst die Kritik allen voran eine vermutete 
,,normative AufladungÔÔ der Typologie, bei der das ,,hŠsslicheÔÔ 
konservative Wohlfahrtsregime zudem in seiner Varianz 
unterbelichtet bleibt und geografisch Šu§erst ,,passungenauÔÔ 
erscheint (Manow 2002: 204f.). 

reformierte Protestantismus habe demnach 
,,sowohl die verzšgerte EinfŸhrung staatlicher 
Sozialversicherungen gegen die sozialen Risiken 
Unfall, Krankheit, Alter und Arbeitslosigkeit (je-
doch Pionierarbeit bei der Arbeiterschutzgesetz-
gebung!), als auch deren spŠtere spezifische insti-
tutionelle FortentwicklungÔÔ beeinflusst (Manow 
2002: 221). Gerade hinsichtlich dieser LŠnder mit 
freikirchlich/reformiert protestantischem Einfluss 
finde das Muster eines verzšgerten ,,westward 
spread of the welfare stateÔÔ seine BestŠtigung 
(Manow 2002: 213). 
Direkt an der double movement setzten Manow/van 
Kersbergen (2009) an und betonen die Bedeutung 
zu untersuchen, wer genau die 
,,wohlfahrtsstaatliche GegenbewegungÔÔ unter-
nahm. Fokussiert werden dabei politische Akteure, 
insbesondere ,,parties as the organized expression 
of social cleavage structuresÔÔ (Manow/van Kers-
bergen 2009: 10). Als Grundlage dient zunŠchst 
die Unterscheidung zwischen Zweiparteien- und 
Mehrparteiensystemen14. 
Entscheidend fŸr Manow/van Kersbergen ist, 
dass in Zweiparteiensystemen 
 

,,mainly one societal cleavage is present, 
namely, the one dominant in all advanced in-
dustrial countries, the left-right or labor-
capital cleavage. [É] In PR systems, in con-
trast, a larger (effective) number of parties al-
lows for the representation of more than the 
one dominant cleavage dimensionÕÕ (Ma-
now/van Kersbergen 2009: 18). 

 
Von gro§er Relevanz sei dabei, die Unterschei-
dung zwischen Nord- und Kontinentaleuropa. Im 
Norden Europas sei keine religišse cleavage 
,,politisiertÔÔ worden, hauptsŠchlich aufgrund der 
fehlenden Staat-Kirche-Konflikte und der religiš-
sen HomogenitŠt der Gesellschaften. Vielmehr sei 
hier, neben der labor-capital cleavage, die Untersu-
chung der urban-rural cleavage relevant. Demgegen-
Ÿber sind in Kontinentaleuropa die unterschiedli-
chen christdemokratischen Parteien als Folge der 
religišsen cleavage zu sehen, die auf den Staat-
Kirche-Konflikten des ausgehenden 19. und be-
ginnenden 20. Jahrhunderts beruht.  
So lie§en sich auch die Three Worlds of Welfare Capi-
talism durch diese politisierten cleavages erklŠren: 
wŠhrend in liberalen Wohlfahrtsstaaten, samt 
Mehrheitswahlsystem, lediglich die capital-labour 
cleavage dominiert, finden sich in den sozialdemo-
kratischen Regimen Agrarparteien, die auf einer 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
14 Dabei wird ein Modell der political class coalition theory von 
Iversen/Soskice (2006) aufgegriffen. Dieses untersucht den 
Zusammenhang zwischen Wahlsystem und Parteiensystem 
sowie dem damit in Verbindung stehenden Wahlverhalten.  
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urban-rural cleavage beruhen und in den konservati-
ven Wohlfahrtsstaaten fŸhrte die Inkorporation 
einer religious cleavage zur Herausbildung der 
Christdemokratie (Manow/van Kersbergen 2009: 
22). Durch die Betrachtung der politischen Partei-
en und mšglicher Koalitionsbildungen ist zudem 
die Untersuchung der ,,within type variation in the 
case of Conservative, Christian Democratic welfa-
reÔÔ mšglich (Manow/van Kersebergen 2009: 23). 
 
 
4 Die ,,AnnerkennungÔÔ der Christde-

mokratie 

Der Einfluss christdemokratischer Parteien auf die 
sozialpolitische Entwicklung galt innerhalb der 
wohlfahrtsstaatlichen Forschung lange Zeit als 
relativ unerschlossen, gerade im Vergleich zu der 
Untersuchung des Sozialismus und der Sozialde-
mokratie - ,,[f]or a long time, the most common 
way to begin a study on Christian democracy was 
to complain that this political movement was ne-
glected by scholarsÔÔ (Kalyvas/van Kersbergen 
2010: 184). 
Innerhalb der wissenschaftlichen Debatten wurde 
sich hauptsŠchlich mit der ,,Logik der Modernisie-
rungÔÔ und ,,Logik der IndustrialisierungÔÔ ausein-
andergesetzt, welche bereits Annahmen Ÿber den 
Effekt der SŠkularisierung und des protestanti-
schen Einflusses postulierten. 
Zentral war daher lange Zeit vielmehr die Unter-
suchung der ,,social democratization of capita-
lismÔÔ, als Antwort auf die Modernisierung und 
ihrer Folgen (Esping-Andersen/van Kersbergen 
1992: 190). Dabei galt es einen kausalen Zusam-
menhang zwischen der Sozialdemokratie und dem 
Wohlfahrtsstaat zu untermauern. Es wurden 
Rahmenbedingungen fŸr das Gelingen sozialde-
mokratischer Bewegungen bestimmt, etwa die 
SchwŠche ,,rechterÔÔ Stršmungen, der Zusammen-
hang zwischen dem politischen Erfolg der Sozial-
demokratie und der StŠrke und dem Zusammen-
halt der Gewerkschaften oder notwendige Koaliti-
onsbildungen, etwa mit Agrarparteien (Esping-
Andersen/van Kersbergen 1992: 190). Zudem 
wurde somit implizit die Sozialdemokratie mit 
dem ausgebauten Wohlfahrtsstaat, der erfolgrei-
chen Entwicklung der Sozialpolitik,  gleichgesetzt. 
Grundlegend lie§e sich in diesem Zusammenhang 
von einen social democratic bias sprechen, der unter 
anderem darauf begrŸndet war, dass per se Ar-
beitnehmerparteien mit sozialdemokratischen 
Parteien gleichgesetzt wurden, obgleich ,,[w]age 
earners are not by nature social democratsÒ (van 
Kersbergen 1995: 26). 
Allerdings lie§ sich in zunehmendem Ma§e ein 
(wohlfahrtsfšrdernder) Einfluss der christdemo-

kratischen Parteien nicht leugen. Studien von Ste-
phens (1979) oder Schmidt (1980, 1982) erbrach-
ten die Erkenntnis, dass christdemokratische Par-
teien ebenfalls einen fšrderlichen Einfluss auf die 
moderne Sozialpolitik ausgeŸbt haben. Dabei 
wurde jedoch zunŠchst lediglich auf eine funktio-
nale €quivalenz verwiesen: 
 

,,it seemed possible that the anti-capitalist as-
pects of Catholic ideology [É] - as well as the 
generally positive attitude of the Catholic 
church towards welfare for the poor might 
encourage government welfare spendingÕÕ 
(Stephens 1979: 100). 

 
Die Anerkennung eines distinktiven Einflusses 
kulminierte gewisserma§en in der Postulierung 
eines konservativen wohlfahrtsstaalichen Regimes 
durch Esping-Andersen (1990). Allerdings kann 
auch hier ein sozialdemokratisches Bias festgestellt 
werden. Das sozialdemokratische wohlfahrtsstaat-
liche Regime ist gekennzeichnet durch ,,the capaci-
ty to substitute for the characteristics dominant in 
either a liberal or a conservative regimeÕÕ (Esping-
Andersen 1990: 110). Das konservative Regime 
wird unter anderem durch die Abweichung vom 
sozialdemokratischen Regime definiert. Ein ent-
wickelter Wohlfahrtsstaat ,,is the incarnation of 
social democracy in powerÔÔ (van Kersbergen 
1995: 24). Das sozialdemokratische Regime Ÿber-
nimmt den Part des ,,guten RegimesÕÕ - die norma-
tive Aufladung der Regimedreiteilung ,,lŠsst sich 
nur schwer kaschierenÔÔ (Manow 2002: 204).  
 
 
5 Die Christdemokratie als politisches 

PhŠnomen  

Das PhŠnomen der Christdemokratie wurde wŠh-
rend der 90er-Jahre zunehmend in theoretischer 
und vergleichender Perspektive innerhalb der So-
zialwissenschaften analysiert (van Kersbergen 
1995; Kalyvas 1996, 1998). Als Grund dafŸr lie§e 
sich allen voran der bestŠndige Einfluss christde-
mokratischer Parteien innerhalb der europŠischen 
politischen Systeme, so auch auf EU-Ebene, nen-
nen - ,,the postwar era in democratic Western 
Europe was above all a period of Christian demo-
cratic primacyÔÔ (Kalyvas/van Kersbergen 2010: 
185). Derzeit lassen sich 16 christdemokratische 
Parteien in 13 europŠischen LŠndern identifizieren 
(Frey 2009: 50). Als grundlegende Pfeiler dieser 
Parteien dient einerseits die KapazitŠt, heterogene 
gesellschaftliche Gruppen zu erreichen sowie an-
dererseits die FŠhigkeit, die religišse IdentitŠt stra-
tegisch zu betonen oder in den Hintergrund zu 
stellen (Kalyvas/van Kersbergen 2010: 186f.). 
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Christdemokratische Parteien stehen dabei in Ver-
bindung zu den konfessionellen Parteien, welche 
sich Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhun-
derts entwickelten. Allerdings bleibt strittig, inwie-
fern hier von einer KontinuitŠt auszugehen ist. 
Einerseits werden DiskontinuitŠten betont und 
davon ausgegangen, dass die Christdemokratie, 
obwohl ,,ErbeÔÔ der konfessionellen Parteien der 
VorkriegsŠra, nach dem Zweiten Weltkrieg in 
Form demokratischer Parteien neu aufgebaut 
wurde, was einen radikalen Bruch mit ehemals 
vorherrschenden anti-kapitalistischen und anti-
demokratischen Stršmungen innerhalb der kon-
fessionellen Parteien erforderte (Conway 2003, 
Frey 2009). Frey (2009) unterscheidet zwischen 
,,purenÔÔ religišsen Parteien und christdemokrati-
schen Parteien. Auf Basis von Parteimanifesten 
werden die gegenwŠrtigen christdemokratischen 
Parteien als ,,nicht-strukturellÔÔ eingestuft. Dies 
bezieht sich darauf, dass ,,pureÔÔ religišse Parteien 
ihre Wurzeln in traditionellen cleavages haben, wo-
hingegen die Christdemokratie diese transzendiert 
hat und auf eine Mediation von cleavage-basierten 
Konflikten abzielt, weshalb von einer Diskonti-
nuatŠt auszugehen sei.  
DemgegenŸber betonen andere Autoren Konti-
nuitŠten (Kanyvas 1996, van Kersbergen 1995). So 
lie§e sich hervorheben, dass 
 

,,the process of party formation had far reach-
ing consequenes that underline an important 
continuity between the older confessional 
parties and contemporary Christian democ-
ratic onesÔÔ (Kalyvas/van Kersbergen 2010: 
190f.). 

 
Beispielhaft dafŸr wŠre der gemeinsame catch-all-
Charakter, die damit verbundene Mediation und 
der Einschluss heterogener gesellschaftlicher 
Gruppierungen.  
Weiterhin stellt van Kersbergen (1995) eine Ver-
bindung Ÿber das Erbe sozialkatholischen Gedan-
kenguts und des politischen Katholizismus her. 
Diese little traditions gingen demnach Ÿber die so-
ziale und politische Theorie des Ršmischen Ka-
tholizismus (grand tradition) weit hinaus, gerade in 
der Auseinandersetzung mit der aufkeimenden 
Modernisierung und der Entwicklung von Mas-
sendemokratien. So verabschiedeten sich diese 
Stršmungen allen voran frŸhzeitig von anti-
kapitalistischen und anti-demokratischen Einstel-
lungen. Die ,,kleinenÔÔ Traditionen bildeten die 
Grundlage fŸr eine pragmatische Herangehenswei-
se an die damaligen Herausforderungen. Demge-
genŸber mangelte es der grand tradition der katholi-
schen Kirche daran, ,,to see the capitalist world as 
it really wasÔÔ (van Kersbergen 1995: 228). Die 

konfessionellen Parteien der Vorkriegsjahre und 
die christdemokratischen Erben dieser ,,kleinen 
TraditionenÔÔ verhalfen demnach, auch durch kon-
tinuierliche Einflussnahme, dazu, dass sich ein 
distinktives wohlfahrtsstaatliches Regime inner-
halb des ,,katholischen GŸrtelsÔÔ herausbilden 
konnte, genannt social capitalism (van Kersbergen 
1995: 177). Dabei kennzeichnet sich der social capi-
talism grundlegend etwa durch eine Priviligierung 
der Familie sowie die Bevorzugung des male-
breadwinner Modells, eine Orientierung an income-
replacements (statt service replacements), ein vergleich-
weise geringes Ausma§ an aktiver Arbeitsmarktpo-
litik und fragmentierte sozialpolitische Programme 
(van Kersbergen 1995: 125ff.). Weiterhin lŠsst sich 
durch die Analyse der spezifisch vertretenen, hete-
rogenen Interessen innerhalb unterschiedlicher 
christdemokratischer Parteien und dem unter-
schiedlichen Einfluss der little traditions die Varianz 
innerhalb der chrisdemokratischen Regime erklŠ-
ren.  
Zusammenfassend lie§e sich ein ,,versšhnlichesÕÕ 
Urteil sprechen: 
 

,,[n]o one would challenge the fact that post-
war Christian democratic parties look very 
different from their pre-war predecessors; 
likewise, it would be difficult to deny that key 
elements of their outlook, like their social 
concern, can be traced back to their originsÔÔ 
(Kalyvas/van Kersbergen 2010: 191). 

 
Sowohl die Betonung eines deutlichen Bruchs 
infolge des Zweiten Weltkrieges ist notwendig, um 
Besonderheiten der Christdemokratie zu analysie-
ren, als auch der Verweis auf kontinuierlich prŠ-
gende Soziallehren. 
 
 
6 GegenwŠrtige Relevanz 

Grundlegend sei darauf verwiesen, dass inzwi-
schen, unabhŠngig von der methodischen Heran-
gehensweise und der theoretischen Fundierung, 
konfessionelle/christdemokratische Parteien, ein 
konfessionelles Erbe oder auch die zu bestimmten 
Zeitpunkten dominante Konfession nahezu 
selbstverstŠndlich implizit oder explizit Beachtung 
innerhalb der Untersuchungen des Wohlfahrts-
staates finden.  
Davon zeugen unter anderem auch verschiedene 
an Idealtypen ausgerichtete Typologien (Bonoli 
1997, Castles/Mitchell 1993, Esping-Andersen 
1990, Siarnoff 1994). ,,KonservativeÔÔ, primŠr 
durch christdemokratische Parteien geprŠgte LŠn-
dern kennzeichnen sich dabei durch einen relativ 
hohen Grad an Sozialausgaben, allerdings auch die 
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AbhŠngigkeit der social benifits von vorhergehenden 
BeitrŠgen, eine statuskonservierende Wirkung und 
eine male-breadwinner-Orientierung der Sozialpolitik 
(Arts/Gelissen 2002: 143f.). Demnach sind die 
Wohlfahrtsstaaten weniger universalistisch und 
geschlechteregalitŠr orientiert. Auch existieren 
oftmals ,,multiple insurance schemes for the same 
risk and for different employment categoriesÕÕ 
(Huber/Stephens 2001a: 144). Das weiterhin 
prŠgende Prinzip der SubsidaritŠt drŸckt sich aus 
in 
 

,,the predominance of private provision of 
services combined with reliance on the family. 
These welfare state structures have important 
implications for gender roles; they assign the 
responsibility for care-giving predominantly 
to unpaid women's labor and thus keep 
women's labor force participation low (Hu-
ber/Stephens 2001a: 144f.). 

  
Offensichtlich wurde die Relevanz der Christde-
mokratie sowie des religišsen Erbes zudem im 
Verlaufe der Untersuchung der ,,new politics of 
the welfare stateÔÔ. Allen voran angesto§en von 
Pierson (1996, 2001), durch den Verweis auf die 
grundlegende Verschiedenheit der Politiken der 
wohlfahrtsstaatlichen Formation und Expansion 
einerseits sowie der Politik der notwendigen 
,,EinsparungenÔÔ, der sich in den letzten Jahrzehn-
ten ausgebaute Wohlfahrtsstaaten gegenŸbersehen, 
anderserseits. Dies basiert allen voran darauf, dass 
KŸrzungen hinsichtlich der Sozialpolitik unpopu-
lŠr sind und somit die Verteilung von WŠhlerloya-
litŠten stŠrker in den Fokus rŸckt. Dies hat ent-
scheidende Auswirkungen auf den Parteienwett-
bewerb. Es werden infolgedessen Strategien des 
blame avoidance verfolgt. Dies lŠsst sich etwa durch 
die bewusste Intransparenz von sozialpolitischen 
Einschnitten (Weaver 1986) oder auch durch die 
Zusammenarbeit in gro§en Koalitionen erreichen, 
der sogenannten blame diffusion Ÿber das politische 
Spektrum (Kitschelt 2001). 
Grundlegend wird auf einen distinktiven Charak-
ter der christdemokratischen Parteien verwiesen, 
was in einer spezifischen Bedeutung im Rahmen 
der ,,VerkleinerungÔÔ westlicher Wohlfahrtsstaaten 
resultiert. Als Parteien, die Ÿber Klassengrenzen 
hinweg WŠhler mobilisieren, heterogen zusam-
mengesetzt sind und als Verteidiger wohlfahrts-
staatlicher Politik gelten,  erscheint es fŸr christ-
demokratische Parteien problematisch, als Regie-
rungspartei sozialpolitische Einschnitte zu recht-
fertigen - ,,faced with these risks, Christian demo-
crats have few incentives to push social policy 
retrenchmentÔÔ (Kitschelt 2001: 286). Am ehesten 
wŠre die Bereitwilligkeit fŸr eine ,,VerschlankungÔÔ 

des Wohlfahrtsstaates bei liberalen Parteien gege-
ben. Allerdings sollten Christdemokraten auch in 
einer Regierungskoalition mit liberalen Parteien 
vor diesem Weg zurŸckschrecken, da dies die Ge-
fahr in sich bŸrgt, WŠhler an ,,linkeÔÔ Parteien zu 
verlieren. Da jedoch auch sozialdemokratische 
Parteien eine Taktik der blame avoidance verfolgen, 
erscheint die einzig denkbare Konstellation fŸr 
einschneidende Eingriffe in die Sozialpolitik eine 
grand coalition, als Mechanismus der blame diffusion 
(Kitschelt 2001: 285f.). 
Das durch christdemokratische FŸhrung entstan-
dene wohlfahrtsstaatliche Regime sieht sich zudem 
in Zeiten der new politics weiteren spezifischen Her-
ausforderungen gegenŸbergestellt. Dabei ist inbe-
sondere der seit etwa den 1980er-Jahren durch 
demografische und škonomische Entwicklungen 
entstandene Druck auf die Versicherungssysteme 
von Bedeutung. Auf diese Herausforderungen 
wurden von diesen Regimen spezifische Antwor-
ten gefunden, etwa die forcierte Senkung des An-
gebotes an Arbeitskraft durch eine relativ frŸh 
ermšglichte Pensionierung (Huber/Stephens 
2001b: 126). Allerdings fŸhrte nicht zuletzt dies zu 
einem notwendigen Ausbau des wohlfahrtsstaatli-
chen Engagements hinsichtlich der €lterenfŸrsor-
ge. Als grundlegendes Problem erweist sich zudem 
die bisher nur mangelhaft gelungene Integrierung 
der weiblichen Bevšlkerung in den Arbeitsmarkt. 
Dies erscheint allerdings als unabdingbar, um die 
finanzielle Basis des Wohlfahrtsstaates zu sichern  
(Huber/Stephens 2001b: 138). Diese lediglich 
beispielhaft skizzierten Mechanismen verdeutli-
chen, dass die christdemokratischen Parteien als 
partisan Akteure und die konservativen Wohl-
fahrtsstaaten als solche in Zeiten der new politics 
sehr spezifische Herausforderungen zu meistern 
haben, auf die wiederum charakteristische Ant-
worten gefunden werden, die in Verbindung zur 
Parteibasis und zur politischen Erblast stehen. 
Allein durch den Einfluss auf die Herausbildung 
distinktiver wohlfahrtsstaatlicher Arrangements 
erscheint die Relevanz bestŠtigt. Abschlie§end 
sollen nun zudem AnsŠtze aufgefŸhrt werden, die 
Ÿber die christdemokratischen Parteien als Akteure 
und den konservativen Wohlfahrtsstaat als spezifi-
sches Regime hinausgehen. Castles (1994) etwa 
argumentiert dafŸr, 
 

,,that the great divide between Catholic and 
Protestant Christendom [É] remains an im-
portant factor shaping outcomes across a 
wide range of policy areas, including social 
policy, family policy and labour market pol-
icyÕÕ (Castles 1994: 20). 
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Dies lie§e sich zurŸckfŸhren auf ,,shared historical 
and cultural attributesÕÕ (Castles 1994: 21). Als 
Grundlage der spezifischen Stellung erscheint 
dabei das Prinzip der SubsidaritŠt, welches korpo-
ratistische Arrangements durch existierende sozia-
le Gruppen impliziert und die Abneigung, dem 
Staat mehr Macht als nštig zu Ÿbergeben. Zudem 
beinhaltet die Doktrin der natŸrlichen Ungleich-
heit eine tendentielle Aufrechterhaltung von be-
stehenden Status. Aufgrund des vermuteten katho-
lischen Einflusses Ÿber Parteien hinaus, wird dabei 
eine ,,katholische GesellschaftÔÔ operationalisiert15. 
Es wird eine ,,Catholic family of nationsÔÔ identi-
fiziert, ,,with public policies quite different from 
those of national groupings with other historical 
and cultural antecedentsÔÔ (Castles 1994: 35). Dies 
betrifft vor allem eine stŠrker eingeschrŠnkte staat-
liche Intervention und ,,gender-specific outco-
mesÕÕ, insbesondere die forcierte geringere Beteili-
gung der Frauen auf dem Arbeitsmarkt.  
Nach Fink (2008, 2009) lie§e sich die Untersu-
chung der policy-Prozesse zudem grundlegend 
durch das Konzept der Kirche als societal veto player 
ergŠnzen. Demnach stellen die lŠnderspezifischen 
Kirchen einzubeziehende Akteure dar, die, im 
Gegensatz zu partisan und institutional veto players, 
nicht regulŠr in das policy-making involviert sind 
und lediglich themenbezogen aktiv werden (Fink 
2009: 81f.). Der mšgliche Einfluss der Kirche als 
Akteur lŠsst sich demnach durch das Mobilisie-
rungspotential ermitteln. Dieses variiert anhand 
der Mitgliederzahlen sowie aufgrund der spezifi-
schen ReligišsitŠt der Mitglieder. Auszugehen ist 
davon, dass die katholische Kirche eine grš§ere 
MobilisierungsfŠhigkeit besitzt, da ,,Catholic adhe-
rents are more religious than their Protestant 
counterpartsÔÔ (Fink 2009: 82). Allerdings besteht, 
neben dem grundlegenden (politischen) Mobilisie-
rungspotential der kirchlichen Mitglieder, die Mšg-
lichkeit der Einflussnahme auf Gesetzgebungspro-
zesse durch veto points. Von entscheidender Bedeu-
tung sind dabei etwa Referenda - ,,[t]he possibility 
of referendum enhances the potential of churches 
to act politicallyÔÔ (Fink 2009: 84). WŠhrend Fink 
lediglich den Einfluss Kirche auf die Varianz von 
embryo research laws untersucht, wird jedoch eine 
PrŠgung auf andere Politikfelder, etwa ,,child care, 
gay rights, abortion, educationÔÔ, vermutet (Fink 
2009: 93). 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
15 Dies umfasst entweder eine Gesellschaft, in der mindestens 
75% der Bevšlkerung getauft sind oder LŠnder, in denen 
christdemokratische Parteien Ÿber eine Dekade hinweg zu-
mindest Koalitionspartner einer Regierung waren (Castles 
1994: 24). Allerdings entstehen hierbei hinsichtlich der theore-
tischen und methodischen Grundlage des Konzeptes 
,,common cultureÔÔ und des diesbezŸglich angenommenen 
gemeinsame Erbes erkennbare Diskussionspunkte (van Kers-
bergen 1995: 229f.).  

Ob in Form eines kulturellen oder politischen 
Erbes, Ÿber den Einfluss der Christdemokratie, 
manifestiert in charakteristischen, unterscheidba-
ren Wohlfahrtsstaaten, oder auf dem Wege als 
mšglicher societal veto player - die christliche Religi-
on ist offensichlich weiterhin ein entscheidender 
Faktor, der in die Untersuchung gegenwŠrtiger 
(sozial-) politischer Prozesse einbezogen werden 
muss. 
 
7 Zusammenfassung 

Die Entwicklung moderner Wohlfahrtsstaaten ist 
im Rahmen der vergleichenden Forschung nur mit 
Hilfe des zu berŸcksichtigenden Einflusses unter-
schiedlicher AusprŠgungen der christlichen Religi-
on sowie der Christdemokratie vollstŠndig zu er-
schlie§en. WŠhrend die wissenschaftlichen Debat-
ten anfŠnglich allen voran die sozialdemokrati-
schen Reaktionen auf die mit der Modernisierung 
verbundenen Effekte fokussierte, konnte zuneh-
mend die distinktive Bedeutung von Denominati-
on und Christdemokratie nachgewiesen werden. 
WŠhrend gerade im Zuge der poor-law period der 
Werte- und Normengrundstein gelegt wurde, 
zeichnen sich christdemokratische Parteien durch 
eine spezifische Sozialpolitik aus, welche auf 
grundlegenden Elementen christlichen Gedanken-
guts fu§t. Weiterhin verweisen Untersuchungen 
auf noch immer persistente kulturelle EinflŸsse 
und mšgliche Vetopotentiale kirchlicher Institu-
tionen. Die Ergebnisse der vorliegenden Untersu-
chung belegen somit die breit gefŠcherte Relevanz, 
die es mit Hilfe der vielfŠltigen theoretischen An-
sŠtze zu untersuchen gilt. Insbesondere in Zeiten 
der in Frage gestellten ZukunftsfŠhigkeit ausge-
bauter Sozialstaaten ist das christliche Erbe so-
wohl innerhalb der politischen Arena als auch auf 
gesellschaftlicher Ebene von enormer Bedeutung, 
um aktuelle Entwicklungen in den richtigen Kon-
text zu setzen und eventuelle Prognosen Ÿber 
Entwicklungspfade abgeben zu kšnnen. 
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